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Die internationale Klimapolitik hat in Form des völkerrechtlich bindenden Kyoto-Protokolls ein 
Beispiel geschaffen, das die Vorteile kooperativen Handelns auf staatlicher Ebene durch 
quantifizierbare Ziele und messbare Effekte veranschaulicht.  
Der politische Aushandlungsprozess hat dazu geführt, dass sich Staaten dazu verpflichten 
ihre Treibhausgasemissionen um insgesamt 5 % gegenüber Niveau von 1990 bis 2012 zu 
senken. In Abhängigkeit des Entwicklungsstatus eines Landes wurden unterschiedlich hohe 
Beiträge zur Senkung der Gesamtemissionen ausgehandelt. 
Da Entwicklungsländer aus der historischen Verantwortung des anthropogen induzierten 
Klimawandels ausgenommen sind, bestehen für diese auch keine Verpflichtungen zur 
Reduktion. Zusätzlich wurden aus ökonomischen Gründen (und nicht zuletzt aufgrund des 
Einflusses der USA) marktbasierte Instrumente zur Umsetzung dieses politischen 
Abkommens geschaffen. Ausgehend von der Überlegung, dass die Vermeidung von 
Emissionen an jenen Orten stattfinden soll, wo diese am ökonomisch günstigsten ist, wurden 
in Form der flexiblen Mechanismen auch Entwicklungs- und Schwellenländer in den 
Wirkungsbereich des Kyoto-Protokolls miteingebunden. Emissions Trading, Joint 
Implementation (JI) und Clean Development Mechanism (CDM) sollen zu einer win-win-
Situation aller teilnehmenden Staaten und Akteure führen. Treibhausgasemissionen in 
Entwicklungs- und Schwellenländern zu reduzieren ist finanziell günstiger als in 
Industriestaaten. Diesen wird durch JI und CDM die Möglichkeit einberaumt ihre Kyoto-Ziele 
durch den Kauf von Zertifikaten, die durch Emissionsreduktionen generiert werden können, 
zu erreichen. Entwicklungs- und Schwellenländer erhalten dadurch eine neue 
Einnahmensquelle und sollen vom Technologietransfer aus den Industriestaaten profitieren. 
Die Grundintention dieser flexiblen Mechanismen erscheint als eine in ihrer Konzeption 
sinnvolle Lösung zur Stabilisierung der Konzentration von Treibhausgasen in der 
Atmosphäre und Begrenzung der Folgen des anthropogenen Klimawandels.  
Da der CDM sowohl hinsichtlich der Anzahl der Projekte, als auch in Bezug auf die dadurch 
generierte Anzahl an reduzierten CO2-Äquivalenten deutlich „gewichtiger“ ist als JI, soll die 
vorliegende Arbeit im Wesentlichen auf den entwicklungspolitischen und sozialökologischen 
Aspekten des CDMs fokussieren. Die zentralen Forschungsfragen sind: 
 
■ Welche Aspekte in Bezug auf CDM werden in der bisherigen Literatur beleuchtet? 
 
■ Wie wirken sich die Aspekte des CDMs auf die Effektivität des CDMs im Rahmen des 
Klimaregimes aus? 
 
Die methodische Herangehensweise zur Diskussion dieser Fragen erfolgt im Rahmen der 
Regimetheorie und betrachtet das Kriterium der Effektivität in Bezug auf den CDM mit 
speziellem Fokus auf der ökologischen Effektivität. Als Grundlage der Analyse wird 
bestehende Sekundärliteratur zum CDM herangezogen. 
Eine Vielzahl an Literatur unterschiedlicher Quellen beleuchtet diverse Aspekte des CDMs. 
Von kritischen Sichtweisen, über die Potentiale bis hin zu reformierten künftigen 
Rahmenbedingungen des CDMs reicht die Diversität der Schwerpunkte. Die für die 
Bearbeitung der genannten Fragestellungen herangezogenen Quellen umfassen 
Monographien, Beiträge in Herausgeberwerken, Artikel aus wissenschaftlichen Journals, 
Discussion bzw. Working Papers, offizielle Dokumente des UNFCCC, Berichte und Studien 
von NGOs, Beiträge in Magazinen bis hin zu internetbasierter Recherche. Um die 
vielseitigen Aspekte des CDMs zu fassen, wurde versucht möglichst unterschiedliche 
Quellen einzubeziehen. Die Auswahl der vorgefundenen Literatur erfolgte anhand der 
inhaltlichen Schwerpunktsetzung. Es wurde daher versucht die wesentlichen Aspekte der 
Sekundäranalyse einzubeziehen, die als Basis für die Analyse dienen. 
Den theoretischen Rahmen zur Analyse der Effektivität des CDMs bietet die Regimetheorie. 
Vor allem umweltpolitische Regime haben in den vergangenen Jahrzehnten sichtbar an 
Bedeutung gewonnen, wodurch die Betrachtung des Klimaregimes als solches relevant 
erscheint. Der CDM als Teil des Regimes zur Umsetzung der kooperativ vereinbarten Ziele 
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wird hinsichtlich der Effektivität zur Erreichung dieser Ziele diskutiert. Der Fokus liegt hierbei 
auf der Analyse der ökologischen Effektivität, die aufgrund der Zielsetzung umweltpolitischer 
Abkommen ein wesentliches Kriterium des Regimes darstellt. Die zentrale Stellung dieses 
Mechanismus in der vorliegenden Arbeit sei durch die in seiner Entwicklung erlangten 
Bedeutung innerhalb des Klimaregimes begründet, nicht zuletzt aber auch an dem 
mittlerweile erreichten finanziellen Gewicht ersichtlich. 
1.1. Aufbau der Arbeit 
Zur Erläuterung der Notwendigkeit internationaler Kooperation in Bezug auf Klimapolitik und 
zum besseren Verständnis der klimapolitischen Aushandlungsprozesse werden im folgenden 
Kapitel die allgemeinen naturwissenschaftlichen Hintergrundinformationen des Klimawandels 
dargelegt und im Speziellen die Situation der Entwicklungsländer dargestellt. Es wird hierbei 
auf die relevanten Treibhausgase sowie auf deren Ursprung eingegangen. Ebenfalls erfolgt 
eine Darstellung der Situation der Entwicklungsländer, die verstärkter Vulnerabilität in Bezug 
auf die Folgen des Klimawandels ausgesetzt sind. 
In einem weiteren Kapitel wird der theoretische Rahmen der Arbeit abgesteckt. Die 
grundlegenden Annahmen der Regimetheorie werden erläutert, ebenso wie auf namhafte 
Vertreter und auch Kritik an diesem theoretischen Ansatz zur Analyse internationaler 
Kooperationen eingegangen wird. Hierin werden auch die Grundlagen der Effektivität von 
Regimen erläutert, die für die Analyse in Kapitel 5 von Relevanz sind. Im Speziellen wird in 
einem weiteren Teil das Klimaregime und dessen wegweisende Abkommen erläutert. 
Der Schwerpunkt in Kapitel 4 liegt auf den Modalitäten und Rahmenbedingungen des CDMs. 
Hierin werden sowohl die Anforderungen an Projekte, deren Ablauf, die zentralen Akteure 
sowie grundlegende ökonomische und statistische Daten aufbereitet. Es soll dadurch ein 
Überblick geschaffen werden, der die zum Teil sehr spezifischen Aspekte der Literatur, die in 
Kapitel 5 erläutert werden, besser verständlich macht. 
Diese wesentlichen in der Literatur in der Literatur vorgefundenen Aspekte des CDMs 
werden in Kapitel 5 näher betrachtet und in Bezug auf die ökologische Effektivität diskutiert. 
Die Analyse erfolgt auf Basis der von KÜTTING festgestellten vier Determinanten 
ökologischer Effektivität. Diese sollen einen umfassenden analytischen Blick ermöglichen. 
In einem allgemeinen Conclusio in Kapitel 6 werden die Erkenntnisse aus der Analyse der 
Aspekte des CDMs hinsichtlich der vier Determinanten der ökologischen Effektivität 
zusammengefasst und analysiert bevor allgemeine Schlussfolgerungen zur Effektivität des 
Klimaregimes gezogen werden. 
 
9 
2. Relevanz der Klimapolitik 
Im Folgenden werden die Hintergründe der heute vorfindbaren Klimapolitik erläutert. Zum 
einen ist es die Konzentration der Treibhausgase in der Atmosphäre, die als 
naturwissenschaftliches Phänomen in Form des Klimawandels Anlass für internationale 
Kooperation zur Stabilisierung dieser Levels auf einem vom Intergovernmental Panel on 
Climate Change (IPCC) maximalen festgelegten Wert von 450 ppm für CO2 zur Erreichung 
des angestrebten 2°C-Ziels gibt. Zum anderen ist es die spezifische Situation der 
Entwicklungsländer, die zu den momentan gültigen Vereinbarungen geführt haben. 
2.1. Naturwissenschaftlicher Hintergrund 
Grundlage für die Notwendigkeit einer Reduktion des Ausstoßes an Treibhausgasen ist der 
dadurch induzierte Klimawandel. Der Treibhauseffekt ist ein klimatisches Phänomen, das 
wesentlichen Einfluss auf den Klimawandel ausübt. Dabei gilt es den natürlichen und den 
anthropogen verursachten Treibhauseffekt zu unterscheiden. Gäbe es den natürlichen 
Treibhauseffekt nicht, so läge die Durchschnittstemperatur auf der Erde nicht bei 15°C, wie 
sie derzeit vorzufinden ist, sondern bei etwa -18°C. Die Temperaturdifferenz von 33°C ist 
daher auf den natürlichen Treibhauseffekt zurückzuführen. Ein Anstieg der 
Durchschnittstemperatur über 15°C hinaus wird allerdings durch die vom Menschen 
ausgestoßenen Treibhausgase verursacht, weshalb hier vom anthropogen verursachten 
Treibhauseffekt gesprochen wird, den es in seiner „unnatürlichen“ Wirkung einzudämmen gilt 
(vgl. BÖTTIGER 2008, S. 52).  
Die durch die Sonnenstrahlung auf die Erde einfallende Energie wird zu 20 % von den 
Wolken wieder in den Weltraum abgestrahlt. Ein weiterer Teil dieser Energie wird durch die 
Erdoberfläche reflektiert. Insbesondere helle Flächen wie beispielsweise Schnee oder Eis 
zeigen eine hohe Albedo.1 Die gesamte Reflektivität der Erde beträgt derzeit in etwa 30 %. 
Von den verbleibenden 70 % der Sonnenenergie werden ca. 20 % von den verschiedenen 
Bestandteilen der Luft absorbiert, wodurch die Atmosphäre erwärmt wird. 50 % der 
Sonnenstrahlen erreichen die Erdoberfläche und erwärmen dadurch Boden und Wasser. 
Treibhausgase haben eine isolierende Wirkung, wodurch mehr Wärmeenergie im 
Gesamtsystem gespeichert werden kann. Je höher die Konzentration dieser Gase in der 
Atmosphäre ist, desto mehr Wärme kann gespeichert werden und desto stärker steigt die 
Durchschnittstemperatur auf der Erde (vgl. POMREHN 2007, S. 15 f.). 
Der natürliche Treibhauseffekt wird im Wesentlichen durch Wasserdampf und 
Kohlenstoffdioxid in der Atmosphäre verursacht. Während Wasserdampf grundsätzlich als 
nicht direkt durch den Menschen beeinflusst gilt, da dieser in erster Linie durch Verdunstung 
an den Ozeanoberflächen entsteht, ist Kohlenstoffdioxid in seiner derzeitigen Konzentration 
durchaus anthropogen induziert (vgl. HOUGHTON 2005, S. 23).  
 
Trotz gewisser Unsicherheiten in der Klimaforschung kann festgehalten werden, dass die 
Konzentration der Treibhausgase in der Atmosphäre seit der Industriellen Revolution vor 
allem durch die Verbrennung fossiler Brennstoffe deutlich angestiegen ist und bereits ein 
Maximum seit den letzten 800.000 Jahren erreicht hat. In diesem Zeitraum fanden mehrere 
zyklische Wechsel zwischen Kalt- und Warmzeiten statt, wobei die CO2-Konzentration 







                                                 
1
 „Die Albedo gibt das Verhältnis von einfallender zu reflektierender Strahlung an. Eine (theoretische) 
Albedo von 1 entspricht dabei einer Rückstrahlung von 100 %, eine Albedo von 0 bedeutet die 
vollständige Absorption.“ (SPANDAU und WILDE 2008, S. 27). 
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Als Treibhausgasemissionen anthropogengen Ursprungs gelten jene, die auch im Anhang A 
des Kyoto-Protokolls definiert wurden: 
■ Kohlendioxid (CO2) 
■ Methan (CH4) 
■ Distickstoffmonoxid (N2O) 
■ teilhalogenierte Fluorkohlenwasserstoffe (H-FCKW) 
■ perfluorierte Kohlenwasserstoffe (FKW/PFC) 
■ Schwefelhexafluorid (SF6) (vgl. UNITED NATIONS 1998, S. 19). 
Diese umfassen somit die wesentlichen Einflussfaktoren auf die durch den Menschen 
verursachte erhöhte Konzentration der klimawirksamen Gase in der Atmosphäre. 
 
Der Anstieg der Treibhausgaskonzentration in der Atmosphäre wird im vierten 
Sachstandsbericht des Intergovernmental Panels on Climate Change (IPCC) deutlich 
veranschaulicht.  
 
Abbildung 1: Konzentration wichtiger Treibhausgase in der Atmosphäre 
 
Quelle: IPCC 2011b 
 
Aus Abbildung 1 geht hervor, dass die dargestellten Treibhausgase Kohlenstoffdioxid, 
Methan und Distickstoffmonoxid seit der Industriellen Revolution einen wesentlichen Anstieg 
verzeichnen (der betrachtete Gesamtzeitraum umfasst in etwa die vergangenen 2.000 Jahre). 
CO2-Emissionen resultieren aus dem Einsatz fossiler Brennstoffe im Transport, für 
Gebäudebeheizung und -kühlung und der Produktion von Zement und anderen Produkten. 
Bei Abholzung wird ebenfalls CO2 emittiert und dadurch zusätzlich die Aufnahme von CO2 
durch Pflanzen vermindert. Auch in natürlichen Prozessen, wie beim Zerfall von 
Pflanzenmaterial, wird CO2 frei. Methan entsteht in erster Linie durch Tätigkeiten in der 
Landwirtschaft, durch Erdgasförderung und auf Deponien. Darüber hinaus entsteht Methan 
bei natürlichen Prozessen wie beispielsweise in Feuchtgebieten. Distickstoffmonoxid wird 
vom Menschen durch den Einsatz von Düngemittel und jenem von fossilen Brennstoffen 
ausgestoßen, in natürlichen Prozessen in Böden und Ozeanen wird ebenfalls 
Distickstoffmonoxid emittiert. „Halogen gas“ wird primär anthropogen verursacht, der Anteil 
natürlicher Prozesse an den Gesamtemissionen dieses Treibhausgases ist verschwindend 
gering. Fluorkohlenwasserstoffe (z.B. CFC-11 oder CFC-12) zählen ebenfalls zu den 
Halogenkohlenwasserstoffen. Diese wurden in industriellen Prozessen und Kühlprozessen 
eingesetzt, bevor herausgefunden wurde, dass diese Ozonabbau verursachen. Aufgrund 
internationaler Abkommen (Montreal-Protokoll zum Schutz der Ozonschicht) ist deren 
Vorkommen sinkend. Ozon ist ein Treibhausgas, das grundsätzlich durch chemische 
Prozesse in der Atmosphäre zerstört wird. In der Troposphäre hingegen wurde das Ozon 
durch menschliche Aktivitäten erhöht, durch den Ausstoß von Kohlenstoffmonoxid, 
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Kohlenwasserstoffe und Stickstoffoxid, die chemische Prozesse hervorrufen um Ozon zu 
produzieren. Wasserdampf ist das häufigste und wichtigste Treibhausgas in der Atmosphäre. 
Der menschliche Einfluss darauf ist allerdings als gering zu bezeichnen. Indirekt kann die 
Konzentration von Wasserdampf in der Atmosphäre zum Beispiel durch die Erhöhung der 
Durchschnittstemperatur auf der Erde beeinflusst werden, wodurch sich auch die 
Konzentration an Wasserdampf in der Atmosphäre erhöht. Auch die Emission von Methan 
kann beeinflussend wirken, da Methan in der Stratosphäre durch chemische Zersetzung zu 
einem geringen Anteil auch in Wasserdampf umgewandelt wird. Aerosole sind kleine Partikel 
in der Atmosphäre, die zum Teil direkt emittiert werden, zum Teil aber auch erst in der 
Atmosphäre durch emittierte Verbindungen entstehen. Aerosole entstehen sowohl durch 
menschliche Aktivitäten, als auch durch natürliche Prozesse. Natürliche Quellen umfassen 
Gesteinsstaub, der von der Oberfläche freigesetzt wird, Meersalzaerosole, biogene 
Emissionen von Land und Ozeanen sowie Sulfat und Staubaerosole, die durch 
Vulkanausbrüche emittiert werden. Menschenverursachte Aerosole hingegen entstehen 
durch die Verbrennung fossiler Brennstoffe und Biomasse (diese verursachen 
Schwefelverbindungen, organische Verbindungen und „black carbon“), Tagebau und 
industrielle Prozesse (vgl. IPCC 2007, S. 135 ff.).  
 
Die klimarelevanten Gase weisen eine unterschiedliche Verweildauer in der Atmosphäre und 
ein insgesamt unterschiedlich hohes Treibhausgaspotential (siehe Tabelle 1) auf. So weist 
beispielsweise Schwefelhexfluorid ein etwa 22.800-faches Potential im Vergleich zu CO2 auf. 
Das Treibhausgaspotential der unterschiedlichen Gase wird in Relation zu CO2 angeführt, 
das den Faktor 1 hat.  
Tabelle 1: Treibhausgaspotentiale und Verweildauer in der Atmosphäre 
 chemische Formel 




Kohlenstoffdioxid CO2  1 
Methan CH4 12 21 
Distickstoffmonoxid N2O 114 310 
teilhalogenierte 
Fluorkohlenwasserstoffe2 
   
HFC-134a CH2FCF3   14 1.300 
HFC-23 CHF3 270 11.700 
HFC-152a CH3CHF2   1,4 140 
HFC-125 CHF2CF3   29 2.800 
perfluorierte Verbindungen3    
PFC-14 CF4 50.000 6.500 
PFC-116 C2F6 10.000 9.200 
Schwefelhexafluorid SF6 3.200 22.800 
Quelle: IPCC 2007, S. 33 f.  
 
Die Klimawissenschaft ist nach wie vor von Unsicherheiten geprägt, dennoch sind die 
Prozesse, die Klimawandel verursachen weitgehend erforscht und der anthropogene 
Einfluss kann mit hoher Wahrscheinlichkeit als wesentlicher Faktor für die Änderung des 
Klimas in den vorangegangenen Jahrzehnten bezeichnet werden (vgl. MASTRANDREA u. 
SCHNEIDER 2010, S. 11).  
Politisches Handeln und Entscheidungsfindung im Bereich der Klimapolitik gestaltet sich 
nicht zuletzt deshalb als schwierig, weil es sich dabei um eine Entscheidungssituation unter 
Unsicherheit handelt. Die nach wie vor in den Klimawissenschaften nicht mit absoluter 
Sicherheit erforschten Phänomene können im Falle einer Überschätzung der Auswirkungen 
der gestiegenen Treibhausgaskonzentrationen zu höheren als benötigten Kosten führen. Im 
                                                 
2  Aus Gründen der Übersichtlichkeit wurden nur jene teilhologenierten Fluorkohlenwasserstoffe 
angeführt, die in Zusammenhang mit dem CDM als relevant erscheinen. 
3 Aus Gründen der Übersichtlichkeit wurden nur jene perfluorierte Verbindungen ausgewählt, die die 
untere und obere Grenze in Bezug auf das Treibhausgaspotential bilden. 
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Falle einer Unterschätzung der Klimafolgen tritt das Gegenteil ein: die Reduktions- und 
Adaptionskosten wurden niedrig gehalten, folgende Schäden hingegen sind groß. Politische 
Entscheidungsfindung stellt daher eine Gratwanderung zwischen akzeptablen Kosten und 
Reduktion von Risiken dar (vgl. TIETENBERG und LEWIS 2010, S. 361).  
Darüber hinaus erschweren die geografisch unterschiedlichen Auswirkungen des 
Klimawandels die Verhandlungen zu internationalen Klimaabkommen. 
2.2. Vulnerabilität von Entwicklungsländern 
„Every piece of published literature and assessment has concluded that the developing 
countries are more vulnerable to the adverse effects of climate change. This vulnerability is 
not only determined by climate events but also by complex combinations of social, economic, 
and environmental factors.“ (NYONG 2009, S. 44). 
Vulnerabilität hängt nicht nur von den derzeitigen klimatischen Bedingungen und dem 
Ausmaß der Änderung dieser in der Zukunft ab, sondern ebenfalls von den 
Lebensverhältnissen der Bevölkerung und den Fähigkeiten zur Anpassung an diese 
Veränderungen. Nicht jedes Entwicklungsland ist durch Klimawandel in gleicher Intensität 
verwundbar. Darüber hinaus variiert die Vulnerabiltität nach Erwerbsgrundlage, Einkommen, 
Bildungsstand, Geschlecht, Alter und sozialem Status innerhalb einer Bevölkerung. 
Grundsätzlich werden in Studien zu Vulnerabilität zwei Konzepte verwendet: soziale und 
integrierte. Soziale Vulnerabilität wird häufig mit Indizes der wirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Entwicklung angeführt, wie beispielsweise dem HDI (Human Development 
Index) oder dem HPI (Human Poverty Index). Das Konzept integrierter Verwundbarkeit 
betrachtet nicht nur den Teilaspekt der sozialen Verwundbarkeit, sondern verbindet diese mit 
Informationen zu Klimarisiken, die in bestimmten Regionen vorherrschen und liefert dadurch 
unterschiedliche Ergebnisse abhängig von der geografischen Lage einer Region und den 
dort angenommenen Klimarisiken (vgl. EDENHOFER 2010, S. 21 ff.).  
Die Verteilung der durch den Klimawandel induzierten Kosten und Nutzen zwischen den 
Staaten und Regionen erfolgt ungleich. Der Anstieg des Meeresspiegels und Veränderungen 
in Halbtrockengebieten bedeuten höhere Kosten für Entwicklungsländer. Durch regionale 
Analysen der Auswirkungen des Klimawandels wurde festgestellt, dass Afrika von den 
Folgen am stärksten betroffen sein wird. Vor allem tiefliegende Gebiete in 
Entwicklungsländern sowie auch in Industrieländern werden durch den Anstieg des 
Meeresspiegels, Sturmfluten und Niederschläge verstärkt vom Klimawandel verändert. Vor 
allem hinsichtlich der Fähigkeit zur Anpassung an den Klimawandel ist ein Nord-Süd-Gefälle 
deutlich erkennbar. „The major Northern Hemisphere food-exporting and capital-intensive 
countries are in a better position than the low-income, food-importing developing countries” 
(SPASH 2005, S. 89). Weiters werden Migrationsbewegungen aufgrund der veränderten 
Bedingungen durch den Klimawandel unvermeidbar sein (vgl. SPASH 2005, S. 87 ff.).  
 
Klimawandel impliziert zudem vermehrte bzw. veränderte Gesundheitsrisiken in 
Entwicklungsländern. Durch das Ansteigen der durchschnittlichen Temperatur auf der Erde 
kann es beispielsweise vermehrt zu Waldbränden kommen, die negative Auswirkungen auf 
Atemwegserkrankungen haben können. Zudem zählen die stärkere Verbreitung von 
Krankheiten wie Malaria, Dengue-Fieber, Cholera, kardiorespiratorische Krankheiten 
aufgrund höherer Konzentration des bodennahen Ozons in Zusammenhang mit dem 
Klimawandel, psychische Erkrankungen usw. zu den gesundheitlichen Folgen des 
Klimawandels. Diese variieren in Abhängigkeit der geografischen Lage eines Staates (vgl. 
NYONG 2009, S. 53 f.).  
 
Hinsichtlich der durch den anthropogenen Klimawandel induzierten Vulnerabilität sind die 
ärmsten Bevölkerungsschichten unverhältnismäßig stark betroffen. Durch den drohenden 
Verlust der Lebensgrundlage, Hungersnöte und Umsiedlungen sind diese 
Bevölkerungsschichten weitaus verletzbarer. Durch Schocks aus Klimakatastrophen wird 
Armut weiter verstärkt. Bildung von Kindern und deren physische Entwicklung werden 
unterbrochen, aufgebautes Vermögen wird zerstört und die soziale Ausdifferenzierung wird 
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dadurch stärker vorangetrieben. Dennoch kann mithilfe einer entsprechenden Politik die 
Vulnerabilität gesenkt werden (vgl. RIBOT 2010, S. 47 f.).  
 
Abbildung 2: CO2 Emissionen pro Kopf im Jahr 2007 
 
Quelle: UNITED NATIONS STATISTICS DIVISION 20114 
 
Abbildung 2 veranschaulicht die CO2-Emissionen pro Kopf im globalen Vergleich. Während 
die Erdöl exportierenden Länder aufgrund der Berechnungsmethode ebenso wie 
Industriestaaten sehr hohe CO2-Emissionen pro Kopf aufweisen, sind es die 
Entwicklungsländer, deren Ausstoß nur einen Bruchteil davon ausmacht. In Tabelle 2 sind 
jene 15 Länder aufgelistet mit dem niedrigsten pro Kopf-Verbrauch, sowie jene 15 Staaten 
mit dem höchsten. Dennoch ist auffällig, dass unter den Staaten mit dem höchsten pro Kopf-
Verbrauch die USA einen weitaus höheren Gesamtausstoß aufweisen als die anderen 14 
Staaten in Summe. An dieser Stelle sei daher auch China genannt, das bereits 2007 den 
weltweit höchsten Gesamtausstoß an CO2 verzeichnete, und zwar in Höhe von 6.538,37 Mio. 
Tonnen. Der pro Kopf-Verbrauch in China lag aufgrund der hohen Bevölkerungszahl bei nur 
4,92 Tonnen pro Jahr und ist somit nach wie vor geringer als jener der Industriestaaten. 
Indien, Russland und Japan verursachen ebenfalls einen hohen Gesamtausstoß an CO2 
(Indien: 1.610 Mio. Tonnen, Russland: 1.579,82 Mio. Tonnen, Japan: 1.303,78 Mio. Tonnen). 
                                                 
4 Die Darstellung beschränkt sich auf CO2 als Treibhausgas, da kummulierte Daten für alle im Kyoto-
Protokoll definierten Treibhausgase nur zu unterschiedlichen Zeitpunkten zur Verfügung stehen und 
somit schwer vergleichbar sind. Die Berechnung der Emissionen beinhaltet jene der Energiewirtschaft, 
des Verkehrs, der Kraftstoffverbrennung in der Industrie, des Dienstleistungssektors und der 
Haushalte sowie der industriellen Produktionsprozesse wie beispielsweise jenem für Zement. 
Emissionen aus Änderung der Landnutzung sind in der Berechnung nicht enthalten. Daten für Annex 
I-Staaten entstammen den standardisierten Berechnungsmethoden des UNFCCC, jene für Nicht-
Annex I-Staaten sind Schätzungen des Carbon Dioxide Information Analysis Centers.  
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Während Indiens pro Kopf-Verbrauch jedoch bei 1,38 Tonnen jährlich liegt, sind es in Japan 
10,23 Tonnen und in Russland 11,13 Tonnen (vgl. UNITED NATIONS STATISTICS 
DIVISION 2011).  
 














  in Mio. Tonnen  Tonnen    in Mio. Tonnen  in Tonnen 
Burundi   0,18   0,02  Qatar   63,05   55,43 
Afghanistan   0,71   0,03  Netherlands Antilles   6,24   32,47 
Chad   0,38   0,04  United Arab Emirates   135,54   31,06 
Dem. Rep. of the Congo   2,44   0,04  Kuwait   86,14   30,21 
Mali   0,58   0,05  Bahrain   22,46   29,58 
Central African Republic   0,25   0,06  Trinidad and Tobago   37,04   27,88 
Niger   0,91   0,06  Luxembourg   11,84   24,93 
Somalia   0,60   0,07  Aruba   2,40   23,02 
Malawi   1,06   0,07  Brunei Darussalam   7,61   19,80 
Rwanda   0,71   0,08  United States  6 094,39   19,74 
Ethiopia   6,51   0,08 
 Falkland Islands 
(Malvinas)   0,06   19,68 
Uganda   3,20   0,10  Australia   396,28   19,00 
Burkina Faso   1,69   0,12  Canada   590,20   17,91 
Mozambique   2,60   0,12  Saudi Arabia   402,45   16,31 
Madagascar   2,25   0,12  Kazakhstan   227,39   14,76 
Quelle: UNITED NATIONS STATISTICS DIVISION 2011 
 
Das wirtschaftliche Wachstum in Entwicklungs- und Schwellenländern geht mit einer 
Zunahme an Treibhausgasemissionen einher. Wenngleich die Ausgangsbasis dieses 
Anstiegs eine weitaus geringere ist als in Industrieländern, so ist es dennoch von enormer 
Bedeutung den Ausstoß an Treibhausgasemissionen so gering wie möglich zu halten und 
durch technologische und finanzielle Unterstützung der Industriestaaten einen möglichst 
nachhaltigen Wachstumspfad einzuschlagen (vgl. GERTH 2010, S. 217 ff.).  
 
In Anbetracht der dargestellten Situation der Entwicklungs- und Schwellenländer sind diese 
aus mehreren Gründen nicht dazu bereit bindende Beschränkungen hinsichtlich des CO2-
Ausstoßes zu akzeptieren. Ein wesentlicher Grund dafür ist, dass die historische Schuld bei 
den Industrieländern liegt (vgl. WICKE et al. 2006, S. 119).  
Entwicklungs- und Schwellenländer fordern von den Industriestaaten, dass diese 
Verantwortung und damit auch die Kosten für die historisch emittierten Treibhausgase 
übernehmen. Seit 1850 sind die durch Energieproduktion ausgestoßenen CO2-Emissionen 
zu ca. 70 % auf Industrieländer zurückzuführen, der Anteil der Entwicklungsländer beläuft 
sich auf etwa ein Viertel (vgl. KAUFMANN und MÜLLER 2009, S. 110). 
Nicht nur historisch sind es Industrieländer, die für den Großteil der Treibhausgasemissionen 
verantwortlich zeichnen, sondern auch aktuell wird pro Kopf noch immer das 20- bis 50-
Fache von Entwicklungsländern emittiert. Zudem leidet die Glaubwürdigkeit der 
Industrieländer ihre Emissionen senken zu wollen. Statt einer Reduktion um 5,2 % der 
Emissionen unter das Niveau von 1990, stiegen diese in der ersten Kyoto-Periode ab 2008 
stetig an (vgl. WICKE et al. 2006, S. 119).  
 
Die Komplexität wird allerdings durch Abhängigkeiten zwischen einzelnen Politikfeldern 
weiter verstärkt. Die Interdependenzen zwischen Klima- und Entwicklungspolitik sind 
durchaus bekannt, dennoch werden einzelne Programme, Strategien oder Maßnahmen in 
der Regel unabhängig voneinander beschlossen. So seien hier stellvertretend die Millenium-
Ziele einerseits und das Kyoto-Protokoll andererseits erwähnt (vgl. JONES et al. 2009, S. 11 
f.).  
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Auch anhand der geschaffenen Institutionen ist diese Trennung von Klimapolitik und anderen 
internationalen Politiken deutlich zu erkennen. Vor allem Abkommen im Rahmen der WTO 
(World Trade Organisation), die ein ökonomisches Wachstumsziel und 
Liberalisierungstendenzen verfolgen stehen oft in Widerspruch zu klimapolitischen 
Zielsetzungen. „The discursive-ideological as well as institutional separation of a global 
climate problem and fussil fuel (in-)security enacts a (temporary) rapprochement between the 
economy and the environment” (ALTVATER zit. in BRUNNENGRÄBER 2009b, S. 28).  
Ein Erfolgsbeispiel für integrierte Politik liefert das Alkoholtreibstoffprogramm Brasiliens. Die 
Herstellung dieses Treibstoffes stellt eine kosteneffiziente Variante zur Substitution fossiler 
Kraftstoffe dar und die Produktion von Zuckerrohr (als Rohstoff für die Treibstoffproduktion) 
ist arbeitsintensiv und schafft somit Arbeitsplätze und Einkommen vor allem für den ärmeren 
Teil der Bevölkerung. Darüber hinaus ist Brasilien weniger vulnerabel bezüglich Änderungen 
des Ölpreises, da die Importabhängigkeit von Erdöl und das Wechselkursrisiko reduziert 
werden konnten (vgl. KOK et al. 2008, S. 104).  
 
Die dargestellte Situation in Bezug auf die Erkenntnisse der Klimawissenschaft und den 
Beitrag der menschlichen Aktivitäten zum Klimawandel, ebenso wie die spezielle Situation 
der Entwicklungsländer begründen einen Handlungsbedarf internationaler Kooperation, nicht 
zuletzt aufgrund der weltweiten Folgen des Klimawandels.  
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3. Theoretischer Rahmen 
Für die in Kapitel  1 dargelegten Fragestellungen bietet die Regimetheorie einen geeigneten 
theoretischen Rahmen zur Bearbeitung. Im Bereich der Umweltpolitik ist eine Vielzahl an 
Regimen vorzufinden (z.B. Montreal-Protokoll zum Schutz der Ozonschicht, Baseler 
Konvention von 1989 zur Kontrolle des grenzüberschreitenden Handels mit gefährlichen 
Abfällen, London-Übereinkommen von 1972 zur Meeresverschmutzung durch Abfälle und 
andere Stoffe), wodurch die Bereitschaft und Notwendigkeit zur problemspezifischen 
internationalen Kooperation zum Ausdruck gebracht wird. 
Die internationalen Abkommen zum Schutz des Klimas erlangten in Form des Kyoto-
Protokolls große Aufmerksamkeit. Der Clean Development Mechanism (CDM) hat im 
Rahmen des Klimaregimes wesentliche Bedeutung erlangt, diese ist nicht zuletzt an der 
finanziellen Tragweite dieses flexiblen Mechanismus zu erkennen (siehe Kapitel  4.3). Die 
Regimetheorie bietet daher ein geeignetes theoretisches Hilfsmittel, um den CDM 
hinsichtlich seiner Effektivität als Teil des Klimaregimes zu diskutieren.  
 
Im Folgenden werden allgemeine Annahmen und Definitionen der Regimetheorie vorgestellt, 
bevor in Kapitel  3.2 auf das Klimaregime im Speziellen eingegangen wird und dessen 
wegweisende internationale Abkommen vorgestellt werden. 
3.1. Regimetheorie 
Regimetheoretische Ansätze zur Analyse internationaler Politik entstanden in den 
vergangenen 25 Jahren, um die Entwicklung internationaler Politik unter der 
Auseinandersetzung mit Fragen der internationalen Zusammenarbeit zu erklären. 
Weggehend von den Annahmen der Realistischen Schule, die in erster Linie auf Konflikte 
und Probleme auf zwischenstaatlicher Ebene vor dem Hintergrund eines internationalen 
anarchischen Systems fokussierten, sollen mit Regimeanalysen die Kooperationen zwischen 
Staaten in einem anarchischen System, aber vor dem Hintergrund der Souveränität der 
Nationalstaaten und deren Machteinflüsse erklärt werden. Die Fokussierung auf 
internationale Institutionen, wie sie in der konventionellen Forschung üblich war, wurde 
ausgeweitet auf die Analyse von Organisationen, deren Institutionalisierungsgrad unterhalb 
der Ebene der internationalen Institutionen liegt. Namhafte Vertreter der Regimeanalyse sind 
Krasner, Haas, Katzenstein, Nye oder Keohane. Die theoriegeschichtliche Verortung der 
Regimeanalyse ist der funktionalistischen Theorie internationaler Organisationen sowie der 
Interdependenztheorie zuzuordnen (vgl. LEHMKUHL 2001, S. 255 f.). 
In den 1970er Jahren in den USA etabliert, konzentrierte sich die Regimeforschung vorerst 
auf Kooperationen am Weltmarkt. Etwa ein Jahrzehnt später wurden Regimeanalysen auch 
in Deutschland angewendet, vorwiegend auf internationale Sicherheitsbeziehungen, in erster 
Linie bezüglich des Ost-West-Konflikts. Erst in den 1990er Jahren wurde die Regimeanalyse 
auch in strukturierter Form auf Kooperationen im Umweltbereich angewandt (vgl. 
BRUNNENGRÄBER 2009a, S. 34).  
 
Die grundlegende Annahme der Regimetheorie ist zwar (wie im Neorealismus), dass Staaten 
die wichtigsten Akteure der internationalen Politik sind, deren Handeln durch eigennützig, 
rationales Interesse geprägt ist und dies im Rahmen anarchischer Strukturen stattfindet. 
Dennoch finden sich in der Regimetheorie wesentliche Unterscheidungen zum Neorealismus. 
Im Gegensatz zum Neorealismus betont die Regimetheorie, dass internationale 
Kooperationen nicht unbedingt von hegemonialen Machtstrukturen geprägt sein müssen, 
sondern auch in Abwesenheit dieser bestehen können, sofern aufgrund der 
Interdependenzbeziehungen ein gemeinsames grenzüberschreitendes Interesse der 
beteiligten Staaten besteht. Gleiches gilt für die Existenz von internationalen Institutionen, 
die aus Sicht des Neorealismus nur als Instrument hegemonialer Mächte dienen, während 
die Regimetheorie internationale Institutionen als Möglichkeit zur Lösung von 
Kooperationsproblemen, die aufgrund der komplexen Interdependenzbeziehungen entstehen, 
betrachtet (vgl. ZANGL 2003, S. 117 ff.). 
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3.1.1. Definition Regime 
Eine durchaus verbreitete und häufig zitierte Definition von Regimen ist jene von KRASNER. 
„Regimes can be defined as sets of implicit or explicit principles, norms, rules, and decision-
making procedures around which actors´ expectations converge in a given area of 
international relations. Principles are beliefs of fact, causation, and rectitude. Norms are 
standards of behavior defined in terms of rights and obligations. Rules are specific 
prescriptions or proscriptions for action. Decision-making procedures are prevailing practices 
for making and implementing collective choice.” (KRASNER 1982, S. 186).  
 
Die Struktur von Regimen wird gemäß der Definition von KRASNER in der vorherrschenden 
Literatur durch die von ihm definierten, miteinander verbundenen, aber hierarchisch 





In den Prinzipien werden das gemeinsame Ziel und die Problemsicht, wodurch sich die 
Notwendigkeit zur Kooperation ergibt, formuliert. Normen stellen allgemeine 
Verhaltensstandards dar, die Gebote und Verbote beinhalten. Regeln haben die Aufgabe 
spezifische Verhaltensvorschriften zu machen sowie deren Überprüfbarkeit und Messbarkeit 
sicherzustellen. Verfahren können schließlich als Regelwerk für den Umgang mit den 
regulatorischen Vorgaben gesehen werden (vgl. KRELL 2012, S. 52). Brand erweitert den 
Begriff des Verfahrens und bezeichnet diese als „Praktiken, um kollektive Festlegungen 
vorzunehmen und umzusetzen“ (BRAND 2000, S. 47).  
Die Besonderheit von Regimen liegt in dem Zusammenwirken dieser vier Mechanismen. 
Idealtypisch kommt es in einem ersten Schritt zu einer Festlegung der Prinzipien und 
anschließend zu einer stufenweisen Definition der Normen, Regeln und Verfahren. Eine 
hohe Regelungsdichte und die Einhaltung dieser Regeln alleine stellen allerdings noch 
keinen Erfolg des Regimes dar (vgl. LEHMKUHL 2001, S. 274 f.). 
Kriterien, die sich in der Vergangenheit in der vorherrschenden Literatur durchgesetzt haben, 
und zur Definition von Regimen als solche dienen, sind Dauerhaftigkeit und Effektivität. Das 
über einen gewissen Zeitraum andauernde Bestehen von internationalen Kooperationen 
hinsichtlich eines Problemfelds gilt als Voraussetzung für ein Regime, Ad-hoc-Allianzen 
zählen daher nicht zu Regimen. Ebenso gilt Effektivität als Kriterium, das allerdings die 
normative Komponente der Friedens- und Wohlstandsschaffung beinhaltet (vgl. BRAND 
2000, S. 48). Die Effektivität kann etwa „aus dem Grad der Verhaltensänderung, die durch 
sie bewirkt wird“ abgelesen werden (KOHLER-KOCH 1989, S. 20).  
LIST definiert Regime als „institutionalisierte Strukturen zwischenstaatlicher Kooperation. 
Deren Spezifikum ist, dass sie politische Steuerung zwischen formal souveränen Akteuren, 
also grenzüberschreitend, ermöglichen soll und dabei neben Staats- häufig auch 
Kulturgrenzen überschreitet.“ (LIST 2007, S. 226). 
Kennzeichnend für Regime ist in erster Linie die problemfokussierte Kooperation. Regime 
selbst stellen aus Perspektive der Regimetheorie keine Akteure dar und sind somit von 
internationalen Organisationen (z.B. WTO, IWF, Weltbank, OECD, UN usw.) begrifflich zu 
trennen (vgl. BRUNNENGRÄBER 2009a, S. 35). 
3.1.2. Regimetheorie nach Keohane 
Die Regimeforschung ist in den 1970er Jahren in den USA entstanden. Einen wesentlichen 
Beitrag dazu hat Robert O. Keohanes bedeutsames Werk „After Hegemony“ geleistet. 
Keohane versucht darin zu zeigen, dass dauerhafte internationale Kooperation bei 
gemeinsamem Interesse möglich ist. In seinen Erläuterungen bezieht er sich auf die 
Spieltheorie, im Speziellen auf das Gefangenendilemma, in dem sich Staaten hinsichtlich 
eines Problemfeldes sehen. Die Entscheidung hierbei liegt in der Kooperation oder der 
Defektion. Grundsätzlich profitiert jener Staat am meisten, wenn alle andere kooperieren, der 
einzelne Akteur aber defektiert. Dieses Dilemma könne nach Keohane erst dann 
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überwunden werden, wenn es sich bei dem betrachteten Problem um ein sich 
wiederholendes handelt. Sofern sich die beteiligten Akteure wiederholt in der gleichen 
Interessenskonstelation wieder finden, ist eine Kooperation auf internationaler Ebene 
möglich. Möglich sei dies allerdings nur dann, wenn zur Absicherung der Kooperation 
internationale Regime bestehen. Regime sollen durch ihre Existenz allerdings nicht die 
Interessen der Staaten verändern, sondern vielmehr als „Kooperationskatalysator“ zur 
Umsetzung der Kooperation dienen. Ein wesentlicher Aspekt von Regimen ist nach Keohane 
die Reduktion der Transaktionskosten. Internationale Regime bieten einen 
Verhandlungsrahmen, festgelegte Verfahren und Verhandlungspartner sowie grundlegende 
Verhandlungsziele. Dadurch können Zeit und aufwändige Vorbereitungen der 
Verhandlungen gespart werden. Durch die Senkung der Transaktionskosten werden auch 
die Chancen erhöht, dass die Kooperationen tatsächlich eingehalten werden. Es entsteht 
dadurch Erwartungsverlässlichkeit und Kooperationstreue der Staaten. Kontrollmechanismen 
des Regimes sind hierfür von zentraler Bedeutung. Da in Regimen auch häufig verschiedene 
spezifische Problemfelder miteinander verknüpft sind, wird die Gesamtkooperation dadurch 
besser abgesichert. Zwischen den einzelnen Problemfeldern können unterschiedliche 
Anreize zur Kooperation geschaffen werden und auch der Anreiz zum Defektieren 
hinsichtlich der spezifischen Kooperationen wird gesenkt, da sich dies auf die 
Kooperationsbereitschaft bei anderen Problemfeldern auswirken könnte. Zudem werden 
durch internationale Regime Kooperationen überhaupt definiert, indem die genauen Inhalte 
der Kooperation festgelegt werden. Dadurch erhöhen sich auch die Kosten für einen Staat, 
der die Vereinbarungen aus dem Kooperationsabkommen nicht einhält, weil er sich für 
künftige Kooperationen einen schlechten Ruf als Kooperationspartner aufbaut (vgl. ZANGL 
2003, S. 124 ff.). 
Warum es zur Bildung von Regimen kommt erklärt Keohane mit der ihnen antizipierten 
besseren Verwirklichung von internationalen Kooperationen. Wesentliche Bedingung für die 
Bildung von Regimen ist aber deren Kosten-Nutzen-Relation und die Machtverteilung. Je 
geringer die Kosten und größer der mit den Regimen verbundenen Nutzen, desto 
wahrscheinlicher ist eine Regimebildung und vice versa. Kosten und Nutzen werden zudem 
durch die Interdependenzdichte und die Anzahl der Staaten beeinflusst. Je höher die 
Interdependenzdichte ist, desto stärker werden die Kosten des Regimes durch den 
generierten Nutzen ausgeglichen. Durch die Anzahl der Staaten werden vor allem die Kosten 
zur Durchsetzung internationaler Kooperationen beeinflusst. Kooperationstreue wird mit 
steigender Anzahl teilnehmender Staaten zunehmend schwieriger zu kontrollieren, weshalb 
aufwändige Kontrollmechanismen in die Kooperationen eingebaut werden müssen, die auch 
die Wirksamkeit ihrer Sanktionsmechanismen sicherstellen. Zur Machtverteilung innerhalb 
eines Problemfeldes führt Keohane aus, dass eine hegemoniale Macht für die Bildung von 
Regimen nicht als notwendig erachtet wird, dennoch gilt diese als für die Bildung und 
Erhaltung des Regimes zuträglich, zumal die Kosten der hegemonialen Macht für das 
Regime durch den Nutzen der Kooperation gänzlich ausgeglichen werden bzw. sogar 
Gewinn bringen können, während bei nicht hegemonialen Staaten die Kosten überwiegen 
(vgl. ZANGL 2003, S. 127 ff.). 
3.1.3. Regimeentstehung und -funktionen 
Der Bedarf zur Bildung internationaler Regime liegt einerseits in der Überwindung kollektiver 
Dilemmata, andererseits in der Einbindung konkurrierender Akteure. Als kollektives Dilemma 
wird häufig das Sicherheitsdilemma in der internationalen Politik zitiert, das aus der 
Unsicherheit des Verhaltens anderer Staaten resultiert, wenngleich ein gleichläufiges 
Verhalten aller Staaten den größten Nutzen bringen würde. Die Einbindung aller beteiligten 
Akteure eines Problemfeldes hängt nicht zuletzt auch von der Interaktionsdichte ab. Aus 
einem festzustellenden Bedarf eines Regimes zu schließen, dass es zur Entstehung eines 
Regimes kommt, wäre unzulässig, da zwischen Regimebedarf und Regimeentstehung kein 
mechanistisches Zusammenhangsverhältnis besteht. Die Entstehung von Regimen bedarf 
einer empirischen Analyse über die Entstehung von Kooperation und darüber hinaus einer 
Analyse der Entwicklung eines Regimes, das durch eine spezifische Struktur geprägt ist.  
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Solange allerdings die Erwartungsunsicherheit bezüglich Verpflichtungsbereitschaft der 
Akteure besteht, die Kosten- und Nutzenverteilung umkämpft ist und Attraktivität zur Rolle 
des nutznießenden Außenseiters gegeben ist, muss für die Kooperation ein zusätzlicher 
Anreiz geschaffen werden (vgl. LEHMKUHL 2001, S. 260 ff.). 
 
Die Bildung von Regimen soll gewisse Funktionen erfüllen, wodurch die internationale 
Kooperation erleichtert und zur Festigung der Kooperationsbereitschaft beigetragen werden 
soll: 
■ Erwartungssicherheit 
■ Bereitstellung eines normativ-institutionellen Rahmens 
■ Bereitstellung von sach- und akteursbezogenen Informationen 
Richtlinien für das Verhalten der teilnehmenden Akteure sollen sicherstellen, dass dieses zu 
einem gewissen Grad antizipiert werden kann und die Erwartungssicherheit dadurch erhöht 
wird. Der normativ-institutionelle Rahmen, den Regime bieten, soll die Transaktionskosten 
der Zusammenarbeit reduzieren. Diese können weiters durch einen entsprechenden 
organisatorischen Rahmen verringert werden. Informationen zu den teilnehmenden Akteuren 
sowie zu bestimmten sachlichen Themenbereichen erhöhen die Transparenz und machen 
das Handeln der Akteure berechenbar. Kollektive Übereinkommen stellen darüber hinaus 
eine gemeinsame Ausgangslage zur Verfügung (vgl. LEHMKUHL 2001, S. 262). 
3.1.4. Effektivität 
Die Analyse der Regimeeffektivität kann unter verschiedenen Aspekten erfolgen: 
■ Verhaltensanpassung 
■ Zielverwirklichung oder  
■ Veränderungen des internationalen Systems. 
So wird zur Bewertung häufig die Akzeptanz und Einhaltung von Normen und Regeln 
herangezogen und somit durch das Verhalten der Akteure die Wirkung von Regimen erklärt. 
Abgehend von der Fokussierung auf die Verhaltensänderung wird vor allem bei 
Umweltregimen sehr häufig auch die Erreichung des angestrebten Handlungsziels als 
Kriterium verwendet. Weiters wird auch der Frage inwiefern Regime auf die strukturellen und 
prozessualen Gegebenheiten des internationalen Systems wirken nachgegangen. 
Auswirkungen auf die globale bzw. politikfeldspezifische Machtstruktur sowie auf die 
Entstehung anderer internationaler Regime stehen hierbei im Zentrum des Interesses (vgl. 
KOHLER-KOCH 1989, S. 44 ff.).  
 
Die Effektivität von Regimen wird nicht zuletzt von der Regelbefolgung der Staaten 
beeinflusst. Aus Perspektive des Realismus wird das Handeln von Staaten und die 
Einhaltung der Kooperationsvereinbarungen durch die Kosten und Nutzen aus der 
Kooperation beeinflusst. Dies erfolgt nicht nur aufgrund absoluter Gewinne, sondern hängt 
vielmehr von relativen Gewinnen ab (MÜLLER 2002, S. 362).  
 
Fokussierend auf die Zielverwirklichung gilt die Normbefolgung von teilnehmenden Akteuren 
der Regime als Voraussetzung für die Erzielung einer effektiven Umsetzung. Die 
Feststellung normkonformen Verhaltens lässt allerdings nicht unbedingt auf Effektivität des 
Regimes schließen. Bei der Analyse der Effektivität gilt es festzustellen ob die in den 
Prinzipien festgehaltenen Ziele erreicht werden. Die Kontrolle des Erfolgs eines Regimes 
stellt sich in der empirischen Forschung zumeist aufgrund der vage definierten Ziele als 
problemhaft dar. Ein Beispiel wissenschaftlicher, grenzüberschreitender Kooperation stellt 
das IPCC dar, das durch seine Monitoring- und Verifikationsberichte Grundlagen für weitere 
politische Entscheidungen in der Conference of the Parties im Klimaregime liefert und somit 
zu dessen Weiterentwicklung beiträgt. Parallel dazu findet auch eine externe 
Effektivitätskontrolle in Form von Kritik durch nichtstaatliche Organisationen statt, die zumeist 
den Regimeerfolg an den offiziell genannten Zielen bemessen (vgl. LIST 2007, S. 234 f.).  
Einen umfassenden Ansatz zur Effektivität von Regimen liefert YOUNG. „A regime that 
channels behavior in such a way as to eliminate or substantially ameliorate the problem that 
led to its creation is an effective regime” (YOUNG und LEVY 1999, S. 1). Gemäß dieser 
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Definition von effektiven Regimen stellt Effektivität eine kontinuierliche Variable dar, die es 
erlaubt mehr oder weniger effektiv zu erscheinen. Um die unterschiedlichen Effektivitäten 
von Regimen näher zu analysieren, gilt es den Einfluss von Regimen auf das Verhalten und 
dessen Ursprung zu klären, wie es gelingt Akteure dazu zu motivieren ihre Zeit und Energie 
in die Verhaltensänderung zu investieren. Zudem kann Effektivität aus verschiedenen 
Perspektiven betrachtet werden, wie beispielsweise aus normativer, wissenschaftlicher, 
rechtlicher oder historischer Sichtweise (vgl. YOUNG und LEVY 1999, S. 1 ff.). Die von 
YOUNG benannten Aspekte umfassen zahlreiche Ansätze: der rechtliche (Regelbefolgung), 
der ökonomische (wirtschaftliche Effizienz), die Einbindung normativer Prinzipien wie 
Fairness, Gerechtigkeit, Führung, Partizipation usw. oder der politische Ansatz, der 
schließlich zur Initiative von Maßnahmen zur Erreichung der in den Rahmenabkommen 
festgehaltenen Ziele führen soll. Die Schwäche der von YOUNG vorgenommenen, sehr 
weitgefassten Konzeptualisierung der Effektivität von Regimen liegt allerdings in der 
Schwierigkeit vergleichbare Maße für die unterschiedlichen Ansätze zur Effektivität der 
Regime zu finden (vgl. SPRINZ und HELM 1999, S. 360). 
 
Effektivität von Umweltregimen 
Mit besonderem Blick auf Umweltregime konstatiert KÜTTING, dass Effektivität hierfür in 
einem weiter gefassten Rahmen betrachtet werden muss. Die bisherige Literatur zur 
Effektivität von Umweltregimen bewege sich in den Grenzen der Regimetheorie und den ihr 
zu Grunde liegenden Annahmen. Analysen der Effektivität von Regimen seien daher darauf 
fokussiert das Verhalten der Akteure bei Kooperationen zu erklären und betrachten weniger 
das Problemfeld, das zur Entstehung der Regime veranlasst hat, und die Adäquanz der in 
den Abkommen vereinbarten Lösungen (vgl. KÜTTING 2000, S. 4).  
Auf die Problematik der Definition der Effektivität von Regimen und deren Vielzahl in der 
Literatur geht KÜTTING näher ein. Hinsichtlich der Effektivität von Regimen herrscht weder 
eine einheitliche Definition, noch existieren Methoden zur deren Messung. Zur Analyse von 
Umweltregimen können allerdings grundsätzlich zwei vorherrschende Zugangsweisen zu 
Definitionen festgestellt werden: die Effektivität in Form von gut funktionierenden 
Institutionen und deren Auswirkungen sowie die Effektivität bezogen auf die 
Umweltauswirkungen. Institutionelle Effektivität wird auf das Verhalten von Staaten bezogen, 
der vorwiegende Indikator institutioneller Effektivität ist hierbei die Anregung zur 
Verhaltensänderung der Akteure, das in einer Veränderung des Zustandes der Umwelt 
resultiert, das bei Nicht-Existenz der Institution nicht stattgefunden hätte. Hierin finden sich 
allerdings zwei Probleme. Zum einen muss eine Verhaltensänderung der Akteure nicht 
zwangsläufig auch den Umweltzustand verbessern. Zum anderen möge zwar der 
Umweltzustand durch die Verhaltensänderung verbessert, die Lösung des Problems 
allerdings nicht erreicht werden. Darüber hinaus stellt die Messung der Effektivität eines 
Regimes ein Problem dar. „It is impossible to isolate the processes that led to the conclusion 
of an agreement from larger social, historical, political, economic, technological, scientific and 
environmental processes and therefore the impact of an institution/agreement cannot be 
measured“ (KÜTTING 2000, S. 31). Die Problematik der ökologischen Effektivität liegt in der 
objektiven und subjektiven Dimension von Umweltproblemen, die darüber hinaus dynamisch 
sind, das heißt sich im Zeitverlauf ändern. Ökologische Effektivität wird auf Basis eines 
festgelegten Standards gemessen. Zum einen kann hierfür die Zielerreichung, zum anderen 
inwieweit die Inhalte der Abkommen den Expertenratschlägen und -meinungen entsprechen, 
herangezogen werden. Während die Zielerreichung in der Regel zu vage definiert ist und 
einer Festlegung von Standards bedarf, stellen sich ExpertInnenmeinungen häufig 
kontrovers dar und die Festlegung auf eine Meinung erscheint zumeist als schwierig (vgl. 
KÜTTING 2000, S. 30 ff.).  
 
Die im Rahmen der Regimetheorie eingebrachten Ansätze und Konzepte zur Analyse der 
Effektivität von Regimen seien nach KÜTTING nicht angemessen, um die ökologische 
Effektivität zu analysieren. Funktionierende Institutionen sieht Kütting als wichtigen 
Bestandteil zur Erreichung der ökologischen Effektivität, sie plädiert aber dafür, von dieser 
durch die Regimetheorie eingeschränkte Sichtweise abzugehen und Effektivität in einem 
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differenzierterem analytischen Rahmen zu diskutieren. Kütting sieht institutionelle Effektivität 
als die in der Regimetheorie ursprünglich interessierende Form der Effektivität, und zwar 
hinsichtlich funktionierender Strukturen, die eine Verhaltensänderung (sei es eine positive 
oder negative) der Akteure bewirken. Ökologische Effektivität hingegen soll nicht auf der 
Verhaltensänderung fokussieren, sondern vielmehr an dem Festhalten oder der 
Verminderung der Umweltbeeinträchtigungen (auch wenn der Zustand aufgrund anderer 
sozialer Prozesse indirekt erreicht wird). Ökologische Effektivität soll vielmehr unter einem 
breiteren Kontext betrachtet werden, indem der Schwerpunkt auf die von KÜTTING 
benannten vier Determinanten der Effektivität gelegt wird: Wissenschaft, Zeit, regulatorische 
und ökonomische Strukturen. Das von KÜTTING eingebrachte Konzept zur Analyse der 
ökologischen Effektivität stellt keine Indikatoren zu deren Messung zur Verfügung, sondern 
beruht auf den genannten vier Themengebieten, die hinsichtlich eines ökologisch effektiven 
Abkommens zu berücksichtigen sind (vgl. KÜTTING 2000, S. 32 ff.). 
 
■ Ökonomische Strukturen und die Umwelt 
Ökonomische Strukturen bestimmen die soziale Organisation in Gesellschaften im 
Allgemeinen und sind daher auch von zentraler Bedeutung in der Betrachtung der 
ökologischen Effektivität internationaler Regime, zumal dadurch auch die Wahrnehmung der 
Umwelt durch die Gesellschaft geprägt wird. Beispielhaft für die Dominanz ökonomischer 
Problemlösungsansätze sind technologische Ansätze zur Verminderung der 
Umweltbeeinträchtigungen bei gleichzeitigem Wirtschaftswachstum zu nennen. Bezogen auf 
die institutionelle Ebene bedeutet dies, dass die Strukturen auch hier die ökonomische 
Herangehensweise widerspiegeln. Basierend auf den Ausführungen von COX (1981) geht 
auch KÜTTING von der Annahme aus, dass wirtschaftliche Produktion die materielle Basis 
für alle Formen sozialer Existenz darstellt, und die Art und Weise wie die Umsetzung der 
Produktionsprozesse durch die Gesellschaft erfolgt, beeinträchtigt auch alle weiteren 
Aspekte des sozialen Lebens, die politische Ordnung eingeschlossen. Regulatorische und 
ökonomische Strukturen sowie die politische Ökonomie der Wissenschaft werden von den 
Produktionsprozessen und deren Rolle als soziale Macht beeinflusst. Ebenso kann 
festgehalten werden, dass auch die zeitliche Organisation der Gesellschaften durch die 
Produktion wesentlich beeinflusst wird. KÜTTINGs Herangehensweise ist daher jene, dass 
die Umwelt nicht als zusätzlicher Faktor in den bestehenden, ökonomisch dominierten, 
sozialen Strukturen gesehen werden soll, sondern dass es sich dabei um ein eigenes 
System handelt, wovon alle anderen Systeme (Humansystem, soziales System usw.) Teil 
davon sind (vgl. KÜTTING 2000, S. 38 ff.). 
 
■ Zeit und die Umwelt 
Zeit ist ein bisher vergleichsweise unerforschter Faktor im Kontext der umweltbezogenen 
Regulationen. Zum einen ist Zeit aufgrund der Irreversibilität der Umweltbeeinträchtigungen 
wichtig, zum anderen auch weil gesellschaftliches und individuelles Leben in seiner 
allgemeinen Organisation auf Zeit ausgerichtet ist. Die Problematik hierbei liegt jedoch in den 
unterschiedlichen „time frames“ von Umwelt und Gesellschaft. Hinsichtlich der Effektivität 
sind bezüglich Zeit zwei Aspekte relevant: erstens muss der zeitliche Rahmen der 
internationalen Abkommen auch die ökologischen Erforderlichkeiten widerspiegeln, zweitens 
geht es um Rhythmen und inwieweit gesellschaftliche Handlungsweisen die ökologischen, 
rhythmischen Prozesse stören. Die zeitliche Perspektive der Abkommen bezieht sich sowohl 
auf deren Dauer von den Verhandlungen, über Unterschriften bis hin zur Ratifikation und 
Implementation, als auch auf in den Vereinbarungen enthaltene zeitliche Begrenzungen für 
die Einführung bzw. die Zielerreichung. Administrative Zeitrahmen sind grundsätzlich der 
institutionellen Effektivität zuzurechnen, wurden aber in der bisherigen Literatur kaum 
beleuchtet. Hinsichtlich der unterschiedlichen Rhythmen von Gesellschaft und Umwelt ist 
festzuhalten, dass Umweltprozesse stark interaktiv, zyklisch und erneuerbar sind, während 
technologische Prozesse linear gestaltet sind. Durch das Entfernen von Ressourcen für 
Produktionsprozesse und dergleichen aus der Umwelt und der Rückgabe in Form von Abfall 
werden die zyklischen, regenerativen Phänomene der Natur durch die industrielle 
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Gesellschaft gestört. Die dadurch hervorgerufenen negativen Umweltbeeinträchtigungen 
zeigen einen rückwirkenden Effekt auf die Gesellschaft (vgl. KÜTTING 2000, S. 40 ff.).  
 
■ Die Rolle der Wissenschaft 
Die Rolle der Wissenschaft kann als wesentlicher Einflussfaktor der westlichen Welt gesehen 
werden, zumal westliche Lebensstile in der Regel auf die Erkenntnisse der Wissenschaft 
ausgerichtet sind. Hinsichtlich der Rolle der Wissenschaft in Bezug auf internationale 
Abkommen gilt allgemein festzuhalten, dass auch sie nicht isoliert existiert, sondern vernetzt 
mit anderen sozialen Prozessen ist. Die Rolle der Wissenschaft soll daher in den 
Themengebieten von KÜTTING nicht im Kontext der Regimetheorie, wie sie in Form des 
Konzepts der „epistemic communities“ Eingang gefunden hat, analysiert werden, sondern 
das Konzept der Wissensgemeinschaft als solches. KÜTTING zeigt anhand von Beispielen 
umweltbezogener Abkommen, dass die Rolle der Wissenschaft nicht wie in den bisherigen 
Theorien internationaler Beziehungen als Quelle objektiven Wissens beschrieben werden 
kann. Auch Wissen entsteht nicht wertneutral, sondern ist abhängig von der Beziehung der 
Wissenschaftler zur Umwelt und deren weiteren Kontext. Durch die Verfügbarkeit von 
Wissen werden allerdings auch die Verhandlungen und das Verhalten der teilnehmenden 
Akteure beeinflusst, zumal aufgrund transparenter Daten die ökologische Qualität der 
Abkommen gemessen werden kann und Akteure hinsichtlich der Einhaltung von 
Umweltzielen stärker zur Verantwortung gezogen werden können. Die Wissenschaft besitzt 
daher durchaus eine „machtvolle“ Position, wenngleich das produzierte Wissen nicht 
wertneutral ist. Allgemein kann festgehalten werden, dass die Rolle der Wissenschaft im 
Prozess der Verhandlungen internationaler Abkommen auf institutionelle Effektivität zentriert 
ist und dadurch im Aushandlungsprozess die Umsetzbarkeit der Abkommen den eigentlichen 
ökologischen Erfordernissen vorgezogen wird (vgl. KÜTTING 2000, S. 43 ff.).  
 
■ Regulatorische Strukturen 
“Regulatory structures refer to the institutional and bureaucratic structures in which 
agreements operate (not just the structures of the agreement)” (KÜTTING 2000, S. 36).  
Die regulatorischen Strukturen sind im Grunde der institutionellen Effektivität zuzuordnen, die 
KÜTTING von der ökologischen Effektivität unterscheidet, sie können aber dennoch auch für 
diese relevant sein. Aus einer rechtlichen Perspektive spielt die Einhaltung der Regeln eine 
wichtige Rolle. Dennoch wird dieser Aspekt aus vielen unterschiedlichen Perspektiven 
betrachtet, sodass für internationales Umweltrecht keine einheitliche Definition der 
Effektivität von internationalen Umweltabkommen besteht, weder bezüglich der 
institutionellen, noch der ökologischen Effektivität. Faktoren aus rechtlicher Perspektive, die 
für die Beurteilung der Effektivität herangezogen werden, reichen von großer Mitgliedschaft 
über andauernde Debatten bis hin zu höheren Standards als den kleinsten gemeinsamen 
Nenner. Es existiert allerdings keine einheitliche Meinung darüber welcher der Aspekte als 
wichtigster zu deklarieren ist. Aus Perspektive der politischen Entscheidungsträger sollte die 
Anzahl der Teilnehmer weder zu hoch noch zu niedrig sein, Mechanismen zur Einhaltung der 
Regelungen sollten nicht „point the finger”, aber ihr Ziel durch Bildung von Vertrauen 
erreichen. Darüber hinaus soll der Inhalt präzise formuliert werden, aber dennoch einen 
Ermessensspielraum für die Teilnehmer beinhalten. Die Verhandlungen sollten offen für 
Veränderungen sein. KÜTTING kritisiert diese Herangehensweise allerdings, da sie den 
Staaten ausschließlich wirtschaftliches und Machtinteresse unterstellt, und nicht in einem 
breiteren Kontext der sozialen Strukturen betrachtet wird. „At present, environmental quality 
ist not a function of will but of luck“ (KÜTTING 2000, S. 54). Die Entstehung von Abkommen 
muss allerdings immer unter den zu diesem Zeitpunkt bestehenden Strukturen betrachtet 
werden. Der Kontext, unter dem Konzepte zur ökologischen Effektivität entstehen, ist 
allerdings im Grunde fallspezifisch. Die nationale Verhandlungsposition wird nicht 
ausschließlich, wie in der Regimetheorie angenommen, von potentiellen ökonomischen 
Nutzen beeinflusst, sondern ist vielmehr von Akteuren weiterer Ebenen, der politischen 
Kultur, bürokratischen Strukturen, dem Umweltbewusstsein, ideologischen Einstellungen, 
Werten usw. abhängig (vgl. KÜTTING 2000, S. 50 ff.).  
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3.1.5. Kritik an der Regimetheorie 
Die Regimetheorie sieht sich vor allem zwei wesentlichen Kritikpunkten ausgesetzt, die 
einerseits von dem neorealistischen Lager ausgehen, zum anderen der Kritik aus dem 
sozialkonstruktivistischen Lager entstammen. Die neorealistische Kritik (vor allem von Grieco 
pointiert eingebracht) bemängelt, dass die Regimetheorie die Bedeutung der anarchischen 
Strukturen verkannt habe. Die aus den anarchischen Strukturen entstehenden Probleme 
umfassen einerseits das zentrale Kooperationsproblem (Vertrauensproblem) und das 
Verteilungsproblem. Wenngleich das Kooperationsproblem hinreichend betrachtet wurde, so 
werde das Verteilungsproblem in der Regimetheorie weitgehend unterschätzt. Die Interessen 
von Staaten werden als egoistisch und national betrachtet, wodurch sie aufgrund der 
anarchischen Strukturen zu einer relativen Betrachtung (nicht nur einer absoluten) der 
Kooperationsgewinne „gezwungen“ werden. Who will gain more? Demnach könnten 
internationale Regime der Kritik der Neorealisten zufolge nur dann erfolgreich sein, sofern 
sie die Kooperationsgewinne unter den beteiligten Staaten gleichmäßig verteilen. Die Kritik 
aus sozialkonstruktivistischer Perspektive bezieht sich in erster Linie auf die als gegeben 
vorausgesetzten Interessen der Staaten. Hierbei werde allerdings übersehen, dass Regime 
nicht nur die Interessen der Staaten abbilden, sondern diese auch beeinflussen. Diese 
konstitutive Wirkung von Regimen wird aufgrund der Annahme, dass Staaten stets rational 
die eigenen Interessen umzusetzen versuchen, in der Regimetheorie nicht betrachtet. Die 
Antwort der Regimetheorie auf diese Kritikpunkte war folgende: Kritikpunkte der Neorealisten 
wurden weitgehend zurückgewiesen, indem festgestellt wurde, dass die Betrachtung der 
relativen Kooperationsgewinne nur bilaterale, nicht aber multilaterale Kooperationen 
behindere. Aus Perspektive des Nichteingehens der Kooperation muss sich ein Staat die 
Frage stellen, welche (nicht nur absoluten, sondern auch) relativen Kooperationsverluste 
dadurch entstehen würden. Um die relativen Kooperationsgewinne anderer Staaten 
abzuschwächen, kann sich ein Staat deshalb zur Kooperation gezwungen sehen, auch im 
Falle einer ungleichen Verteilung. Die sozialkonstruktivistische Kritik wurde hingegen 
weitgehend akzeptiert. Die Regimeforschung geht heute davon aus, dass die Interessen von 
Staaten durch argumentative Handlungen, die durch internationale Regime unterstützt 
werden, durchaus geändert werden können (vgl. ZANGL 2003, S. 134 ff.). 
Ein wesentlicher Kritikpunkt, den die Regimetheorie aus der realistischen Schule 
übernommen hat, ist der statische Interessensbegriff der Nationalstaaten, wonach deren 
Präferenzen als fixiert vorausgesetzt werden. Konstruktivistische Weiterentwicklungen der 
Regimetheorie tragen dieser Kritik in Form einer Dynamisierung des Interessensbegriffs 
Rechnung (vgl. WISSEN 2012). 
Die Fokussierung der Regimetheorie auf die internationale Ebene und die dort stattfindenden 
Prozesse stellt laut BRAND sowohl eine Schwäche als auch eine Stärke der Regimetheorie 
dar. Nationalstaatliche Ebenen werden zwar in die Analyse von Regimen miteinbezogen, 
jedoch nur nachrangig und komplementär zur internationalen verstanden. Weiters wird von 
BRAND darauf hingewiesen, dass die allgemein anerkannte Definition der Regime zwar 
einen Rahmen bietet, aber dennoch in ihrer Anwendung weitreichend unterschiedlich 
ausgelegt wird. Probleme hinsichtlich der Abgrenzung und Operationalisierbarkeit sind dabei 
festzustellen. Auch erfolgt aus regimetheoretischer Perspektive eine zwar notwendige 
Reduktion der Realität zur Analyse, dennoch wird der Blick dadurch auf „sichtbare“ Verträge, 
Konferenzen oder Organisationen verengt. Probleme sind auch bei der Kontrolle des Erfolgs 
von Regimen zu konstatieren. Zudem bestehe die Gefahr, dass die den Entscheidungen und 
Verhandlungen zu Grunde liegenden Machtverhältnisse unberücksichtigt bleiben, da die 
Annahme zur grundsätzlichen Kooperationsbereitschaft besteht. Die Zentrierung der 
Regimetheorie auf die staatliche und zwischenstaatliche Ebene und Prozesse führt weiters 
dazu, dass polit-ökonomische Prozesse und daraus entstehende mögliche Strukturzwänge 
in den Analysen weitgehend unberücksichtigt bleiben. Außerdem werden informelle 
Beziehungen und Nichtentscheidungen weitgehend ausgeblendet und ausschließlich auf 
formale Prozesse fokussiert. Das Verständnis von Staaten wird aus Perspektive der 
Regimetheorie auf eigenständige, rational handelnde Akteure beschränkt. Widersprüche auf 
nationaler und internationaler Ebene werden dabei ausgeblendet, ebenso wie jene zwischen 
Konkurrenz und Kooperation (vgl. BRAND 2000, S. 51 ff.). 
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HAUFLER weist ebenfalls auf die Tatsache hin, dass private Akteure und NGOs durchaus 
potentielle Einflussmöglichkeiten auf Regime haben. Die Entstehung von privaten Regimen 
kann dazu führen, dass Regime auf staatlicher Ebene nicht benötigt werden. Darüber hinaus 
ist die gegenseitige Beeinflussung von privaten und staatlichen Akteuren nicht von der Hand 
zu weisen. Die Auswirkungen von NGOs und deren aktive Handlungen tragen ebenfalls zum 
Verhalten der Nationalstaaten bei (vgl. Haufler S. 109 ff.).  
 
Die Regimetheorie stellte in den 1980er und 1990er Jahren einen „leicht verständlichen“ und 
verfügbaren Zugang zur Erklärung der rasanten Entwicklung von Umweltabkommen auf 
globaler sowie regionaler dar. Vor allem im Bereich der Kollektivgüter (Hochsee, Weltall, 
Atmosphäre usw.) konnte durch die Schaffung von internationalen Institutionen im Rahmen 
von Regimen die Einhaltung der Abkommen bewerkstelligt werden. In der Regimeforschung 
wurde hierbei verstärkt auf des Gefangenendilemma zur Erstellung von Modellen für die 
Lösung kollektiver Handlungen zurückgegriffen (vgl. VOGLER 2011, S. 13 f.). 
3.2. Das Klimaregime 
3.2.1. Tragödie der Kollektivgüter 
Für Umweltregime im Allgemeinen sind die Ausführungen von OLSON hinsichtlich der 
Nutzungsprobleme kollektiver Güter5 relevant. Laut OLSON läuft der Prozess des 
Verhandelns bis zu jenem Punkt, in dem ein pareto-effizienter6 Zustand erreicht wird, wo also 
jeder Akteur seine Kosten für das gemeinsame Interesse wieder als Nutzen verbuchen kann 
(vgl. STRÜBEL 1989 S. 249 f.).  
Die sogenannte Tragödie der Kollektivgüter beschreibt die Tatsache, dass individuell 
gewinnmaximierendes Verhalten zu einem niedrigeren Gesamtgewinn einer Gruppe führt. 
Vielmehr bedarf es daher einer Regelung, die den Gesamtnutzen des betrachteten Kollektivs 
maximiert und nicht den individuellen Nutzen (vgl. OLSON 2004, S. 9). 
Aus dieser Perspektive sind die gemeinsamen, parallelen Interessen der Nationalstaaten 
zwar eine notwendige aber keine hinreichende Grundlage für das Zustandekommen 
kollektiven Handelns (OLSON zit. in LEHMKUHL 2001, S. 261).  
Die Theorie des kollektiven Handelns von OLSON (1965) besagt, dass rationale, 
eigennützige Individuen nicht zum Wohle der Allgemeinheit handeln würden, es sei denn sie 
würden dazu gezwungen oder durch Anreize dazu veranlasst werden, die für Nicht-
Teilnehmer nicht bestünden. Hinsichtlich der Klimapolitik gestalten sich derartige 
Verhaltensweisen als besondere Herausforderung, da Einzelstaaten rational für sich 
entscheiden, es aber keine übergeordnete Instanz gibt, die derartige Anreize zum kollektiven 
Handeln setzen kann. Vielmehr geht es hierbei darum Verantwortung zu übernehmen und 
das Bewusstsein der Staaten dahingehend zu stärken, dass ohne ihre Teilnahme eine 
mögliche Eindämmung des anthropogenen Klimawandels nicht möglich ist (vgl. STERN 
2007, S. 511).  
Die bei Umweltregimen häufig dominierende Problematik von Kollektivgütern stellt jedoch 
aus spieltheoretischer Sicht eine Situation dar, in denen den kooperierenden Akteuren zwar 
Kosten entstehen, die Defektion jedoch gestaltet sich kostenneutral. Rational agierende, auf 
Kosten-Nutzen-Basis entscheidende Staaten würden daher keine Kooperation anstreben 
(vgl. STRÜBEL 1989, S. 270).  
                                                 
5  Kollektivgüter werden im Wesentlichen durch zwei Eigenschaften charakterisiert: Nicht-
Ausschließbarkeit und Nicht-Rivalität im Konsum. Nicht-Ausschließbarkeit besagt, dass Personen 
nicht von der Nutzung bzw. dem daraus entstehenden Nutzen ausgeschlossen werden können. Nicht-
Rivalität im Konsum bedeutet, dass die Nutzung eines Individuums jene durch ein anderes nicht 
verhindert sondern dies gleichzeitig möglich ist (vgl. DEHLING und SCHUBERT 2011, S. 113). 
 
6 „Pareto-Optimum = von dem italienischen Wohlfahrtsökonomen A. Pareto definierte gesellschaftliche 
Situation, in der es nicht möglich ist, die Wohlfahrt eines Individuums durch eine Reallokation der 
Ressourcen zu erhöhen, ohne gleichzeitig die eines anderen Individuums zu 
verringern“ (PIEKENBROCK 2009, S. 331). 
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3.2.2. Entstehung und Charakterisierung des Klimaregimes 
Klimatische Änderungen zeigen ihre Auswirkungen nicht ausschließlich auf deren 
Verursacher, sondern global und erhöhen dadurch die Komplexität einer weltweiten 
Verständigung klimapolitischer Ziele. Die Notwendigkeit einer internationalen Klimapolitik 
kann auf die „Globalisierung der Ökonomie auf die globale Ökologie“ (SIMONIS 2011, S. 
578), auf die Komplexität der biologisch-chemisch-physikalischen Zusammenhänge von 
Ursache und Wirkung und deren Langfristigkeit sowie auf die Irreversibilität der verursachten 
Emissionen zurückgeführt werden. Andererseits liegt das Erfordernis einer internationalen 
Politik im Bereich des Klimas in der Vielzahl der politischen Akteure, der Widersprüchlichkeit 
ihrer Interessen und den Unterschieden in deren Handlungspotentialen Diese sind nicht 
zuletzt auch auf die unterschiedlichen Wissensstände zurückzuführen (vgl. SIMONIS 2011, 
S. 578 f.). 
 
Die Forderung nach einer internationalen Klimapolitik ist allerdings aus je nach Gesellschaft 
unterschiedlichen Perspektiven zu betrachten. Zum einen ist die wirtschaftliche Abhängigkeit 
von den klimatischen Bedingungen stets gesunken, die menschlichen Fähigkeiten sich an 
die Veränderungen anzupassen jedoch gestiegen (z.B. Dämme zum Schutz vor Hochwasser, 
Bewässerungssysteme usw.). Es sind allerdings jene Länder, die den Großteil der 
Emissionen verursachen und verursachten, die sich gegen die möglichen Auswirkungen 
klimatischer Änderungen am besten schützen können. Gemäß dem Grundsatz „rich is 
safer“ (WILDAVSKY zit. in VICTOR 2006, S. 93) kann auch die Verhaltenslogik der 
Entwicklungsländer erklärt werden. Aufgrund der Langfristigkeit und Unsicherheit der Folgen 
der Reduktion von Treibhausgasemissionen, erscheint es aus Perspektive der 
Entwicklungsländer einleuchtend vermehrt in Entwicklung zu investieren, die auch nach 
kurzer Zeitspanne Erfolge zeigt und die künftig eine bessere Anpassungsmöglichkeit gegen 
die Folgen des Klimawandels bietet. Zum anderen ist auch zu erwähnen, dass bestimmte 
Regionen von den Folgen des Klimawandels profitieren werden. Als Beispiel hierfür gilt 
Russland, das durch eine längere Vegetationsperiode in der Land- und Forstwirtschaft 
profitieren wird. Ein weiteres Szenario ist jenes, dass sich das Klima abrupt ändern wird, und 
somit alle Staaten (auch die reichen mit hohen Anpassungsmöglichkeiten) von den Folgen 
drastisch betroffen sein werden. Unter diesem Aspekt gilt eine gemeinsame 
Sicherheitsbedrohung durch das Risiko Klimawandel wodurch sich erneut eine Intention für 
Kooperation ergibt (vgl. VICTOR 2006, S. 92 ff.). 
Ein weiterer sehr plakativer und offensichtlicher Indikator für die Ungleichheit zwischen 
Industrie- und Entwicklungs- bzw. Schwellenländern ist die Anzahl der Delegierten, die zu 
den Klimakonferenzen und –verhandlungen anreisen. Während bei der 6. COP die „Alliance 
of Small Island States“ (AOSIS) mit durchschnittlich 3,3 Delegierten pro Land vertreten war, 
kamen die EU-Staaten im Durchschnitt auf 40,6 Personen. Große Länder zählten sogar 
hundert Personen oder mehr zu ihrer Delegation. Dementsprechend werden große 
Delegationen auch von Anwälten, Wissenschaftlern, Diplomaten und weiteren Fachexperten 
begleitet, die vor Ort beraten können und mögliche Vereinbarungen detailliert prüfen können 
bevor diese beschlossen werden. Währenddessen stehen Entwicklungs- und 
Schwellenländer vor dem Problem, überhaupt an allen Workshops und Diskussionen 
vertreten sein zu können, da einige zeitlich häufig parallel stattfinden. Nicht zuletzt besitzen 
Industrienationen auch wesentlich größere Ressourcen um Forschung zu finanzieren und 
können daher mit besserem Know-How in gewissen Bereichen in die Verhandlungen gehen 
(vgl. KOCH 2011, S. 144 ff.). 
Entwicklungsländer waren nicht bereit Verantwortung im gleichen Ausmaß wie 
Industriestaaten für den anthropogen verursachten Klimawandel zu übernehmen aufgrund 
der historischen Entwicklung von Treibhausgasemissionen. Die Asymmetrie des Wissens 
träg jedoch zu einer schwächeren Verhandlungsposition der Entwicklungsländer bei (vgl. 
FRIMAN und LINNÉR 2008, S. 349 f.).  
Darüber hinaus manifestieren sich die unterschiedlichen Sichtweisen zwischen 
Industrieländern einerseits und Entwicklungs- und Schwellenländern andererseits auch in 
dem gewählten Mittel zur Quantifizierung der „Kosten“. Während Industriestaaten bei 
internationalen Verhandlungen die Kosten für Emissionsreduktionen und 
26 
Adaptionsmaßnahmen in ihrer Währung bemessen, sind es Entwicklungs- und 
Schwellenländer, die viel mehr in Verlusten von Menschenleben oder bedrohten 
Lebensgrundlagen kalkulieren (vgl. KOCH 2011, S. 137 ff.). 
 
Bei den Klimaabkommen handelt es sich um ein soziales Dilemma, das allerdings nicht den 
„einfachen“ Rahmenbedingungen des Gefangenendilemmas entspricht, sondern sich die 
Situation wesentlich komplexer gestaltet. Zum einen bestehen Asymmetrien zwischen den 
teilnehmenden Akteuren hinsichtlich der Konsequenzen des Klimawandels auf einzelne 
Staaten, wodurch die Situationen für jeden Teilnehmerstaat unterschiedlich ist. Zum anderen 
ist die Zahl der Akteure bei klimarelevanten Abkommen sehr hoch, wodurch der Anreiz zum 
Defektieren wesentlich höher ist als im klassischen Zwei-Personen-Dilemma. Zudem sinkt 
die Effizienz der gegenseitigen Strategien mit der Zahl der Teilnehmer und die 
Kommunikation wird zunehmend zum Problem, weshalb diese klare Regeln erfordert. 
Obwohl in der Regel bei Kollektivgütern „self-governance“ eine mögliche und funktionierende 
Lösung darstellt, ist es bei der Klimaproblematik notwendig eine übergeordnete Institution 
dafür einzuschalten (vgl. BECKENKAMP 2011, S. 143 ff.). 
 
Die Entstehung des Klimaregimes ist auf das Agenda-Setting von Wissenschaft, NGOs und 
Kommunen in Form von transnationaler Politik zurückzuführen. Im Rahmen der ersten 
Klimakonferenz 1988 in Toronto wurden eine Verringerung des CO2-Ausstoßes um 20 % bis 
2005, die Reduktion um 50 % bis 2050 und eine um 10 % gesteigerte Energieeffizienz bis 
2005 im Vergleich zu jener des Jahres 1988 gefordert. Diese durchaus ambitionierten 
Forderungen wurden als „Toronto-Ziel“ bekannt. Ebenso wurde 1988 das IPCC 
(Intergovernmental Panel on Climate Change) gegründet, dessen Aufgabe die 
wissenschaftliche Darlegung der Klimaproblematik durch die weltweite Zusammenarbeit von 
Wissenschaftlern ist. Mit der jährlich stattfindenden Vertragsstaatenkonferenz (COP) als 
Beschluss fassendes Organ, dem Sekretariat des UNFCCC und der „epistemic 
community“ sind weiters durch die Vereinbarung von Prinzipien, Normen und Regeln 
wesentliche Elemente eines Regimes gegeben, wodurch das Klimaregime durchaus als 
solches bezeichnet werden kann. Für den Zeitraum von 1992 bis 2009 kann daher durchaus 
von einem Klimaregime gesprochen werden. Die Entwicklungen und Ergebnisse der 
Vertragsstaatenkonferenz in Kopenhagen 2009 stellten dieses allerdings in Frage (siehe 
Kapitel  3.2.7) (vgl. BRUNNENGRÄBER 2011, S. 21 ff.). 
Die Definition von Regimen, dass es sich dabei um keine aktiven Akteure in Form von 
internationalen Organisationen handelt, trifft auf die internationale Klimapolitik zu. Die 
Koordination erfolgt durch das Sekretariat des UNFCCC als Institution und die Hauptakteure 
stellen die Nationalstaaten in Form der Conference of the Parties (COP) bzw. des Treffens 
der Members of the Kyoto Protocol (MOP) dar. Die Wirkung des Klimaregimes kann 
letztendlich an der Erreichung der verbindlichen Emissionsreduktionen festgemacht werden. 
Zu befürchten ist allerdings, dass aufgrund der derzeitig steigenden 
Treibhausgasemissionen in einer Vielzahl der Industriestaaten, diese Ziele zum Teil nicht 
erreicht werden können und die im Kyoto-Protokoll festgehaltenen Sanktionsmechanismen 
nur zur Anwendung kommen, sofern sich die Anzahl der Staaten, die ihre Ziele verfehlen, auf 
eine geringe beläuft (vgl. BRUNNENGRÄBER 2009a, S. 34 ff.).  
Der Effektivität des Klimaregimes bescheinigt BRUNNENGRÄBER (2011) ein teils positives, 
teils negatives Zeugnis. Zum einen haben die flexiblen Mechanismen durchaus zur Stabilität 
der Kooperation beigetragen, wenngleich die Schwächen der Mechanismen als 
Kinderkrankheiten der Regimeentwicklung Reformbedarf aufweisen. Auch das 
Problembewusstsein wurde nicht zuletzt auch durch die Erkenntnisse des IPCC wesentlich 
gestärkt. Dennoch wirken vor allem die „Schlupflöcher“ der flexiblen Mechanismen negativ 
auf die Lösung des Problems, zumal die Nutzung fossiler Energieträger insgesamt nicht 
reduziert wurde (vgl. BRUNNENGRÄBER 2011, S. 37 f.).  
Im Folgenden sollen die zentralen Vereinbarungen und Konferenzen im Rahmen des 
Klimaregimes in ihren Grundzügen dargestellt werden. 
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3.2.3. UNFCCC 
Im UNFCCC (United Nations Framework Convention on Climate Change) sind weder 
Verpflichtungen noch Normen festgehalten, es umfasst vielmehr die Ziele und Prinzipien 
sowie die Einrichtung von Institutionen und Konturen des weiteren Prozesses zur 
Ausgestaltung des Regimes. Die darin festgelegten Strukturen und Prozesse haben nicht 
zuletzt auch das Zustandekommen des Kyoto-Protokolls unterstützt. Die allgemeinen Ziele 
des UNFCCC sind in Artikel 2 der Konvention festgehalten (vgl. HEY 2001, S. 82 f.).  
 
Das in Artikel 2 der Konvention festgelegte Ziel ist „to achieve... stabilization of greenhouse 
gas concentrations in the atmosphere at a level that would prevent dangerous anthropogenic 
interference with the climate system. Such a level should be achieved within a time-frame 
sufficient to allow ecosystems to adapt naturally to climate change, to ensure that food 
production is not threatened and to enable economic development to proceed in a 
sustainable manner.” (UNITED NATIONS 1992, S. 9).  
 
In Artikel 3 werden die grundlegenden Prinzipien festgehalten, die vor allem auf die 
differenzierte Verantwortung und Potentiale eingehen, die nicht zuletzt in der Aufteilung in 
Annex I und Nicht-Annex I–Staaten wiederzufinden ist (vgl. MÜLLER 2004, S. 33 f.).  
Artikel 3, 1. Absatz: “The Parties should protect the climate system for the benefit of present 
and future generations of humankind, on the basis of equity and in accordance with their 
common but differentiated responsibilities and respective capabilities. Accordingly, the 
developed country Parties should take the lead in combating climate change and the adverse 
effects thereof.“ (UNITED NATIONS 1992, S. 9). 
 
Die Entstehung des UNFCCC war einerseits von Befürwortern des „bottom-up“-Ansatzes mit 
Fokus auf nationalen Programmen (in erster Linie die USA) andererseits von Fürsprechern 
des „top-down“-Ansatzes mit festgesetzten Zielen und Zeitplänen zur Limitierung der 
Treibhausgasemissionen (stark vertreten durch die EU) geprägt. Insgesamt wurden beide 
Ansätze in das UNFCCC integriert. „Bottom-up“ kann in Artikel 4.1, in dem von allen Staaten 
gefordert wird nationale Politiken und Maßnahmen umzusetzen, wiedergefunden werden. 
Dem „top-down“-Ansatz wurde in Form des Artikels 4.2 Rechnung getragen, in dem das 
nicht verbindliche Ziel für Industriestaaten zu einer Rückkehr der Emissionslevels von 1990 
bis zum Jahr 2000 dargelegt wird (vgl. BODANSKY 2011, S. 4 ff.).  
 
Die Rückkehr zu Emissionslevels des Jahres 1990 bis zum Jahr 2000 wurde zwar als 
Absicht festgehalten, aber nicht als verbindlich erklärt. Bei der ersten COP in Berlin wurden 
diese Absichten von 1992 als nicht adäquat angesehen und vielmehr ein Zeitrahmen wie 
2005, 2010 oder 2020 als sinnvoll und realistisch erachtet. Verbindliche Reduktionen waren 
die Absicht hinsichtlich künftiger Verhandlungen. Staaten, die nicht als Annex I-Staaten 
definiert werden, sollten nach wie vor nicht in die Verpflichtungen miteingebunden werden. 
Die folgenden Verhandlungen endeten schließlich 1997 in dem Kyoto-Protokoll (vgl. 
MÜLLER 2004, S. 34). 
 
Als Institution des UNFCCC wurde die COP (Conference of the Parties) als höchstes Organ 
geschaffen. Die Aufgabe dieses Plenarorgans ist die Kontrolle der Implementierung, 
Überprüfung der Wirksamkeit und die Weiterentwicklung der Konvention. Die Treffen dieses 
Organs finden einmal jährlich statt, wodurch die Dynamisierung des Abkommens 







Bei der 1997 in Kyoto stattgefundenen COP wurde in Form des Kyoto-Protokolls erstmals 
ein verbindliches Abkommen zur Reduktion von Treibhausgasen beschlossen. 37 
Industriestaaten verpflichten sich hierin zu einer Reduktion von 5 % ihrer 
Treibhausgasemissionen im Vergleich zum Jahr 1990 während der fünfjährigen Periode von 
2008-2012. Diese sollen im Wesentlichen durch Maßnahmen auf nationaler Ebene erlangt 
werden, dennoch wurden zusätzlich flexible Mechanismen in das Protokoll aufgenommen, 
die zur Zielerreichung herangezogen werden können (vgl. UNFCCC 2011n).  
In Annex-I des UNFCCC sind jene Staaten zu finden, die sich zu Emissionsreduktionen 
verpflichten, Nicht-Annex I-Staaten sind jene, die das Protokoll zwar unterzeichnet haben, 
aber keine verbindlichen Reduktionen zu erfüllen haben.7 Das länderspezifische Ausmaß der 
Reduktionen ist in Annex B festgehalten, die im Rahmen dieses Protokolls deklarierten 
Treibhausgase werden in Annex A aufgelistet (vgl. UNITED NATIONS 1998, S. 1 ff.). Eine 
ausführliche Darstellung der historischen Entwicklung und der wesentlichen Inhalte des 
Kyoto-Protokolls ist in Kapitel  4.1.1 zu finden.  
Die detaillierten Regelungen zur Umsetzung des Kyoto-Protokolls wurden in den „Marrakesh 
Accords“ festgelegt. 
3.2.5. Marrakesh Accords 
Die Verhandlungen in Bonn und der 7. COP in Marrakesh im Jahr 2001 waren in erster Linie 
durch die Festlegung der Rahmenbedingungen der flexiblen Mechanismen, die 
Anrechenbarkeit von Senken, „compliance“-Bestimmungen und Hilfe zur Selbsthilfe, 
Technologietransfer sowie die nachteiligen Auswirkungen des Klimawandels auf 
Entwicklungsländer geprägt. Hinsichtlich der flexiblen Mechanismen konnten sich die 
teilnehmenden Akteure auf die Festlegung der „eligibility criteria“ einigen, ebenso auf die 
Wahl eines CDM Executive Boards (CDM EB), um den Start der CDM-Projekte zu 
erleichtern. Für die Anrechenbarkeit von CO2-Senken im Rahmen des Kyoto-Protokolls 
wurde ein Kompromiss gefunden, mit dem die Intention der Ratifikation des Protokolls durch 
entscheidende Staaten wie Japan oder Russland verfolgt wurde. Die „compliance“-
Bestimmungen des Kyoto-Protokolls wurde weitgehend geklärt, das Inkrafttreten mit 
rechtlicher Wirkung jedoch aufgeschoben. Bezüglich der Problematik der Hilfe zur Selbsthilfe, 
des Technologietransfers und der nachteiligen Betroffenheit der Entwicklungsländer vom 
Klimawandel wurde vereinbart einen Climate Change Fund und einen Least Developed 
Country Fund einzurichten, zusätzlich zu dem in Bonn beschlossenen Adaption Fund (vgl. 
MÜLLER 2004, S. 35 f.).  
Dem CDM EB wurde im Rahmen der Marrakesh Accords die Aufgabe übertragen die 
bestehenden Regeln zu verbessern und näher auszuführen, ebenso wie Richtlinien 
vorzugeben wie diese Regeln zu interpretieren sind. Hinsichtlich der in den Projekten 
verwendeten Technologien wurden keine Einschränkungen gemacht, ausschließlich für die 
Verwendung von Atomkraft und Senkenprojekten. Die Menge an Zertifikaten, die aus 
Senkenprojekten verwendet werden darf wurde beschränkt. Aufforstung und 
Wiederaufforstung zählen zu den sogenannten Senkenprojekten, da CO2, das in Bäumen 
gespeichert wird, wieder zurück in die Atmosphäre abgegeben werden kann (z.B. durch 
Waldbrand). Die aus derartigen Projekten generierten Certified Emission Reductions (CERs) 
werden daher „temporary“ CERs (tCERs) oder „long-term“ CERs (lCERs) genannt und sind 
nur für eine bestimmte Zeit lang gültig, danach müssen sie durch andere – permanente – 
CERs ersetzt werden (vgl. CDM WATCH 2010, S. 5ff.).  
3.2.6. Nairobi Framework 
Das Nairobi Framework wurde im Rahmen der 2. MOP/12. COP, die im November 2006 in 
Nairobi stattgefunden hat, lanciert. Initiiert wurde es von dem United Nations Development 
Programme (UNDP), dem United Nations Environment Programme (UNEP), der World Bank 
Group, der African Development Bank und dem Sekretariat des UNFCCC. Ziel dieses 
                                                 
7 Eine Auflistung der Annex I-Staaten sowie der Nicht-Annex I-Staaten findet sich im Anhang.  
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„Frameworks“ ist die verstärkte Teilnahme von Entwicklungsländern, im Speziellen von 
Ländern südlich der Sahara, am CDM und dadurch die geografische Reichweite des CDMs 
zu erhöhen. Die vereinbarten Ziele des Nairobi Frameworks sind: 
■ „Build capacity in developing CDM project activities 
■ Build and enhance capacity of CDM Designated National Authorities to become fully 
operational 
■ Promote investment opportunities for projects 
■ Improve information sharing / outreach / exchange of views on activities / education 
and training 
■ Inter-agency coordination” (UNFCCC 2011o, S. 1).  
Darüber hinaus wurde der „CDM Bazaar” eingerichtet, eine webbasierte Möglichkeit um 
Informationen über potentielle CDM Projekte auszutauschen. www.cdmbazaar.net ist eine 
Plattform im Internet, die einen Markt als Treffpunkt von Interessierten anbietet und auf der 
Informationen ausgetauscht werden (zu geringen Kosten weil internetbasiert). 
Projektentwicklern bietet dies eine Möglichkeit zu Vorstellung und Erlangung von 
Aufmerksamkeit für ihre Projektideen. Dienstleistungsunternehmen (Experten, Broker, usw.) 
sollen ihre Leistungen vorstellen können, Käufer und Investoren haben dadurch eine 
Möglichkeit ihr Interesse für bestimmte Themenbereiche kundzutun (vgl. UNFCCC 2011o, S. 
2).  
 
Die Umsetzung der im „Nairobi Framework“ vereinbarten Ziele in Form von Schulungen, 
Workshops usw. zeigt sich allerdings häufig als unkoordiniert und als spontan stattfindende 
Aktionen. Durch die Fokussierung auf die Entwicklung der Humanressourcen wurden 
allerdings die institutionellen Notwendigkeiten (Designated National Authorities usw.) 
weitgehend außer Acht gelassen, ebenso wie die Verbesserung der Vorstellungen von 
Investoren von Least Developed Countries (LDCs) als Länder mit Investitionspotential (vgl. 
BYIGERO et al. 2010, S. 186 ff.).  
3.2.7. Kopenhagen 
Die COP in Kopenhagen wird hier nicht aufgrund wesentlicher getroffener Vereinbarungen 
erläutert, sondern vielmehr deshalb, weil diese Konferenz einige Besonderheiten in Bezug 
auf die regimetheoretische Betrachtung aufweist. 
Die enttäuschenden Ergebnisse der Vertragsstaatenkonferenz in Kopenhagen 2009 
hinsichtlich der internationalen Klimapolitik post 2012 sind laut BRUNNGENGRÄBER (2011) 
auf drei „externe Effekte“ zurückzuführen: Machtverschiebungen im internationalen System, 
der Einfluss der Finanzkrise und die Rolle der USA. Die BRIC-Staaten (Brasilien, Russland, 
Indien und China) zeigen mit zunehmender Tendenz einen Anstieg ihres Anteils an der 
Weltwirtschaft auf. Allein der Anteil Chinas und Indiens an der Weltbevölkerung beträgt 40 %. 
Darüber hinaus zeigt sich eine zunehmende Nachfrage der BRIC-Staaten nach fossilen 
Energieträgern, die mit dem wirtschaftlichen Aufschwung einhergeht. Die Forderung einer 
Begrenzung der Emissionen auch in diesen Staaten seitens der Industrieländer scheint 
gerechtfertigt, wobei dies andererseits ungleiche Chancen in der Entwicklung bedeutet 
(Industrieländer waren in ihrer Entwicklung hinsichtlich der Nutzung fossiler Energieträger 
nicht eingeschränkt). Die seit 2008 wirksam gewordene Finanzkrise hat das Auftreten der 
BRIC-Staaten, die von dieser weniger stark betroffen waren als Industrieländer, weiter 
gestärkt. Die erforderlichen Ausgaben für nationale Banken- und Wirtschaftsmaßnahmen 
schränkten die Industrieländer hinsichtlich ihrer Bereitschaft zur Finanzierung 
klimapolitischer Maßnahmen ein. Die USA gelten seit 2001 in der internationalen Klimapolitik 
als Bremsernation, wodurch die Theorie der hegemonialen Stabilität auf die Klimapolitik nicht 
zutrifft. Während durch den Regierungswechsel 2008/09 die Hoffnung auf eine Beteiligung 
der USA in der internationalen Klimapolitik stieg, versiegte diese spätestens durch die 
Ablehnung des „American Clean Energy and Security Acts“ durch das Repräsentantenhaus 
im Jahr 2009 (vgl. BRUNNENGRÄBER 2011, S. 23 f.).  
Die Verhandlungen in Kopenhagen könnten dem Vertreten der nationalen Interessen durch 
die teilnehmenden Staaten und nicht der Fokussierung auf dem gemeinsamen Problem, das 
zu Kooperationshandlungen führen soll, als „return to realpolitik“ (BERNSTEIN et al. 2010, S. 
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162.) gesehen werden. Vor allem die Position der USA und jene Chinas bei den 
Verhandlungen zwischen den teilnehmenden Nationen entsprechen aufgrund der Absicht zur 
Durchsetzung nationaler, egoistischer Interessen durchaus den grundlegenden Annahmen 
der Regimetheorie. Dennoch weisen BERNSTEIN et al. darauf hin, dass eine derartige 
Sichtweise verkürzt wäre. Von enormer Bedeutung sind die sich parallel dazu entwickelnden 
Strukturen auf den Märkten, deren Existenz ausschließlich von der politischen 
Rahmensetzung abhängt. Diese hätten gemäß den AutorInnen eine eigene Dynamik auch 
hinsichtlich der „Governance“ in der internationalen Klimapolitik entwickelt, die es 
wahrzunehmen gilt. Die Komplexität der Klimapolitik könne daher nicht länger auf einen 
zwischenstaatlichen Prozess der Aushandlungen zu Abkommen reduziert werden, sondern 
muss berücksichtigen, dass eine Verschiebung „in the centre of gravity in climate 
governance“ weg von traditionell staatszentrierter, multilateraler „Governance“ hin zu einer 
„Governance“ auf mehreren Ebenen stattgefunden hat. „Diverse, decentralised initiatives... 
form the basis for the global response to climate change.” (BERNSTEIN et al. 2010, S. 171). 
Dadurch entstehen allerdings neue Dilemmata wie beispielsweise die Problematik der 
Verflechtung unterschiedlicher regionaler und nationaler Emissionshandelssysteme mit 
unterschiedlichen Regelungen (vgl. BERNSTEIN et al. 2010, S. 162 f.). Eine ausführlichere 
Diskussion der Schwächen der Regimetheorie bezogen auf das Klimaregime erfolgt in 
Kapitel  3.2.10). 
3.2.8. Durban 
Die bisher letzte Klimakonferenz fand von 28. November bis 09. Dezember 2011 im 
südafrikanischen Durban statt. Deren Ergebnisse spiegeln den aktuellen Stand der 
Verhandlungen wider und werden auf der Homepage des UNFCCC als „breakthrough on the 
international community´s response to climate change“ (UNFCCC 2012) bezeichnet. Als 
zentrales Ergebnis der 17. COP/CMP7 gilt die Vereinbarung ein globales verbindliches 
Abkommen auszuhandeln, das sobald wie möglich, spätestens jedoch 2015 vereinbart 
werden soll (vgl. UNFCCC 2012). 
Darüber hinaus gab es die Zustimmung der EU, Norwegens und der Schweiz zu einer 
weiteren Verpflichtungsperiode nach Ablauf der Kyoto-Periode von 1.1.2013 bis 31.12.2017, 
an der sich vermutlich auch Australien und Neuseeland erneut zu bindenden 
Emissionsreduktionen verpflichten. Russland, Japan, Kanada und die USA lehnten dies 
allerdings ab. Auch die Operationalisierung des „Green Climate Fund“ zur Finanzierung des 
Klimaschutzes in Entwicklungsländern mit einem Volumen von 100 Mrd. USD wurde in 
Durban beschlossen. Dennoch bleibt hierbei eine Unklarheit bezüglich des Zeitplans. Die 
Formulierung „by 2020“ bedeutet für die USA, dass ab 2020 Gelder dieses Fonds 
ausgeschüttet werden, für die EU hingegen bedeutet es, dass die Mittel bis 2020 
aufgebracht sein sollen. Die Quellen der Mittelaufbringung sind allerdings nach wie vor nicht 
festgelegt (vgl. DIERNHOFER 2012).  
3.2.9. „Compliance“ im Klimaregime 
Die Bestimmungen zur Einhaltung der Regelungen im Klimaregime beziehen sich in erster 
Linie auf jene des Kyoto-Protokolls, da hierin verbindliche Ziele festgelegt sind. 
Der Mechanismus zur Befolgung der Bestimmungen des Kyoto-Protokolls hat die 
ökologische Integrität, die Unterstützung der Glaubwürdigkeit des Carbon Marktes sowie die 
Sicherstellung der Transparenz der Emissionsaufzeichnungen zum Zweck. Das 
„Compliance“-Komitee besteht aus zwei „branches“: dem „facilitative branch“ und dem 
„enforcement branch“. Während das „facilitative branch“ Ratschläge und Unterstützung zur 
Einhaltung der Regelungen bietet, ist es die Aufgabe des „enforcement branchs“ die 
Konsequenzen bei Nichterfüllung der Pflichten festzulegen. Beide „branches“ bestehen aus 
je zehn Mitgliedern: ein Repräsentant aus jeder UN Region (Afrika, Asien, Lateinamerika und 
die Karibik, Zentral- und Osteuropa sowie Westeuropa und andere), ein Mitglied der kleinen 
Inselentwicklungsstaaten, sowie je zwei Mitglieder aus Annex-I und Nicht-Annex I-Staaten. 
Das Komitee trifft sich auch im Plenum, wo Mitglieder beider „branches“ vertreten sind. Die 
Sanktionen bei Nichteinhaltung der verpflichtenden Emissionsgrenzen sehen vor, dass der 
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jeweilige Staat die Differenz zwischen den tatsächlich ausgestoßenen Emissionen und den 
zugeteilten Mengen in der folgenden Periode ausgleicht, eine zusätzliche Kürzung von 30 % 
der erlaubten Menge ist ebenfalls vorgesehen. Die Kontrolle und Umsetzung der 
Sanktionsmechanismen ist Aufgabe des „enforcement branchs“ (vgl. UNFCCC 2011p). 
Der Aufgabenbereich des „enforcement branchs“ liegt im Wesentlichen in der Kontrolle des 
Verhaltens der Annex-I Staaten und deren Verpflichtungserfüllung. Dazu zählt die 
Feststellung ob ein Annex-I Staat seine Reduktionsverpflichtungen nicht erfüllt, Bewertung 
ob die methodologischen und Berichtspflichten entsprechend angewendet werden sowie die 
Kontrolle der Teilnahmebedingungen für die drei flexiblen Mechanismen des Kyoto-
Protokolls (vgl. MONTINI 2010, S. 17). 
In Bezug auf den CDM sind die Kontrollmechanismen einerseits zu Projektbeginn in Form 
der Zustimmung und der Registrierung von Projekten, andererseits auch nach der 
Projektdurchführung im Rahmen der Verifizierung bzw. Zertifizierung in den Prozess 
eingebunden. Die Aufgabe der „behördlichen“ Überwachung von CDM-Projekten hat das 
CDM EB über. Die Prüfung und Validierung der Projekte hingegen geschieht durch DOEs. 
Zusätzlich muss die nationale Institution des Gastgeberlandes (DNA) den Letter of Approval 
(LoA) ausstellen, wodurch die Freiwilligkeit der Teilnahme und Einhaltung der 
Nachhaltigkeitskriterien bestätigt wird (vgl. OHMS 2011, S. 39 f.).  
3.2.10. Schwächen der Regimetheorie in Bezug auf das 
Klimaregime 
Die Frage ob es sich beim Klimaregime tatsächlich um ein solches im Sinne der 
Regimetheorie ist berechtigt und wird auch in der vorherrschenden Literatur durchaus 
diskutiert.  
Die Intention der Zusammenarbeit liegt gemäß den Ausführungen Keohanes zur 
Regimetheorie in der Erleichterung der Kooperation hinsichtlich gemeinsamer Interessen. 
Dies trifft beim Klimaregime nur beschränkt zu, da die Interessen der Staaten und deren 
Positionen im Zuge der Verhandlungen erst gebildet bzw. verändert wurden. Darüber hinaus 
ist das Kriterium der Dauerhaftigkeit, das Regime als solche charakterisiert, durch die 
Begrenzung des Kyoto-Protokolls auf das Jahr 2012 in Frage zu stellen (vgl. 
BRUNNENGRÄBER 2009a, S. 35 ff.).  
 
„Neben der Frage „Do regimes matter?“, die von Fall zu Fall versucht wurde zu beantworten, 
bleibt das Grundproblem bestehen, wie der Charakter von Umweltregimen zu bewerten ist: 
Fassen diese „nur“ ein „anarchisch gewachsenes Sammelsurium von Regeln“ (L. Gündling) 
zusammen, oder konstituieren sie eine in sich geschlossene sektorale, bzw. regionale 
Umweltordnung?“ (STRÜBEL 1989, S. 268).  
 
Gemäß den Ausführungen zum Klimaregime von KEOHANE und VICTOR (2010) handelt es 
sich dabei nicht um ein Regime als solches, sondern vielmehr um einen Regimekomplex der 
Klimapolitik. Der Regimekomplex wird von den AutorInnen als “continuum between 
comprehensive international regulatory institutions, which are usually focused on a single 
integrated legal instrument, at one end of a spectrum and highly fragmented arrangements at 
the other. In-between these two extremes are nested regimes and regime complexes, which 
are loosely coupled sets of specific regimes” (KEOHANE und VICTOR 2010, S. 2) betrachtet. 
Abbildung 3 zeigt den Regimekomplex hinsichtlich der internationalen Klimapolitik. Das 
Klimaregime umfasst somit laut den AutorInnen nicht nur das UNFCCC und seine daraus 
entstandenen Abkommen, wie sie in der Literatur häufig betrachtet werden, sondern einen 
breiteren Kontext. So sind beispielsweise neu gegründete Clubs (z.B. das Major Emitters 
Forum (MEF) und jetzt umbenannt in Major Economies Forum) oder bestehende Clubs (z.B. 
der G8-Club) ebenso zu dem Regimekomplex zu zählen, wie bilaterale Abkommen (z.B. 
bilaterales Abkommen von Großbritannien mit China zum Test von neuen, 
weiterentwickelten Technologien zur Kohleverbrennung), andere bestehende klimarelevante 
Abkommen (wie das Montreal Protokoll zum Schutz der Ozonschicht), bestehende 
multilaterale Institutionen wie die Weltbank, unilaterale Initiativen (regionale 
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Emissionsbeschränkungen in Kalifornien), Finanzierung für Anpassungsmaßnahmen (2% 
der Einnahmen aus CERs als Steuer) oder die Schaffung einer gemeinsamen 
wissenschaftlichen Institution (IPCC). Die zum Teil bereits seit Jahrzehnten bestehenden 
Formen der Kooperation zum Klimawandel sind allerdings nicht durch ein zentrales 
Abkommen zum Klimawandel gekennzeichnet. Vielmehr handelt es sich dabei um eine 
Reihung regulatorischer Elemente, die nur zum Teil hierarchisch organisiert sind. Diese lose 
aneinander gereihten Abkommen zwischen den genannten Institutionen sind untereinander 
vernetzt, das UNFCCC hat hierbei keine konkurrenzlose Rolle in dem Regimekomplex inne 
(vgl. KEOHANE und VICTOR 2010, S. 3 ff.). 
 
Abbildung 3: Regimekomplex des Klimawandels 
 
 
Quelle: KEOHANE und VICTOR 2010, S. 26 
 
Obwohl die Infragestellung der Adäquanz des Regimeansatzes zur Analyse der 
internationalen Klimapolitik aufgrund der dargelegten Argumente durchaus berechtigt ist, ist 
dieser dennoch ein nützliches theoretisches Hilfsmittel, um diese zu analysieren. Mit Fokus 
auf der Effektivität des Klimaregimes und dem CDM im Speziellen stellen die von KÜTTING 
genannten Determinanten einen anwendbaren Rahmen dar. Die angeführten Schwächen 
der Regimetheorie in Bezug auf das Klimaregime werden im Rahmen des Conclusios 
hinsichtlich der Effektivität reflektiert. 
UN Legal Regimes 
(UNFCCC & Kyoto Protocol, funding 
mechanisms [GEF]; and political 
agreements [e.g. Copenhagen accord]) 
Expert Aessessments 
(IPCC, national assessments) 
Adaption Initiatives 
(e.g. programs by FAO and other UN 
agencies, MDB adaptation funding) 
Clubs 






depleting gases that also 
affect climate warming) 
Subnational Action 
(e.g., California´s 
emission trading system; 
subnational procurement 
rules) 
Multilateral Development Assistance 
(e.g., “mainstreaming” climate at MDBs, World Bank 
PCF, Forestry and Adaptation Funds ) 
Nuclear Suppliers Group 
(e.g., rules to accommodate US-
India nuclear parntership) 
Financial Market 
Oversight 









(e.g., ocean dumping rules for 
iron fertilization, ENMOD 
convention, possible regulation 
under CBO or new treaties 
IPR; BITs and other Investment Regulation 
(e.g., possible incentives to deploy new technology) 
33 
4. Clean Development Mechanism 
Der Clean Development Mechanism (CDM) hat in der internationalen Klimapolitik einen 
zentralen Standpunkt erhalten, nicht zuletzt aufgrund der hohen Ansprüche und Erwartungen, 
die in diesen flexiblen Mechanismus gesetzt wurden.  
In diesem Teil der Arbeit werden die Entstehung dieses Instruments sowie die wesentlichen 
Rahmenbedingungen und Prozesse erläutert, die dem allgemeinen Verständnis der 
spezifischen in der Literatur betrachteten Aspekte in Kapitel  5 dienen sollen. 
4.1. Historische Entwicklung des CDMs im Rahmen der 
internationaler Klimapolitik 
Das globale, übergreifende Rahmenabkommen zur Stabilisierung der 
Treibhausgaskonzentrationen in der Atmosphäre ist das United Nations Framework 
Convention on Climate Change (UNFCCC). Die Intention dieser Vereinbarung zwischen 195 
Staaten hat sich zum Ziel gesetzt die Konzentration der Treibhausgase in der Atmosphäre 
auf einem Level zu stabilisieren, das die bedrohlichen, anthropogen induzierten 
Beeinträchtigungen des Klimasystems verhindert (vgl. MACE 2010, S. 221 f.).  
Konkrete Vereinbarungen zu Reduktionspflichten der Industrieländer wurden allerdings erst 
in Form des Kyoto-Protokolls festgehalten. Hier waren es letztlich partikulare 
Länderinteressen und Machtkonstellation einzelner Nationen, die zum Ergebnis des Kyoto-
Protokolls geführt haben, wie es heute Anwendung findet. Vertretung der eigenen Interessen, 
die sich zwischen Industrie- und Entwicklungs- bzw. Schwellenländern unterschiedlich 
konstituierten, führten zu dem Kompromiss die Entwicklungs- und Schwellenländer 
einzubinden, aber keine Selbstverpflichtungen für diese Länder festzulegen. Das Wissen um 
das eigene nationale Machtpotential wurde von manchen Staaten genutzt, um gewisse 
Änderungen und Kompromisse im globalen Abkommen festzuschreiben (vgl. WICKE et al. 
2006, S. 127 f.).  
4.1.1. Kyoto-Protokoll  
Bereits seit dem 19. Jahrhundert war bekannt, dass sich die Zusammensetzung der 
Atmosphäre ändert und dies Folgen für das Erdklima hat, die Problematik des Klimawandels 
wurde jedoch erstmals in den 1970ern öffentlich diskutiert. Der ersten Weltklimakonferenz in 
Genf 1979 folgten weitere in Toronto (1988) und Rio (1992). Der Fokus auf den international 
besetzten Konferenzen wechselte von anfänglicher Dominanz der Wissenschaft und 
Aufklärung über human induzierten Klimawandel zu politischen Entscheidungen, wie jener in 
Rio 1992. Hier wurde auf Basis der Erkenntnisse des IPCC Sachstandsberichts von 1990 die 
UN-Klimarahmenkonvention (UNFCCC) unterzeichnet. Ziel war es die Konzentration der 
Treibhausgase in der Atmosphäre zu stabilisieren und Gefahren durch das Klimasystem zu 
verhindern. Bis zum Jahr 1994 wurde die Konvention von 50 Staaten ratifiziert und trat 
völkerrechtlich in Kraft. Die erste Vertragsstaatenkonferenz (COP) der 
Klimarahmenkonvention fand 1995 in Berlin statt und war der Beginn der jährlich 
stattfindenden Regierungskonferenzen der Klimarahmenkonvention (vgl. 
BRUNNENGRÄBER et al. 2008, S. 87 ff.). 
Eine weitere Errungenschaft internationaler Klimapolitik war die Gründung des 
Intergovernmental Panels on Climate Change (IPCC) im Jahr 1988. Das von der World 
Meteorological Organization (WMO) und des United Nations Environment Programs (UNEP) 
initiierten Panels hat die Aufgabe den aktuellen Wissensstand zum Klimawandel 
zusammenzufassen und politische Handlungsempfehlungen daraus abzuleiten (vgl. IPCC 
2011a). 
Die Rolle des IPCC gilt durchaus als eine wesentliche, allerdings auch als eine umstrittene. 
Aufgrund des „Expertenstatus“ des IPCC und dessen Erkenntnisse, die die grundlegende 
Basis für die Verhandlungen bilden, stellt sich die Frage inwieweit das IPCC auch politisch 
Einfluss nehmen kann, zumal der Idealtypus der wertneutralen Forschung durchaus zu 
hinterfragen ist. Eine gewisse Asymmetrie zwischen Nord und Süd ist auch im IPCC 
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erkennbar. Der Großteil der am IPCC mitwirkenden Wissenschaftler stammt aus 
Industrieländern (vgl. BIERMANN 2000, S. 203). 
 
Zentraler Punkt der Verhandlungen in Kyoto waren unter anderem die flexiblen 
Mechanismen, die zur Zielerreichung beitragen sollen. Erfahrungen im Bereich des Handels 
mit Emissionsrechten gab es bereits durch das amerikanische „Acid Rain Program“. Bereits 
1990 wurde mittels des „Clean Air Act“ von der amerikanischen Regierung ein 
Handelssystem geschaffen, das den Ausstoß von SO2 und NOx limitieren und folglich auch 
reduzieren sollte. Ziel dieser Maßnahme war es bis zum Jahr 2010 die SO2-Emissionen um 
10 Millionen Tonnen (im Vergleich zum Basisjahr 1980) und NOx um 2 Millionen Tonnen 
(Basisjahr 1990) zu vermindern. Um dieses Ziel zu erreichen, wurden für SO2 Rechte zu 
dessen Ausstoß vergeben. Betroffen davon waren Anlagen mit einer Kraftwerkskapazität 
größer als 25 MW sowie alle neuen Kraftwerke. Wird mehr SO2 ausgestoßen als ein 
Unternehmen Rechte dafür besitzt, so wird es zu Strafzahlungen in Höhe von 2.000 US-
Dollar verpflichtet. Der umweltpolitische Erfolg dieser Maßnahme hat dazu geführt, dass 
auch in Kyoto ein derartiges System zur Stabilisierung des Klimawandels in Erwägung 
gezogen wurde (vgl. BROHÉ et al. 2009, S. 60 f.).  
 
Die Befürwortung neoliberaler Ansätze zur Erreichung von Klimazielen ist daher nicht zuletzt 
auf den Einfluss der USA während der Verhandlungen zurückzuführen. Im Dezember 1996 
wurde offiziell der Vorschlag für den Emissionshandel von den USA bei den UN-
Verhandlungen eingebracht. Die Grundidee war es die Flexibilität der 
Handlungsmöglichkeiten einzelner Staaten hoch zu halten und die Kosten zur Erfüllung der 
Ziele so gering wie möglich, wofür die vorgeschlagenen Marktmechanismen als geeignetes 
Instrument erschienen. Die Ablehnung der anderen Staaten und Teilnehmer an den 
Verhandlungen war allerdings zu Beginn hoch. Dennoch endeten die Kyoto-Verhandlungen 
1997 darin, dass marktbasierte Instrumente Teil des Protokolls wurden. Dem Wunsch der 
USA wurde stattgegeben aufgrund „the desperate desire of others to keep the USA on 
board“ (NEWELL und PATERSON 2010, S. 27). Die anfängliche Ablehnung der flexiblen 
Mechanismen wandelte sich in den Jahren nach Kyoto zu einer regelrechten Befürwortung. 
Einzelne europäische Staaten wie Dänemark oder Großbritannien führten bereits vor dem 
Start des europaweiten Emissionshandelssystems 2005 eigene nationale Handelssysteme 
ein (vgl. NEWELL und PATERSON 2010, S. 25 ff.). 
 
Mit dem Kyoto-Protokoll wurden auch erstmals verbindliche Reduktionsziele festgelegt (in 
Rio wurde nur vereinbart, dass eine Reduktion stattfinden soll, nicht aber deren 
länderspezifisches Ausmaß). Während der festgelegten Kyoto-Periode 2008-2012 sollen die 
Treibhausgasemissionen um durchschnittlich 5,2% im Vergleich zum Basisjahr 1990 gesenkt 
werden. Obwohl von 192 Staaten ratifiziert, sind gewichtige Emittenten wie China, Indien 
oder die USA die Verpflichtung nicht eingegangen8. China und Indien haben das Kyoto-
Protokoll zwar unterschrieben und ratifiziert, aufgrund ihrer wirtschaftlichen Entwicklung 
bestehen aber keine bindenden Reduktionsziele für die beiden Staaten. Von den Vertretern 
der USA wurde das Protokoll ebenfalls unterschrieben, die Ratifizierung durch das 
Repräsentantenhaus fand allerdings nicht statt. Auch Australien stand dem Vertragswerk 
anfangs ablehnend gegenüber, durch einen Regierungswechsel im Jahr 2007 wurde das 
Kyoto-Protokoll schließlich auch von Australien unterzeichnet und ratifiziert (vgl. SINN 2008, 
S. 61 ff.). 
 
Die Bedingung für das Inkrafttreten des Kyoto-Protokolls lag in der Erfüllung von zwei 
Kriterien: Mindestens 55 Staaten mussten das Protokoll ratifiziert haben und 55 % der 
gesamten CO2-Emissionen der Industrieländer von 1990 mussten darin umfasst sein. Durch 
diese voraussetzenden Bedingungen sollte verhindert werden, dass zwar eine große Anzahl 
an Staaten das Protokoll unterzeichnet und ratifiziert (Entwicklungsländer sind in die 
                                                 
8 Eine aktuelle Liste aller Staaten, die das Kyoto-Protokoll unterzeichnet und ratifiziert haben, findet 
sich unter: http://unfccc.int/kyoto_protocol/status_of_ratification/items/2613.php [20.10.11]. 
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Reduktionspflichten nicht eingeschlossen), aber der Effekt der Treibhausgasreduktion ein 
geringer ist. Aufgrund des Limits von nur 55 % wurde gewährleistet, dass die USA über 
keine Vetomacht hinsichtlich des Inkrafttretens besitzt (der Anteil der USA an den gesamten 
Industriestaatenemissionen von 1990 beläuft sich auf 34 %) (vgl. BIERMANN 2000, S. 191). 
 
Die Verhandlungen des Kyoto-Protokolls mit bindenden Reduktionszielen einzelner Staaten 
zeigen die Komplexität dieser Politik auf. Themen wie die historische Verantwortung für den 
sich derzeit in der Atmosphäre befindlichen Anteil an CO2, Sanktionsmechanismen und 
deren Umsetzung bei Nichteinhaltung der vereinbarten Reduktionen, die Tatsache, dass 
einzelne Länder vom Klimawandel profitieren können und die sich daraus ergebende Free-
Rider-Problematik und nicht zuletzt die zuverlässige Messung von Emissionen haben die 
Bereitschaft von staatlichen Entscheidungsträgern durchaus beeinflusst. Zusätzliche 
Komplexität erlangte der politische Aushandlungsprozess durch die Verflechtung von 
klimapolitischen Interessen mit anderen politischen Handlungsfeldern wie Handelspolitiken, 
nukleare Waffen, Migration oder Menschenrechte (vgl. HELM 2008, S. 218 ff.). 
 
Die flexiblen Instrumente (JI und CDM) des Kyoto-Protokolls wurden in erster Linie von den 
USA befürwortet und nicht zuletzt aufgrund des Drucks den Vertrag andernfalls nicht zu 
unterschreiben auch aufgenommen. Mit der Einigung auf flexible ökonomische 
Mechanismen und dem Verzicht auf ordnungspolitische Maßnahmen wie Steuern, Verbote 
usw. wurde eine neoliberale auf markwirtschaftlichen Mechanismen basierende 
Herangehensweise gewählt. Das Ausmaß des Einsatzes der projektbasierten Mechanismen 
kann nur durch nationale Gesetzgebung beschränkt werden und ist somit einer gewissen 
Unsicherheit ausgesetzt. Trotz der durchaus zentralen Rolle der USA während der 
Verhandlungen, die insgesamt von zahlreichen Konflikten geprägt waren, hat der 
amerikanische Präsident George W. Bush im Jahr 2001 bekannt gegeben, dass die USA aus 
dem Kyoto-Prozess aussteigen würden. Dadurch wurde die Frage aufgeworfen ob eine 
weitere Verhandlung dieses Vertrags noch sinnvoll sei. Dennoch wurde von der 
Europäischen Union bereits die Einführung eines Handelssystems in Europa ab 2005 
entwickelt, die Umweltschutzorganisation World Wide Fund For Nature (WWF) entwickelte 
den Gold Standard mit besonderen Nachhaltigkeitskriterien für CDM-Projekte. „Die 
Ausgestaltung der Details des Kyoto-Protokolls wie der Klimarahmenkonvention fand 
insbesondere nach 2001 in hohem Maße in komplexer Wechselwirkung zwischen politischen, 
nicht-staatlichen und privatwirtschaftlichen Akteuren innerhalb wie außerhalb des 
Vertragswerkes sowie auf nationaler wie internationaler Ebene statt.“ (BRUNNNENGRÄBER 
2009a, S. 123). Auch Russland, nach den USA einer der Staaten mit dem höchsten Ausstoß 
an Treibhausgasen und somit von enormer Wichtigkeit für die Erreichung der beiden 
Bedingungen des Vertrags (55% der Emissionen und 55 Staaten) wusste um seine 
Verhandlungsmacht und erlangte im Gegenzug zur Ratifizierung des Protokolls im Jahr 2004 
die Unterstützung der Europäischen Union in Bezug auf den WTO Beitritt Russlands. 
Schließlich war mit 16. Februar 2005 die doppelte 55-Prozent-Klausel erfüllt und das Kyoto-
Protokoll trat als völkerrechtlich verbindliches Vertragswerk in Kraft (vgl. BRUNNENGRÄBER 
2009a, S. 121 ff.). 
 
Der Ausstieg der USA aus dem Kyoto-Prozess wurde von Präsident Bush dadurch 
begründet, dass es nicht sicher sei, dass der Klimawandel anthropogen induziert ist. In der 
Wissenschaft bestehen allerdings keine Zweifel mehr darüber, dass ein vom Menschen 
verursachter Klimawandel existiert, wodurch Bushs Argument entkräftet werden kann. 
Zudem erläuterte Bush auch, dass die Ratifizierung des Kyoto-Protokolls nicht im Sinne der 
amerikanischen Wirtschaft sei, was darauf hindeutet, dass dies der eigentliche Grund für die 
Entscheidung der USA war. Darüber hinaus war es die Regierung Clinton, die in den 
vorangegangenen Jahren versuchte die Bestimmungen des Protokolls abzuschwächen und 
sich dennoch nicht für eine Ratifizierung einsetzte (vgl. KROMP-KOLB und FORMAYER 
2005, S. 177 ff.).  
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Die USA waren somit die Außenseiter, die das Protokoll nicht ratifizierten, im Gegensatz zu 
Russland, das durch seine Ratifizierung die Erreichung der 55 % und somit das Inkrafttreten 
des Kyoto Protokolls ermöglichte. Und dies trotz des Drucks, den die USA auf Russland 
ausübten, um das Protokoll nicht zu ratifizieren. Auch die Position Russlands gegenüber 
einem verpflichtenden Emissionsreduktionsziel war nicht immer eindeutig. Vor allem Andrei 
Illarionov, wirtschaftlicher Berater Putins, zeigte demgegenüber eine negative Haltung. Seine 
Aussage, dass das Kyoto Protokoll die Weltwirtschaft zerstören würde „like an international 
Ausschwitz“ (ILLARIONOV zit. in: CAREY 2004), verdeutlichte seine Position. Dennoch war 
es im Interesse Europas, dass Russland dem Abkommen beitritt, um erstens die 55 % zu 
erreichen und zweitens das europäische Reduktionsziel durch den Überschuss an 
Emissionsrechten aus Russland leichter erreichen zu können. Durch den Zusammenbruch 
der Sowjetunion und den damit einhergehenden wirtschaftlichen Einbruch, emittiert Russland 
heute weitaus weniger Treibhausgasemissionen als es im Basisjahr 1990 tat. Zudem wurde 
Russland die Unterstützung Europas bezüglich des Beitritts zur WTO zugesichert. Von 
europäischen Unternehmen kamen Bedenken bezüglich Russlands Wettbewerbsvorteile 
aufgrund der günstigen Gaspreise in Russland (im Speziellen von der chemischen Industrie), 
dennoch war es der Europäischen Union ein größeres Anliegen, dass Russland dem Kyoto-
Protokoll beitritt. Ein weiterer Anreiz für Russland ergab sich aus dem künftigen Verkauf von 
Emissionsrechten, die im Überschuss vorhanden waren (vgl. CAREY 2004).  
 
Abgesehen von der Tatsache, dass Russland bereits 2000 die Emissionen von 1990 weitaus 
unterschritten hatte (aufgrund der wirtschaftlichen Transformation nach dem Fall des 
Kommunismus), scheint auch das Zugeständnis an Australien, ein industrialisiertes Land, 
seine Emissionen zu erhöhen anstatt zu senken einer Anomalie im Verhandlungsergebnis zu 
gleichen. Die ursprüngliche Forderung Australiens war es ein auf freiwilliger Reduktion 
basierendes Vertragswerk zu schaffen (ebenso wie es die USA forderten). Des Weiteren 
wurde von australischen Vertretern argumentiert insgesamt ein Nettoenergieproduzent zu 
sein und dass bereits vor 1990 Maßnahmen zur Eindämmung der Abholzung umgesetzt 
wurden. Die Unterzeichnung des Protokolls durch Australien war allerdings von enormer 
Wichtigkeit und daher wurde in die Forderungen eingewilligt und Australien darf bis 2012 
seine Emissionen um 8 % erhöhen. Dennoch verweigerte Australien nach den 
Verhandlungen den Beitritt, erst nach dem Regierungswechsel 2008 wurde das Kyoto-
Protokoll auch von Australien ratifiziert (vgl. GIDDENS 2010, S. 188 f.).  
 
Die Verteilung der Reduktionspflichten erfolgte auf Basis inkonsistenter und intransparenter 
Kriterien, vielmehr waren die Verhandlungen durch die Macht und das Geschick der Akteure 
geprägt (vgl. BIERMANN 2000, S. 191). Das Resultat der Verhandlungen und die 
durchgesetzten Erhöhungen bzw. Reduktionspflichten der einzelnen Annex-I Staaten sind in 
Tabelle 3 ersichtlich, ebenso wie der länderspezifische Anteil an den gesamten Emissionen. 
Australien, Island und Norwegen dürfen ihre Emissionen sogar noch erhöhen, Neuseeland, 
Russland und der Ukraine ist eine Stagnation des Ausstoßes an Treibhausgasemissionen 
basierend auf dem Jahr 1990 erlaubt, während alle weiteren Annex-I Staaten ihren 














Tabelle 3: Anteil der weltweiten Emissionen der Annex I-Staaten des UNFCCC 
Teilnehmerstaat % der Emissionen quantifizierte Emissionsbegrenzung 
oder Reduktionsverpflichtung (in % des 
Basisjahres oder –periode) 
Australia 2,1 % 108 
Austria 0,4 % 92 
Belgium 0,8 % 92 
Bulgaria 0,6 % 92 
Canada 3,3 % 94 
Czech Republic 1,2 % 92 
Denmark 0,4 % 92 
Estonia 0,3 % 92 
Finland 0,4 % 92 
France 2,7 % 92 
Germany 7,4 % 92 
Greece 0,6 % 92 
Hungary 0,5 % 94 
Iceland 0,0 % 110 
Ireland 0,2 % 92 
Italy 3,1 % 92 
Japan 8,5 % 94 
Latvia 0,2 % 92 
Liechtenstein 0,0 % 92 
Lithuania  92 
Luxembourg 0,1 % 92 
Monaco 0,0 % 92 
Netherlands 1,2 % 92 
New Zealand 0,2 % 100 
Norway 0,3 % 101 
Poland 3 % 94 
Portugal 0,3 % 92 
Romania 1,2 % 92 
Russian Federation 17,4 % 100 
Slovakia 0,4 % 92 
Slovenia  92 
Spain 1,9 % 92 
Sweden 0,4 % 92 
Switzerland 0,3 % 92 
Ukraine  100 
United Kingdom 4,3 % 92 
United States of America  93 
Quelle: UNFCCC 2011b und UNITED NATIONS 1998 
 
Die Verpflichtung der EU beläuft sich auf gesamt 8 % im Vergleich zu 1990. Die 
Gesamtreduktion wurde allerdings auf unterschiedlich hohe Beiträge zwischen den EU-
Staaten in Form des „Burden Sharings“ verteilt (vgl. LEVIN 2005, S. 38 ff.). 
In Abbildung 4 ist die Aufteilung nach Mitgliedstaaten dargestellt. Deutschland ist für die 
höchste Reduktion (in absoluten Beträgen) verantwortlich, während Luxemburg aus relativer 
Betrachtung den größten Beitrag leisten muss. Auch innerhalb der EU wurden einigen 
Ländern aufgrund ihrer Emissionen bis 1990 noch Erhöhungen zugestanden, wie 










Abbildung 4: Burden sharing agreeement der EU-15 countries 
 
Quelle: EEA 2011 
 
Die als flexible Mechanismen im Kyoto-Protokoll vereinbarten Instrumente zur Erhöhung der 
Flexibilität und Kosteneffizienz der Reduktionen umfassen: 
■ Emissions Trading gemäß Artikel 17, 
■ Joint Implementation (JI) gemäß Artikel 6 und 
■ Clean Development Mechanism (CDM) gemäß Artikel 12. 
 
Emissions Trading dient dem Transfer und der Umverteilung von Emissionsrechten zwischen 
Annex I-Staaten. Der Gesamtbetrag der Emissionen wird dadurch nicht verändert, sondern 
lediglich umverteilt. Die Menge des Kaufs von Assigned Amount Units (AAUs) ist unbegrenzt, 
wohingegen die Menge an AAUs, die ein Annex I-Staat verkaufen kann, durch die CPR 
(commitment period reserve) begrenzt ist. Die CPR stellt das Minimum an AAUs dar, über 
das der jeweilige Staat mindestens zu jeder Zeit verfügen muss. Die Regelung soll 
verhindern, dass „over-transfering“ stattfindet and dadurch die in Artikel 3, Abs. 19 des Kyoto-
Protokoll festgelegten Einhaltung der zugeteilten Emissionsgrenzen beeinträchtigt wird (vgl. 
UNFCCC 2008b, S. 16). 
Durch ein Software-basiertes Abrechnungssystem, dem International Transaction Log, soll 
ein sicherer Transfer der Zertifikate stattfinden (vgl. UNFCCC 2010c, S. 5).  
 
Joint Implementation (JI) ist neben dem CDM einer der beiden flexiblen Mechanismen, die 
auf Projekten basieren. Hierbei kann ein Annex I-Staat in Projekte, die Emissionen 
reduzieren, in anderen Annex-I-Staaten investieren und dadurch Zertifikate der eingesparten 
Emissionen erhalten. Die dadurch generierten Zertifikate werden als Emission Reduction 
Units (ERUs) bezeichnet. JI beeinflusst die Gesamtmenge an AAUs der Annex I-Staaten 
nicht, sondern führt zu einer Umverteilung der AAUs zwischen den Annex-I Staaten. Auch 
hier müssen die angeführten Treibhausgasreduktionen von einer Accredited Independent 
Entity (AIE) geprüft werden (vgl. UNFCCC 2008b, S. 17).  
                                                 
9 Artikel 3, Abs. 1 des Kyoto Protokolls: “The Parties included in Annex I shall, individually or jointly, 
ensure that their aggregate anthropogenic carbon dioxide equivalent emissions of the greenhouse 
gases listed in Annex A do not exceed their assigned amounts, calculated pursuant to their quantified 
emission limitation and reduction commitments inscribed in Annex B and in accordance with the 
provisions of this Article, with a view to reducing their overall emissions of such gases by at least 5 per 
cent below 1990 levels in the commitment period 2008 to 2012.” (UNITED NATIONS 1998, S. 3).  
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Mit der Festlegung von 1990 als „baseline year“ wurde die Problematik, die als „hot 
air“ bekannt wurde, geschaffen. 1990 wurde deswegen als Vergleichsjahr herangezogen, 
weil dies das längst zurückliegende Jahr ist, für das die Emissionsdaten weitgehend 
verfügbar waren. 1990 war allerdings geprägt durch die wirtschaftliche Transformation im 
Zuge des Falls des Kommunismus in den ehemaligen Staaten der Sowjetunion. Zahlreiche 
Fabriken wurden im Zuge der Privatisierungen geschlossen, wodurch die Emissionen in den 
folgenden Jahren einen deutlichen Rückgang verzeichneten. Daher lagen bereits während 
der Verhandlungen in Kyoto die Emissionen dieser Staaten unter jenen von 1990. Die 
Gefahr, dass durch den Angebotsüberschuss dieser Länder der Markt mit billigen Zertifikaten, 
die im Prinzip keine Reduktionen darstellen, überschwemmt würde, wurde als „hot 
air“ bezeichnet (vgl. LABATT und WHITE 2007, S. 160).  
 
Potentielle Käuferstaaten haben allerdings reklamiert, dass sie derartige Zertifikate nicht 
intendieren zu kaufen. Das Prinzip des Green Investment Schemes (GIS) ist daher die 
Investition dieser Einnahmen in „greening activities“, die für Käufer- und Verkäuferstaat 
vertretbar sind. Unterschieden wird hierbei zwischen „hard“ und „soft greening“. „Hard 
greening activities“ resultieren in direkt quantifizierbaren Treibhausgasemissionen (z.B. 
Gebäudesanierung oder erneuerbare Energien). „Soft greening“ hingegen umfasst 
Maßnahmen wie Umweltbildung, technologische Entwicklungen oder weitere Hilfe zur 
Selbsthilfe. Durch das „green ratio“ wird das Verhältnis von verkauften AAUs zu den erzielten 
Emissionsreduktionen durch die umgesetzten Maßnahmen ausgedrückt (vgl. TUERK et al. 
2010, S. 3 f.).  
4.1.2. Entstehung des CDMs 
Die Idee des Clean Development Mechanisms (CDM) wurde erstmals ein Monat vor der 
geplanten Kyoto-Konferenz vom Brasilianer Luiz Gylvan Meira Filho, ein langjähriges 
Mitglied des brasilianischen Verhandlungsteams im Kyoto-Prozess, eingebracht und prompt 
auch von anderen Staaten als realistische Idee aufgenommen. Dan Reifsnyder, 
Hauptverhandler für die USA, ergriff die Chance die Flexibilität neben JI zu erhöhen und trat 
als starker Befürworter für die Miteinbeziehung des Südens in das klimapolitische 
Abkommen auf. CDM wird daher oft auch „Kyoto suprise“ genannt. Die tatsächlichen Regeln, 
Kriterien des CDMs und Prozesse standen letztendlich im Jahr 2003 fest. Es war somit eine 
Lösung gefunden wie Entwicklungsländer in das Vertragswerk miteingebunden werden, 
dennoch aber keine Verpflichtungen zu Reduktionszielen eingehen müssen (vgl. NEWELL 
und PATERSON 2010, S. 80 ff.).  
Dieser in der Theorie positiven Idee des CDMs gegenüber nahmen die Staaten des Südens 
zu Beginn eine kritische Haltung ein. Kritik gegen die Industrieländer wurde vorgebracht, die 
versuchen würden sich durch billige Vermeidungspotentiale von ihren Verpflichtungen 
freizukaufen. Ein weiterer Vorschlag war ein Clean Development Fund, der durch 
Strafzahlungen jener Industriestaaten gespeist würde, die ihre Reduktionsziele nicht 
erreichten. Durch die Mittel dieses Fonds sollten Projekte zum Technologietransfer sowie 
Energieeffizienzprojekte in Entwicklungsländern finanziert werden. Bei den Verhandlungen 
setzten sich die Befürworter des CDMs gegenüber jenen des Fonds durch (vgl. WITT und 
MORITZ 2008, S. 96).  
Auch die Haltung der EU gegenüber dem CDM war eine skeptische. „Nur die EU hätte den 
CDM fast zu Fall gebracht, verpasste aber die entscheidende Nachtsitzung aufgrund interner 
Beratungen (!) und musste sich mit dem Fait Accompli begnügen, um nicht das gesamte 
Protokoll zu gefährden.“ (MICHAELOWA 2005, S. 139).  
Im Kyoto-Protokoll selbst sind keine Details zur Implementierung und praktischen 
Umsetzung des CDMs enthalten, Artikel 12 des Protokolls umfasst vielmehr die allgemeinen 
Leitlinien. Die Details wurden schließlich in Marrakesch ausgehandelt und im 
Übereinkommen von Marrakesch (siehe Kapitel  3.2.5) festgehalten. Unter anderem sind 
darin die Gründung des CDM EB sowie die notwendigen Schritte bis zur Ausgabe von CERs 
enthalten (vgl. BROHÉ et al. 2009, S. 79 f.).  
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Die Problematik der unterschiedlichen Verantwortungen von Industriestaaten und 
Entwicklungsländern wurde vor Verabschiedung des Kyoto-Protokolls lange und kontrovers 
diskutiert, mit dem Resultat des Artikel 12 Kyoto-Protokoll, die Schaffung des CDMs. „Gut 
zehn Jahre später hat sich daraus ein Milliardenmarkt entwickelt.“ (SCHNEIDER 2008, S. 
77). 
Die Entwicklung des CDMs geht allerdings viel weiter als es die ursprüngliche Intention war: 
ein flexibles Instrument zur kosteneffizienten Reduktion von Treibhausgasemissionen in 
Industrieländern und eine Möglichkeit zum Technologie- und Investitionstransfer aus 
ebendiesen für den Süden. Vielmehr wurde bereits in den Anfängen der Umsetzung des 
CDMs und vor allem auch mit der Verbindung mit dem Europäischen 
Emissionshandelsystem (ETS – European Trading System) ein regelrechter Markt 
geschaffen, auf dem CERs wie Rohstoffe gehandelt werden. Durch die einheitliche 
„Währung“ der Projekte in Form von Tonnen CO2-Äquivalente, die gehandelt werden können, 
wurden CERs vergleichbar und austauschbar und somit marktfähig gemacht (vgl. NEWELL 
und PATERSON 2010, S. 85 f.).  
„Obwohl er (Anm. CDM) eher als „Zufallsprodukt“ der konträren Interessen der 
Verhandlungsparteien entstanden ist, kommt ihm gerade hinsichtlich der Umsetzung der 
Prinzipien der nachhaltigen Entwicklung und der differenzierten Verantwortung erhebliche 
Bedeutung zu.“ (MITTENDORF 2004, S. 51). 
 
Durch die schnelle Entwicklung des CDMs über die Erwartungen des CDM EBs hinaus 
ergaben sich bereits im Jahr 2008 fehlende personelle Ressourcen bei den DOEs. Zudem 
war in diesem Jahr die Anzahl der Überprüfungen durch das CDM EB deutlich gestiegen, um 
die Qualität der registrierten Projekte zu sichern. Zudem wurde versucht Barrieren zur 
Teilnahme am CDM in Afrika weitgehend zu reduzieren. So wurden beispielsweise durch die 
Zusammenarbeit von drei UN-Institutionen und zwei multilateralen Entwicklungsbanken 
durch Unterstützung bei der Gründung von DNAs und dergleichen die Umsetzung für CDM-
Projekte in Afrika erleichtert (vgl. UNFCCC 2008a, S. 1 ff.). 
 
Auch die Entwicklung im Jahr 2009 erforderte weitere Änderungen und Überarbeitung der 
Abläufe und Tools. So wurde beispielsweise der Akkreditierungsprozess für DOEs 
überarbeitet und standardisiert, die Benutzerfreundlichkeit und Anwendungsmöglichkeiten 
der „emissions baseline“ und Kontrollmethoden wurden verbessert und die regionale 
Verteilung der Projekte wurde angestrebt. Vereinfachte Methoden für „small-scale“ Projekte 
wurden entwickelt, ein Forum zum Erfahrungsaustausch unter DNAs wurde eingerichtet, der 
webbasierte CDM-Bazaar wurde eingerichtet und die Registrierungsgebühr und 
anteilsmäßige Abgabe der Einnahmen von CERs für Projekte in LDCs wurde abgeschafft, 
um Projekte in diesen Ländern verstärkt zu fördern (vgl. UNFCCC 2009, S. 7 ff).  
Bei der 15. COP (Conference of the Parties) in Kopenhagen im Jahr 2009 wurden einige 
Adaptierungen des CDMs beschlossen. So können beispielsweise Projekte im Bereich 
Erneuerbarer Energien, die 5 MW nicht übersteigen, und Energieeffizienzprojekte, deren 
Energieeinsparung unter 20 GWh liegt, unter gewissen Umständen (wenn diese z.B. in LDCs 
durchgeführt werden) automatisch als zusätzlich anerkannt werden. DNAs können die 
entsprechenden Technologien dieser „Miniprojekte“ vorab als zusätzlich definieren, dies 
muss allerdings vom CDM EB bestätigt werden. Zur Förderung von Projekten in Ländern, die 
weniger als zehn Projekte beheimaten, sollen diese Darlehen mit Zinserleichterungen 
erhalten, die zudem erst nach Ausgabe von CERs zurückbezahlt werden müssen. In LDCs 
ist es nun auch möglich den Beginn der Projektlaufzeit um vier Jahre zu verschieben (in 
anderen Fällen ist dies nur zwei Jahre möglich). Sofern in Ländern durch Umweltpolitik 
treibhausgasarmen Technologien ein Wettbewerbsvorteil entsteht, sollen Projekte in diesen 
Ländern dennoch zugelassen werden, sofern keine kontraproduktiven Anreize zur 
Emissionsminderung geschaffen werden. Weiters soll es nun auch die Möglichkeit geben 
Entscheidungen der DOEs und des CDM EBs in einem Klagverfahren anzufechten. Diese 




Zur Umsetzung der im Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen (UNFCCC) 
festgelegten Zielen soll der Clean Development Mechanism (CDM) einen Beitrag leisten. Die 
Stabilisierung der Treibhausgaskonzentrationen, um den potentiellen Gefahren durch den 
Klimawandel vorzubeugen und dies in einem für Ökosysteme angemessenem Zeitraum gilt 
als umfassendes Ziel (vgl. UNFCCC 1992, S. 5). 
 
In Artikel 12 des Kyoto-Protokolls wird der CDM als flexibler Mechanismus des Abkommens 
definiert. Hierfür wird festgehalten, dass der CDM „parties not included in Annex I in 
achieving sustainable development“ (UNITED NATIONS 1998, S. 11) unterstützen soll. 
Darüber hinaus müssen die Emissionsreduktionen auf Basis von „real, measurable, and 





Grundsätzlich sind Projekte zu unterscheiden nach: 
• Projekten zur Reduktion von Emissionen und 
• Projekten zur Aufforstung und Wiederaufforstung. 
Die Anzahl unterschiedlicher Maßnahmen und Projekttypen, die im Rahmen des CDMs 
umgesetzt werden können, beläuft sich auf über 200 (vgl. KILL et al. 2010, S. 65). 
 
Im Rahmen des CDMs werden in Bezug auf Senken ausschließlich Projekte zur Aufforstung 
und Wiederaufforstung genehmigt. Annex I-Staaten sind hierbei in der ersten 
Verpflichtungsperiode auf die Verwendung von maximal einem Prozent an AAUs aus den 
genannten Senkenprojekten zur Erfüllung ihrer Reduktionspflichten beschränkt (vgl. 
FENHANN und HINOSTROZA 2011, S. 35).  
 
Die Methodologien, die für die Registrierung der Projekte anzuwenden sind, können nach 
den unterschiedlichen Arten der Emissionsreduktion unterschieden werden. 
■ renewable energy 
■ low carbon electricity generation 
■ energy efficiency measures 
■ fuel switch 
■ GHG destruction 
■ GHG emission avoidance 
■ GHG removal by sinks (vgl. UNFCCC 2011j, S.13) 
 
Eine weitere mögliche Aggregation der Projekttypen findet sich in Form der Kategorisierung 
der umgesetzten Projekte in Kapitel  4.4, die durch CD4CDM vorgenommen wurde. 
 
Methodologien 
Grundsätzlich gilt es bei den Methodologien zwischen „baseline“ Methodologien und 
„monitoring“ Methodologien zu unterscheiden. „Baseline“ Methodologien stellen ein Mittel zur 
Abschätzung der Emissionen eines glaubhaften Alternativszenarios dar, die entstanden 
wären, wenn kein CDM Projekt umgesetzt würde. „Monitoring“ Methodologien werden 
herangezogen um die tatsächlich entstandenen Emissionsreduktionen durch das Projekt zu 
berechnen, wobei alle Emissionsquellen innerhalb der Projektgrenzen berücksichtig werden 
(vgl. BAKER und McKENZIE 2011).  
Zur Ermittlung der Emissionsreduktionen und der zu generierenden CERs aus den Projekten 
stehen zahlreiche Methodologien zur Verfügung. Je nach Größe und Typ des Projekts gilt es 
unterschiedliche Methodologien anzuwenden. Jede Methodologie kann nur unter bestimmten 
Bedingungen angewendet werden um auch zu einem sinnvollen Ergebnis zu führen. Um die 
Emissionen zu ermitteln, müssen Parameter für die Bewertung als auch für die 
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Überwachung während der Umsetzung des Projekts definiert werden. Zudem werden die 
„baseline“ Szenarien (Szenario ohne Durchführung des Projekts) erstellt und mit den 
Projektszenarien verglichen (vgl. UNFCCC 2011j, S. 28).  
 
„eligibility criteria“ 
Die grundsätzlichen Voraussetzungen zur Durchführung eines CDM-Projekts sind folgende: 
■ das Gastgeberland muss eine „Party“ des Kyoto-Protokolls sein, 
■ die Teilnahme an der Projektaktivität muss freiwillig erfolgen und 
■ die Teilnahme am CDM erfordert eine DNA im Land der beteiligten Party (vgl. 
UNFCCC 2006, S. 12). 
 
Die Erfüllung dieser Kriterien ist von der DOE zu bestätigen. Darüber hinaus müssen CDM-
Projekte auch die nachstehenden Anforderungen erfüllen: 
■ Stakeholder müssen die Möglichkeit gehabt haben ihre Kommentare zu dem Projekt 
abzugeben. Ein Bericht an die DOE muss darlegen wie diese in das Projekt 
eingearbeitet wurden. 
■ Eine Analyse der Umweltauswirkungen des Projekts muss der DOE übermittelt 
werden, die auch grenzüberschreitende Auswirkungen beinhaltet. Sofern die 
Auswirkungen auf die Umwelt als signifikant gelten, muss eine Bewertung der 
Umweltfolgen (Environmental Impact Assessment) vorgenommen werden. 
■ Die Reduktion der anthropogen verursachten Treibhausgasemissionen muss 
zusätzlich sein. 
■ Die Anwendung der „baseline“ und „monitoring“ Methodologien muss entsprechend 
den Anforderungen des EBs erfolgen. 
■ Kontrolle, Verifizierung und Berichterstattung müssen gemäß den Anforderungen 
bereitgestellt werden. 
■ Das Projekt muss auch allen weiteren festgelegten Anforderungen entsprechen (vgl. 
UNFCCC 2006, S. 14).  
 
Programme of Activities 
Programmes of Activities (PoAs) wurden eingeführt um das Feld des CDMs auszuweiten auf 
replizierbare Projekte, deren Teibhausgasemissionsreduktionen im Einzelfall vergleichsweise 
gering und physisch weit verteilt sind. Derartige Projekte wären zu aufwendig, um sie einzeln 
umzusetzen, weshalb eine Bündelung dieser replizierbaren Projekte Sinn macht. Definiert 
werden PoAs folgendermaßen: „A programme of activities (PoA) is a voluntary coordinated 
action by a private or public entity which coordinates and implements any policy/measure or 
stated goal (i.e. incentive schemes and voluntary programmes), which leads to 
anthropogenic GHG emission reductions or net anthropogenic greenhouse gas removals by 
sinks that are additional to any that would occur in the absence of the PoA, via an unlimited 
number of CPAs.” (CDM EXECUTIVE BOARD 2011, S. 1). PoAs finden auf zwei Ebenen 
statt: auf dem Programmlevel (PoA) und auf Ebene der einzelnen Projektaktivitäten (CPA). 
Auf dem Programmlevel sollen eine Strategie oder eine Maßnahme mit einem bestimmten 
Ziel ausgeführt werden. Die organisatorischen, finanziellen und methodologischen 
Rahmenbedingungen werden auf dieser Ebene bereitgestellt und zwar für die einzelnen 
Projektaktivitäten zur Emissionsreduktion, die dann auf Ebene der Projektaktivitäten (CPA) 
stattfinden. Dies erfolgt durch eine „managing entity“, die auch die Einreichung des PoAs 
beim und Kommunikation mit dem CDM EB sowie die schließliche Verteilung der CERs 
übernimmt. Einzelne Projekte (CPAs) können jederzeit in das Programm aufgenommen 
werden. Diese werden auch einzeln entsprechend der anzuwendenden Methodologie 
überprüft. Ein PoA kann auch grenzüberschreitend sein, sofern „letters of approval“ (LoAs) 
aller teilnehmenden Staaten erbracht werden. Die Additionalität kann entweder auf PoA-
Ebene oder aber auch auf CPA-Ebene nachgewiesen werden. CPAs sind schließlich die 
speziellen Aktivitäten, die durch ihre Umsetzung zu einer Emissionsreduktion führen (vgl. 
HINOSTROZA et al. 2009, S. 9 ff.). Das in Abbildung 5 dargestellte Risikoprofil eines PoAs 
zeigt deutlich (im Unterschied zu Projektbündelung), dass die regulatorischen Risiken mit der 
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Registrierung des PoAs drastisch sinken, die Ebene der Projektaktivitäten ist von diesen 
Risiken nur in geringem Ausmaß betroffen. 
 
Abbildung 5: Risikoprofil eines Programme of Activities 
 
Quelle: AVENDAÑO 2008, S. 167 
 
Die Anzahl eingereichter Programmes of Activities (POAs) verzeichnet im Jahr 2009 einen 
deutlichen Anstieg. Dies ist im Wesentlichen darauf zurückzuführen, dass nur für bis Ende 
2009 eingereichte Projekte die Ausgabe von CERs garantiert werden konnte. Zudem wurden 
die Regeln für POAs vereinfacht. Die bis dahin langsame Entwicklung von POAs war nicht 
zuletzt auch auf die mangelnde Bereitschaft der DOEs hinsichtlich der Validierung dieser 
Projekte zurückzuführen. Die Haftbarkeit der Prüfer, eine bis dato wesentliche Hürde, wurde 
abgeschwächt (vgl. FUTURECAMP CLIMATE 2010, S. 56 ff.).  
 
CDM Bündel 
Die Bündelung von Projekten bedeutet, dass eine Vielzahl von kleinen Aktivitäten in einem 
PDD (Project Design Document) zusammengefasst werden kann. Dadurch können die 
Transaktionskosten verringert werden. Projekte können bis zu dem Ausmaß eines „small-
scale“ Projekts gebündelt werden, die gesamte Größe des Bündels darf die genannten 
Grenzen für „small-scale“ Projekte nicht überschreiten. „Debundling a large CDM project into 
consecutive small-scale parts is not eligible for a small-scale CDM project if the total is 
greater than the small-scale project eligibility.” (FENHANN und HINOSTROZA 2011, S. 40). 
Bei der Bündelung muss im Gegensatz zu den Programmes of Activities jedes einzelne 
Projekt zur Umsetzung vor Registrierung definiert werden. Das regulatorische Risiko ist 
somit erst nach Registrierung (wie auch bei „large-scale“ CDM-Projekten) reduziert, 
nachdem bereits Zeit und Geld in die Planung der einzelnen Projekte und dem Erstellen der 
PDDs investiert wurde (siehe Abbildung 6). Bei PoAs wird das Management sozusagen 
„outgesourced“ und einzelne Projektaktivitäten können jederzeit aufgenommen werden, dies 













Abbildung 6: Risikoprofil eines Projektbündels 
 
Quelle: AVENDAÑO 2008, S. 166 
 
Small-scale Projekte 
Es gibt drei Typen von „small-scale“ Projekten, die im Rahmen des CDMs derzeit möglich 
sind.  
■ Projekte im Bereich erneuerbarer Energien mit einer maximalen Leistung von bis zu 
15 MW 
■ Energieeffizienzverbesserungen, die den Energieverbrauch reduzieren, entweder auf 
der Angebots- und/oder Nachfrageseite, bis zu 60 GWh pro Jahr 
■ andere Projekte, deren Emissionsreduktion geringer oder gleich 60.000 Tonnen CO2-
Äquivalenten pro Jahr ist 
„Small-scale“ Projekte müssen nicht wie „large-scale“ Projekte durch eine DOE geprüft 
werden, sondern deren Vorschläge für eine neue Projektkategorie werden gleich direkt beim 
EB vorgelegt. Für „small-scale“ Projekte existieren bestimmte Projektkategorien im Rahmen 
derer die Projekte eingereicht werden können. Sofern ein Projekt nicht unter diesen 
Kategorien einzuordnen ist, muss vor Übermittlung der PDDs dem CDM EB eine neue 
Projektkategorie vorgeschlagen werden. „Small-scale“ Projekte unterliegen zudem 
einfacheren und weniger strikten Bestimmungen hinsichtlich der Additionalität und deren 
Nachweis (vgl. FENHANN und HINOSTROZA 2011, S. 36 ff.).  
 
unilaterale CDM-Projekte 
Projekte können auch eigenständig von Entwicklungsländern umgesetzt und zur 
Registrierung eingereicht werden, ohne dass eine Beteiligung durch einen Industriestaat 
erfolgt. Dadurch muss nicht bereits in der Planungsphase ein Investor gefunden werden, 
sondern die Umsetzung erfolgt ausschließlich durch Projektentwickler im Gastgeberland. 
Erst wenn die CERs auf dem Markt verkauft werden, muss das Schreiben des 
Industrielandes, von welchem die Zertifikate gekauft werden, nachgereicht werden. Der 
Anteil an unilateralen Projekten am Gesamtmarkt ist daher nicht unwesentlich (vgl. STERK 
und ARENS 2010, S. 20) 
 
„Crediting Period“  
Projekte, die bereits vor Festlegung der genauen Umsetzungskriterien des CDMs mit der 
Umsetzung des Projektvorhabens begonnen haben, können dies rückwirkend bis zum Jahr 
2000 als Reduktionsgutschriften anerkennen lassen. Voraussetzung dafür ist, dass die 
entsprechenden Kriterien nachgewiesen werden können und die Registrierung bis 
spätestens Ende 2005 erfolgt ist. Gemäß den Bestimmung der Marrakesh Accords kann die 
maximale „crediting period“ entweder 
■ sieben Jahre mit der zweimaligen Option zur Verlängerung (insgesamt 21 Jahre, die 
„baseline“ wird jeweils erneut festgelegt) oder 
■ zehn Jahre ohne Verlängerungsoption betragen (vgl. RÖSCH 2007, S. 87).  
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„Linking“ des CDMs mit dem European Trading System 
Im Rahmen des Europäischen Emissionshandelsystems (ETS) ist es möglich Zertifikate aus 
Projekten des CDM bis zu einem gewissen Ausmaß zur Erfüllung der 
Reduktionsverpflichtungen anrechnen zu lassen. Der Prozentanteil, zu dem die Nutzung von 
CERs und ERUs zugelassen ist, wird von den am ETS teilnehmenden Staaten in deren 
nationalen Zuteilungsplänen festgelegt. Dabei soll berücksichtigt werden, dass die flexiblen 
Mechanismen nur als Ergänzung zu den innerstaatlichen Maßnahmen verwendet werden 
sollen. Die Verwendung von CERs oder ERUs erfolgt durch die Vergabe und sofortige 
Abgabe eines Zertifikats im Austausch gegen eine CER oder ERU (vgl. Richtlinie 
2004/101/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. Oktober 2004).  
 
Bei den Verhandlungen rund um das Kyoto-Protokoll haben die Vertreter der EU jedoch stets 
die Auffassung vertreten, dass die flexiblen Mechanismen als Ergänzung zu den nationalen 
Emissionsminderungen gesehen werden sollen und somit ein sogenannter 
„Ablasshandel“ vermieden werden sollte. Die Position der EU zu den flexiblen Mechanismen 
wurde sehr stark vom Prinzip der Supplementarität geprägt. Die Verbindung zwischen dem 
Europäischen Emissionshandelssystem (ETS) und den flexiblen Mechanismen wurde von 
der Europäischen Kommission aufgrund der Förderung des Technologietransfers, der 
verstärkten Liquidität im europäischen Markt sowie der erweiterten Möglichkeiten zur 
Erfüllung der Reduktionspflichten befürwortet. Umweltpolitische Verbände hingegen standen 
dieser Regelung skeptisch bis ablehnend gegenüber, mit dem Argument, dass das 
Europäische Emissionshandelssystem zu dem Zweck geschaffen wurde, dass Emissionen 
effektiv in den Mitgliedstaaten der EU reduziert werden und dadurch zusätzliche positive 
Nebeneffekte geschaffen werden würden. Sowohl in quantitativer als auch in qualitativer 
Hinsicht ist die Anerkennung von CDM- und JI-Projekten dennoch im Rahmen des ETS 
beschränkt. Durch einen sogenannten „doppelten Deckel“ soll die Menge an Zertifikaten aus 
flexiblen Mechanismen beschränkt werden. In den Nationalen Allokationsplänen ist von den 
EU-Mitgliedstaaten anzugeben, in welchem Ausmaß Zertifikate aus flexiblen Mechanismen 
zur Erfüllung verwendet werden sollen. Weiters wird auf nationaler Ebene ein Prozentsatz 
festgelegt, welche Teilmenge von den am Emissionshandel teilnehmenden Unternehmen an 
CERs oder ERUs zugekauft werden darf. Der qualitative Aspekt der Projekte wurde in Form 
von Ausschließung bestimmter Projektarten berücksichtigt. So können Zertifikate im ETS, die 
aus Senkenprojekten stammen, nicht zur Erfüllung der Emissionspflichten verwendet werden. 
Auch Zertifikate von Wasserkraftprojekten, die größer als 20 MW sind, dürfen nur dann 
verwendet werden, sofern die Projekte den Kriterien der Weltkommission für Staudämme 
(WCD) entsprechen (vgl. STERK und ARENS 2008, S. 41 ff.).  
4.3. Ökonomische Daten 
Die in Tabelle 4 dargestellten Kosten sollen einen Überblick über das finanzielle Ausmaß zur 
Umsetzung eines Projekts geben. Hier angeführt sind allerdings nur Gebühren und Kosten, 
die sich auf den Projektzyklus des CDMs beziehen. Die eigentlichen Kosten für die 
Umsetzung der Maßnahmen (Investition in neue Technologien usw.) sind fallspezifisch und 



















 in USD  
PIN (Project Idea Note) 5.000-30.000 2.000-7.500 Consultancy fee 
PDD 15.000-100.000 10.000-25.000 Consultancy fee 
New methodology 20.000-100.000 20.000-50.000 Consultancy fee 
Validation 8.000-30.000 6.500-10.000 DOE fee 
Registration fee 10.500-350.000 0-24.500 EB fee 
UN Adaption Fund fee 2 % of CERs 2 % of CERs EB fee 
initial verification 5.000-30.000 5.000-15.000 DOE fee 
ongoing verification 5.000-25.000 5.000-10.000 DOE fee 
Quelle: CD4CDM 2007, S. 55 f. 
 
Um diese Kosten in Relation zu den möglichen Einnahmen aus den generierten CERs zu 
setzen, sei in Abbildung 7 der Preisverlauf der CERs dargestellt. 10  Der im Zeitverlauf 
durchschnittliche Preis zur Berechtigung des Ausstoßes einer Tonne CO2-Äquivalente betrug 
zwischen 12.08.08 und 29.12.2011 12,13 Euro. Der Höchstpreis wurde zu Beginn des 
Handels im August 2008 festgestellt, in Höhe von 20,90 Euro. Der bisher niedrigste Preis der 
CER-Zertifikate wurde im Dezember 2011 zu 3,98 Euro festgestellt. Nach einem guten Start 
mit vergleichsweise hohen Preisen für CERs sind diese zwischen März 2009 und Juni 2011 
mit gewissen Schwankungen doch relativ stabil gewesen, bevor im Juni 2011 ein 
kontinuierlicher Abwärtstrend der Preise eintrat. Insgesamt wird die Preisbildung der CERs 
sehr stark durch jene der Zertifikate für den europäischen Emissionshandel beeinflusst, nicht 
zuletzt deshalb, weil die Teilnehmer dieses Marktes die größte Nachfrage am CER-Markt 
bilden.  
 
Abbildung 7: Preisentwicklung der CERs 
 
Quelle: BLOOMBERG, 30.12.2011 
 
Grundsätzlich kann bei den gehandelten CERs zwischen primary und secondary CERs 
unterschieden werden. Primary CERs gelten als jene Zertifikate, die direkt vom 
Projektbetreiber, der die Emissionsreduktionen erwirkt hat, gekauft werden. Secondary 
                                                 
10 Die dargestellten Preise beziehen sich auf CERs in Euro, die an der Bluenext spot gehandelt 
wurden, im Zeitraum von 12.08.2008 bis 29.11.2011.  
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CERs sind Zertifikate, die von anderen als dem ursprünglichen Projektentwickler auf den 
diversen Märkten angeboten werden. Primary CERs werden häufig schon vor Validierung 
der Projekte gehandelt, wodurch ein erhöhtes Risiko besteht, das sich auf die Preise 
auswirkt. Spezialisierte Unternehmen erstellen daher Ratings für Projekte, um deren Risiko 
besser einschätzen zu können. Hierfür werden Faktoren wie beispielsweise der Projekttyp, 
der Fortschritt im Projektzyklus oder das Gastgeberland in die Berechnung des Lieferrisikos 
miteinbezogen, wodurch das Rating der Projekte beeinflusst wird (vgl. KILL 2010, S. 92).  
 
Markttransaktionen für bereits ausgestellte CERs (secondary CERs, sCERs) finden an 
Börsen, Over the Counter (OTC) oder in Form von bilateralen Verträgen statt. Der Anteil 
gehandelter sCERs beläuft sich auf etwa ein Fünftel des gesamten Carbon Markets. Dies 
unterstreicht auch die Wichtigkeit dieses Marktinstrumentes, nur die im Europäischen 
Handelssystem (ETS) gehandelten Zertifikate weisen einen größeren Anteil auf. Auch die 
Preise für sCERs sind im Wesentlichen an jenen für EUAs11 orientiert (vgl. BMLFUW und 
KPC 2010, S. 15).  












  in billion USD 
2005 7,9 0,1 2,6 0,2 0,3 11,1 
2006 24,4 0,3 5,8 0,4 0,3 31,2 
2007 49,1 0,3 7,4 5,5 0,8 63,1 
2008 100,5 1 6,5 26,3 0,8 135,1 
2009 118,5 4,3 2,7 17,5 0,7 143,7 
2010 119,8 1,1 1,5 18,3 1,2 141,9 
Quelle: CARBON FINANCE AT THE WORLD BANK 2011, S. 9 
 
Die Entwicklung des gesamten Carbon Marktes zeigt, dass das gehandelte Volumen seit 
2005 bis 2010 auf mehr als das Zwölffache gestiegen ist. Im CDM-Bereich ist deutlich zu 
erkennen, dass in den Anfangsjahren Primary CDMs weitaus stärker gehandelt wurden als 
secondary CERs, hat sich dieses Verhältnis ab dem Jahr 2008 umgekehrt. Während 2005 
der Anteil der secondary CERs am Gesamtmarkt bei nur 1,8 % lag, erreichte diese im Jahr 
2008 seinen Höhepunkt mit 19,47 % Marktanteil und lag 2010 bei 12,9 %. Primary CERs 
hingegen starteten 2005 mit einem prozentuellen Anteil von 23,42 % am gesamten 
gehandelten Volumen am Carbon Markt. Bis 2010 ist dieser kontinuierlich gesunken und 
erreichte 2010 nur noch 1,06 % (vgl. CARBON FINANCE AT THE WORLD BANK 2011, S. 
9). Die angegebenen Marktvolumina entsprachen im Jahr 2008 einer Menge von 1.072 
Millionen tCO2e für secondary CERs bzw. 404 Mio. tCO2e für primary CERs. Im Jahr 2009 
reduzierten sich die gehandelten Mengen auf 1.055 Mio. tCO2e secondary CERs bzw. 211 
Mio. tCO2e primary CERs (vgl. CARBON FINANCE AT THE WORLD BANK 2010c, S. 1). 
 
Während Handelsvolumina im Primärmarkt einen deutlichen Rückgang verzeichnen, steigen 
die Transaktionen am Sekundärmarkt seit 2007 kontinuierlich an. Dies ist im Wesentlichen 
darauf zurückzuführen, dass sich Akteure aus dem Finanzsektor aufgrund der Wirtschafts- 
und Finanzkrise zunehmend aus dem CO2-Markt zurückziehen. Auch die nach wie vor 
bestehende Unsicherheit hinsichtlich der Zeit nach 2012 trägt zu dieser Entwicklung bei. 
Preise für Zertifikate am Primärmarkt sind grundsätzlich günstiger als jene am 
Sekundärmarkt, die Differenz hängt in der Regel vom Projektstand und dem damit 
einhergehenden Projektrisiko ab. Zusätzlich variieren die Preise pro eingesparter Tonne CO2 
auch nach der Projektart. Für Zertifikate aus Großwasserkraftwerken ist ein Abschlag von 
etwa 0,10 bis 0,50 Euro anzunehmen, für Projekte im Bereich Erneuerbarer Energien oder 
Energieeffizienz hingegen ein Aufschlag. Die unterschiedlichen Preise der generierten 
                                                 
11  EUAs (European Allowances) sind die für das Europäsiche Emissionshandelsssystem 
ausgegebenen Zertifikate. 
48 
Zertifikate sollen Ausdruck für die Umweltqualität der Projekte sein (vgl. FUTURECAMP 
CLIMATE 2010, S. 100 f.).  
Als Käufer treten nach wie vor hauptsächlich große Energieversorger, Finanzinstitute und 
Fonds auf. Mit Hilfe von Fonds können Projektrisiken diversifiziert werden und somit die 
Preise bei frühen Projektstadien möglichst niedrig gehalten werden. Auch Staaten oder 
Industrieunternehmen, die „short“ sind, treten zunehmend als Käufer auf den CER-Märkten 
auf (vgl. FUTURECAMP CLIMATE 2010, S. 101 f.).  
4.4. Status quo 
Die folgenden Darstellungen sollen einen Überblick über die bisher eingereichten Projekte 
differenziert nach Projektstatus, Projekttyp und Region, in dem die Projekte umgesetzt 
werden, geben sowie die historische Entwicklung dieser darstellen. 
Die weltweit erste Registrierung eines CDM-Projekts fand am 28. November 2004 statt, eine 
Deponiegasverwertung bei Rio de Janeiro (vgl. WITT und MORITZ 2008, S. 88).  
Phase I (bis Ende 2005): In den Anfangsjahren des CDMs war das CDM EB budgetär 
relativ beschränkt und auf freiwillige Zahlungen von Annex I Staaten angewiesen. Projekte 
mussten individuell von den einzelnen Board members bewertet werden, da die Belegschaft 
in diesem Zeitraum vergleichsweise klein war.  
Phase II (2006): Durch die COP 2005 wurde das CDM EB ermächtigt eine Gebühr auf 
ausgegebene CERs einzuheben, um administrative Kosten abdecken zu können. Weiters 
wurden alle Annex I Staaten, die das Kyoto-Protokoll ratifiziert hatten, dazu verpflichtet 
zusätzliche Finanzierung zur Verfügung zu stellen. Im März 2006 wurde das Registration and 
Issuance Team (RIT) gegründet, dessen Aufgabe die Bewertung und Aufzeichnung jeder 
Registrierungsanfrage ist.  
Phase III (seit 2007): Seit 2007 werden Projekte zusätzlich zum RIT auch vom Sekretariat 
des UNFCCC bewertet und Empfehlungen an das CDM EB dazu abgegeben, welches dann 
entscheidet ob eine Überprüfung erforderlich ist oder nicht (vgl. SCHNEIDER 2007, S. 22).  
 
Mit Stand der Daten vom 27.11.2011 belief sich die Anzahl der CDM-Projekte auf insgesamt 
8.566 (unter Einbeziehung aller Projekte unabhängig von ihrem Projektstatus). Wie in 
Abbildung 8 ersichtlich, sind 42 % aller Projekte tatsächlich registriert (hierunter fallen sowohl 
jene Projekte, für die bereits CERs ausgegeben wurden, sowie jene, die noch keine CERs 
generiert haben, aber bereits registriert sind), ein weiteres Prozent der Projekte befindet sich 
zum Zeitpunkt der Datenaufnahme im Prozess der Registrierung. Beinahe genauso viele 
Projekte wie registrierte sind zu diesem Zeitpunkt in Validierung. Eine negative Bewertung 
durch die DOE erhalten oder vom CDM DB abgelehnt wurden 4 % aller Projekte. 12 % der 
Projekte hatten per 27.11.2011 den Status „Validierung abgeschlossen“ inne, während 1 % 
der Projekte von den Antragstellern wieder zurückgezogen wurde. 






















Quelle: CD4CDM 2011a 
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Eine Aggregation der Vielzahl an möglichen Projekttypen nach Sektoren, in Abbildung 9 
dargestellt, zeigt im Speziellen für HFC, PFC und N2O-Projekte sowie hinsichtlich der 
erneuerbaren Energien ein sehr auffälliges Bild. HFC, PFC und N2O-Projekte weisen einen 
enorm hohen Anteil an den bisher (27.11.2011) gesamten generierten CERs auf (ca. 69 %), 
im Gegensatz dazu aber einen äußerst geringen Anteil an der Anzahl der Projekte (ca. 
1,7 %). Diese Diskrepanz kann durch das Vielfache des Treibhausgaspotentials von HFC, 
PFC und N2O im Vergleich zu CO2 erklärt werden, wodurch mit wenigen Projekten eine 
Vielzahl an CERs generiert werden kann. Der deutlich sinkende Anteil an den CERs, die bis 
2012 ausgegeben werden sollen, ist auf die verschärfte Prüfung dieser Projekte durch das 
CDM EB und die Restriktionen hinsichtlich der Umsetzung dieser Projekte zu erklären 
(nähere Erläuterungen zu HFC und N2O-Projekten sind unter Kapitel  5.2 zu finden). Konträr 
zu diesem Sektor zeigt sich jener der erneuerbaren Energien. Diese stellen zwar einen 
großen Anteil an den gesamten Projekten dar (ca. 65 %), bisher haben diese allerdings nur 
ca. 17 % der ausgegebenen CERs erhalten. Bezogen auf die bis 2012 auszugebenden 
CERs soll dieser Anteil auf ca. 35 % gesteigert werden. Auffallend gering ist der Anteil von 
Projekten im Transportsektor sowie bei „demand-side“ Energieeffizienzprojekten. Die 
bisherige Anzahl der Projekte im Transportbereich beläuft sich auf nur 43, wofür 359.000 
CERs ausgegeben wurden, die einem Anteil von 0,05 % entsprechen.  
 
Abbildung 9: Verteilung der CDM Projekte nach Anteil an der Projektanzahl und an 
den generierten CERs 
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Quelle: CD4CDM 2011b 
 
Abbildung 10 zeigt die Verteilung der CDM-Projekte nach Regionen anteilsmäßig an der 
Anzahl der Projekte sowie an den dadurch generierten CERs bis 2012. Die Dominanz der 
asiatischen und pazifischen Regionen ist sowohl gemessen an der Anzahl der Projekte als 
auch an den dadurch generierten CERs deutlich zu erkennen. Gemeinsam mit den 
lateinamerikanischen Projekten umfassen diese beiden Regionen ca. 95 % aller Projekte 
sowie ca. 93 % der daraus generierten CERs. Der Anteil Afrikas beschränkt sich hinsichtlich 
der Projektanzahl auf 2,68 % aller Projekte bzw. 3,53 % der auszugebenden CERs bis 2012. 
Wird die Bevölkerung als vergleichender Maßstab in die Analyse miteinbezogen, so ergibt 
sich ein ähnliches Bild. Pro Kopf werden in Lateinamerika 0,84 CERs bis 2012 generiert, im 
asiatischen und pazifischen Raum 0,63 CERs pro Kopf bis 2012. Auch in diesem Vergleich 
erzielt Afrika mit 0,11 CERs pro Kopf bis 2012 das deutlich schlechteste Ergebnis.  
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Abbildung 10: Anteil der Regionen an der Anzahl der CDM-Projekte und der 
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4.5. Projektzyklus 
Der Ablauf eines CDM-Projekts beginnt mit der Idee zum fallspezifischen Inhalt und endet im 
Idealfall mit der Ausgabe von CERs, die in Höhe der CO2-Einsparungen generiert werden 
konnten. Insgesamt sind hierfür sieben Prozessschritte erforderlich, die in Abbildung 11 
veranschaulicht werden, und zum Teil einer hohen Regelungsdichte und komplexen 
Anforderungen unterliegen. 
Abbildung 11: CDM Projektzyklus 
 
Quelle: FENHANN und HINOSTROZA 2011, S. 31 
 
1. Project Design: Grundlage eines Projektes ist das Project Design Document (PDD), 
das eine allgemeine Beschreibung des Vorhabens, die Anwendung einer 
„baseline“ und „monitoring“ Methodologie, Dauer des Projekts, Umweltauswirkung 
und Kommentare der Stakeholder beinhaltet (vgl. UNFCCC 2011a). Erstellt wird 
dieses Dokument vom Investor oder Käufer bzw. oft auch unter Zuhilfenahme eines 
Consultingunternehmens (vgl. NEWELL und PATERSON 2010, S. 84). Im PDD muss 
auch die „baseline“ des Projekts beschrieben und quantifiziert werden. Hierbei wird 
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ein hypothetisches Szenario beschrieben, wie viele Emissionen entstehen würden, 
sofern das Projekt nicht umgesetzt wird (vgl. KILL et al. 2010, S. 62). 
2. National approval: Das einzureichende Projekt bedarf ebenfalls eines Schreibens der 
Designated National Authority (DNA) des Landes, in dem das Projekt umgesetzt 
werden soll, das angibt, dass der jeweilige Staat das Kyoto-Protokoll ratifiziert hat, die 
Teilnahme freiwillig ist und dass dieses Vorhaben zu einer nachhaltigen Entwicklung 
beträgt. Diese Bestätigung wird Letter of Approval (LoA) genannt (vgl. UNFCCC 
2011a). 
3. Validation: In einem nächsten Schritt wird das geplante Projekt durch eine 
Designated Operational Entity (DOE) hinsichtlich der Modalitäten und Ansprüche 
eines CDM-Projekts auf Basis des PDDs evaluiert und bewertet (vgl. UNFCCC 
2011a). Sofern eine neue Methodologie zur Berechnung der Emissionen angewendet 
werden und nicht eine bereits bestehende und geprüfte zum Einsatz kommen soll, 
muss diese vorerst geprüft werden und erst dann kann die Registrierung beim CDM 
EB erfolgen (vgl. NEWELL und PATERSON 2010, S. 84 f.). Die DOE hat die Aufgabe 
jene Projekte, von deren Betreiber sie beauftragt wird, zu bewerten und entweder als 
„accepted“ oder als „rejected“ zu erklären (vgl. SCHNEIDER 2007, S. 19). 
Zu Beginn der Validierung besteht 30 Tage lang die Möglichkeit für die Öffentlichkeit 
in die PDDs Einsicht zu nehmen und mögliche Stellungnahmen dazu abzugeben. Der 
detaillierte Ablauf der Bewertung DOEs ist in Abbildung 12 zu sehen. Das bewertete 
Projekt wird schließlich im Falle einer positiven Bewertung formell beim CDM EB zur 
Registrierung beantragt, wofür PDDs und die Bewertungsanalyse eingereicht werden. 
Der gesamte Validierungsprozess dauert in etwa 13 Wochen (vgl. KILL et al. 2010, S. 
63). 
 
Abbildung 12: Schritte des Validierungsprozesses 
 
Quelle: KILL et al. 2010, S. 62 
 
4. Registration: Wird das Projektvorhaben von der DOE als gültig erklärt, so wird es 
formell vom CDM EB akzeptiert und gilt somit als registriertes CDM-Projekt. Die 
Registrierung umfasst eine Überprüfung auf Vollständigkeit durch das Sekretariat, 
inhaltliche Überprüfung durch das Sekretariat sowie Überprüfung durch das UNFCCC 
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Registration and Issuance Team (RIT) und das CDM EB. „If a Party or three 
members of Executive Board request review, project undergoes review, otherwise 
proceeds to registration” (UNFCCC 2011a). Die vom UNFCCC RIT positiv geprüften 
Projekte werden dem CDM EB weitergeleitet, das dann schließlich die Entscheidung 
zur Registrierung über hat (vgl. KILL et al. 2010, S. 63).  
Das CDM EB hat zudem entschieden einen Anteil der Erlöse für Administratives 
einzuheben. Dieser beträgt USD 0,10/CER für die ersten 15.000 CERs bzw. USD 
0,20/CER für alle CERs über 15.000 pro Jahr (max. USD 350.000). „Small-
scale“ Projekte, die durchschnittlich unter 15.000 CERs pro Jahr während der 
„crediting period“ generieren, zahlen keine Gebühr. Für Projekte in LDCs muss 
ebenfalls keine Gebühr bezahlt werden. Für Länder, in denen weniger als zehn CDM-
Projekte registriert sind, muss keine Registrierungsgebühr bezahlt werden bis zur 
ersten Ausgabe der CERs. Seit dem 54. Meeting des CDM EBs werden CDM-
Projekte automatisch nach vier Wochen registriert. Sofern eine Überprüfung verlangt 
wurde, kann die Registrierung bis zum nächsten CDM EB Meeting verzögert werden. 
Bei diesem Meeting kann eine Aufforderung zur Korrektur ergehen oder eine 
Überprüfung erfolgen, wodurch die Registrierung weiter verzögert wird (vgl. 
FENHANN und HINOSTROZA 2011, S. 52 f.).  
5. Monitoring: Der Projektbeteiligte ist für das „monitoring“ der tatsächlichen Emissionen 
gemäß der genehmigten Methodologie verantwortlich (vgl. UNFCCC 2011a). Die 
„Monitoringberichte“ werden vom UNFCCC RIT überprüft und mit einem 
anschließendem Bericht dem CDM EB zur Genehmigung weitergeleitet (vgl. KILL et 
al. 2010, S. 63). Die Aufgabe der Projektentwickler ist es daher einen transparenten, 
zuverlässigen und angemessenen „Monitoringplan“ vorzubereiten. Dieser soll 
detaillierte Informationen zu den geschätzten auftretenden Treibhausgasemissionen 
innerhalb der Projektgrenzen enthalten, die „baseline“ der Treibhausgasemissionen 
sowie „leakage“ festlegen (vgl. FENHANN und HINOSTROZA 2011, S. 54).  
6. Verification: Die DOE überprüft ex post die Angaben zu den eingesparten Emissionen 
aufgrund der Durchführung des Projekts und bestätigt dies mittels einer Zertifizierung 
(vgl. UNFCCC 2011a). Die DOE muss sicherstellen, dass die Richtwerte und 
Umstände, die im Validierungsbericht festgelegt wurden, eingehalten wurden. 
Anhand einer detaillierten Überprüfung wird die DOE einen Verifizierungsbericht 
erstellen and schließlich den durch das Projekt generierten Betrag an CERs 
bestätigen. Wie oft die Überprüfung des Projekts stattfinden soll, entscheiden die 
Projektbeteiligten. Projekte mit einem hohen Output an CERs pro Jahr lassen diese 
oft durchführen, da die Transaktionskosten im Vergleich zur Ausgabe der CERs 
gering sind. Bei kleineren Projekten wird eine Überprüfung weniger häufig 
durchgeführt. Außerdem muss die DOE, die die Kontrolle vornimmt eine andere sein 
als jene, die das Projekt bewertet hat. Bei „small-scale“ Projekten kann dies 
allerdings dennoch die gleiche DOE sein, ebenso bei einzelnen Projekten, bei denen 
dies durch das CDM EB genehmigt wird (vgl. FENHANN und HINOSTROZA 2011, 
S.56 f.).  
7. CER issuance: Das CDM EB erhält von der DOE den Verifizierungsbericht mit der 
Aufforderung zur Ausgabe der entsprechenden Menge an CERs. Auch hier wird die 
Vollständigkeit vom Sekretariat geprüft und es findet erneut eine Überprüfung durch 
das Sekretariat und das CDM EB statt. Bezüglich der Überprüfung gilt Gleiches wie 
bei der Registrierung des Projekts (vgl. UNFCCC 2011a). Das EB muss innerhalb 
von 15 Tagen nach dem Erhalt des Antrags zur Ausgabe der CERs die Zertifikate 
ausgeben. Zwei Prozent der CERs müssen zur Deckung der Kosten der 
Anpassungsmaßnahmen bezahlt werden, LDCs sind von dieser Regelung 
ausgenommen. Die ausgegebenen CERs werden im CDM Register erfasst, um diese 
genau nachverfolgen zu können. (vgl. FENHANN und HINOSTROZA 2011, S.58).  
 
Die durchschnittliche Zeitdauer aller registrierten Projekte vom „start comment date“ der 
Validierung bis zur Registrierung beträgt ca. 1,5 Jahre (vgl. FENHANN und HINOSTROZA 
2011, S. 53).  
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Auch die Erfahrungen der Weltbank im Bereich von Investments in CDM-Projekte zeigt, dass 
durchschnittlich zwischen Bewilligung der Projektidee und der Unterzeichnung eines 
Kaufvertrags für Emissionszertifikate zwei Jahre vergehen (vgl. CARBON FINANCE AT THE 
WORLD BANK 2010b,  S. 21) 
4.6. Akteure 
Conference of the Parties (COP) 
Die Vertragsstaatenkonferenz ist im Rahmen des UNFCCC die höchste Instanz mit 
Entscheidungskompetenz, deren Aufgabe der klimapolitische Erfolg zur Stabilisierung des 
Klimawandels ist. Die einzelstaatlich getroffenen Maßnahmen und deren Wirkungen werden 
hinsichtlich der Erreichung des Gesamtziels bewertet. Sie besteht aus allen Ländern, die 
dem UNFCCC beigetreten sind. Sofern nicht anders vereinbart, findet ein Treffen der COP 
jährlich statt, und zwar in Bonn, dem Sitz des Sekretariats, sofern die Veranstaltung nicht 
von einem anderen Land übernommen wird. Die Präsidentschaft wechselt zwischen den fünf 
UN-Regionen: Afrika, Asien, Lateinamerika und die Karibik, Zentral- und Osteuropa und 
Westeuropa und andere. In der Regel finden die COPs auch immer in jenen Regionen statt, 
die zu diesem Zeitpunkt die Präsidentschaft innehaben (vgl. UNFCCC 2011f).  
Zudem wurden von der COP zwei permanente Suborgane mit beratender Tätigkeit 
geschaffen: das Subsidiary Body for Scientific and Technological Advice (SBSTA) und das 
Subsidiary Body for Implementation (SBI). SBSTA ist in erster Linie mit Aufgaben zur 
Verbesserung des Transfers von umweltfreundlichen Technologien sowie der Erstellung von 
Leitlinien zur Kommunikation dieser auf nationaler Ebene betraut. In der Erfüllung seiner 
Aufgaben steht das SBSTA auch in enger Zusammenarbeit mit dem Intergovernmental 
Panel on Climate Change (IPCC). SBI hingegen ist für Fragen der Umsetzung des 
Abkommens zuständig und bewertet auch die Gesamteffektivität des Abkommens (vgl. 
UNFCCC 2011f). Die gesamte Organisation der COP ist in Abbildung 13 dargestellt. 
 
Abbildung 13: Bodies of the COP 
 
Quelle: UNFCCC 2011h 
 
Die 3. COP im japanischen Kyoto 1997 gilt als eine der folgenreichsten, mit dem Ergebnis 
des Kyoto-Protokolls. Die 17. Vertragsstaatenkonferenz fand von 28. November bis 9. 
Dezember 2011 in Durban, Südafrika, statt (vgl. UNFCCC 2011e). Eine Auflistung aller 





Das COP Büro ist verantwortlich für die Beratung der Präsidentschaft der COP und ist 
allgemein für Prozessmanagement zuständig. Es besteht aus elf Mitgliedern: dem/der 
Präsident/in, dem/der Vizepräsident/in, den Vorsitzenden der „subsidiary bodies“ und dem 
„Rapporteur“ (vgl. UNFCCC 2011i).  
 
CDM Executive Board (CDM EB) 
Das CDM Executive Board hat „Überwachungsfunktion” und steht unter der Befugnis und 
Unterweisung der COP, der gegenüber es auch verantwortlich ist. Das CDM EB muss 
mindestens drei Mal im Jahr ein Treffen abhalten und zählt die folgenden zu seinen 
Aufgaben: 
■ Empfehlung neuer Modalitäten und Prozesse für den CDM 
■ Bewilligung neuer Methodologien des „monitorings“, der Kalkulation der 
„baselines“ und Projektgrenzen 
■ Überprüfung der Bestimmungen zur Erleichterung von „small-scale“ Projekten 
■ Akkreditierung von DOEs und Vorschläge für die COP/MOP hinsichtlich der 
Ernennung von „operational entities“ 
■ Verfassung eines Handbuchs der bewilligten Regelungen, Prozesse und Standards 
sowie dessen Veröffentlichung und 
■ die Führung des CDM Registers (vgl. IEA 2005, S. 48). 
Das CDM EB besteht aus zehn Mitgliedern, die sowohl über technische als auch politische 
Expertise verfügen sollten. In der Praxis ist die Zusammensetzung des CDM EB allerdings 
eine politisch bestimmte (vgl. IEA 2005, S. 51).  
 
Expertengremien des CDM EBs 
■ Methodologies Panel: Die Aufgabe des Methodologies Panels ist die Beratung des 
CDM EBs hinsichtlich der Leitlinien für „baseline“ und „monitoring“ Methodologien. 
Ebenso zählt die Bewertung von neu eingereichter Methodologien zu seinen 
Funktionen. 
■ Accreditation Panel: Dieses Gremium wurde gegründet um die Entscheidungen des 
CDM EBs im Prozess der Akkreditierung neuer „operational entities“ vorzubereiten. 
■ Registration and Issuance Team: Das RIT assistiert dem CDM EB hinsichtlich der 
Projektgenehmigungen. Den Vorsitz dieses Teams hat rotierend ein Mitglied des 
CDM EBs. 
■ Small-Scale Working Group: Die Experten dieses Gremiums beschäftigen sich mit 
neuen Methodologien zur Bewertung von „small-scale“ Projekten. 
■ Afforestation and Reforestation Working Group: In Abstimmung mit dem 
Methodologies Panel hat dieses Gremium beratende Funktion hinsichtlich neuer 
Methodologien für Projekte zur Aufforstung und Wiederaufforstung.  
■ UNFCCC Sekretariat: Das Sekretariat hat in erster Linie koordinierende Aufgaben 
zwischen den Staaten (vgl. UNFCCC 2011q). 
In Abbildung 14 sind die genannten Expertengremien hinsichtlich ihrer Einordnung in die 
















Abbildung 14: Governance des CDMs 
 
Quelle: UNFCCC 2011q 
 
Adaptation Fund  
Der Adaptation Fund wurde von den Vertragsstaaten des Kyoto-Protokolls gegründet mit 
dem Zweck konkrete Projekte und Programme zur Klimawandelanpassung in 
Entwicklungsländern, die ebenfalls Vertragsstaaten des Kyoto-Protokolls sind, zu finanzieren. 
Die finanziellen Mittel stammen aus dem Ertrag der durch CDM Projekte generierten CERs, 
(2% der Einnahmen aller CERs müssen als Abgabe an den Fonds abgeliefert werden) sowie 
aus anderen Quellen (vgl. ADAPTATION FUND 2011). Das Adaption Fund Board ist 
ebenfalls eine vom COP geschaffene Institution und somit in diese eingegliedert (siehe 
Abbildung 13).  
 
Designated Operational Entities (DOEs) 
Designated operational entities (DOEs) sind vom CDM EB akkreditierte Prüfinstitutionen, die 
einerseits PDDs bewerten und sofern diese den Kriterien des CDM EBs entsprechen die 
Registrierung des Projekts beantragen. Andererseits prüfen DOEs ob die geplanten 
Reduktionen an Treibhausgasemissionen auch tatsächlich in der Umsetzung des Projektes 
erreicht wurden und in welchem Ausmaß schließlich CERs für diese Maßnahme ausgegeben 
werden sollen. Bei „large-scale“ Projekten findet die Bewertung der PDDs und die 
Überprüfung der tatsächlichen Einsparungen von zwei unterschiedlichen DOEs statt. Das 
CDM EB kann aber gegebenenfalls die Erlaubnis erteilen, dass beide Funktionen von nur 
einer DOE ausgeführt werden. Um als Zertifizierungsstelle akkreditiert zu werden, ist eine 
Anmeldegebühr von 15.000 USD zu entrichten. Durch eine Expertenkommission wird der 
Antrag und der erste Validierungsprozess überprüft. Die Akkreditierung erfolgt für bestimmte 
Projekttypen und muss alle drei Jahre erneuert werden. Neben diversen anderen 
Bedingungen, die von den Zertifizierungsstellen erfüllt werden müssen, muss eine 
Versicherung zum Ersatz von Zertifikaten im Falle von fehlerhafter Zertifizierung 
nachgewiesen werden (vgl. MICHAELOWA 2005, S. 144).  
Die Anzahl der derzeit12 akkreditieren DOEs beläuft sich auf 40 Stellen, wovon 24 aus Annex 
I-Staaten stammen, 16 aus Nicht-Annex I-Staaten. Zwölf der DOEs bewerten und 
zertifizieren derzeit alle 15 Projektsektoren, die weiteren DOEs haben sich auf eine 
bestimmte Auswahl an Sektoren festgelegt (vgl. UNFCCC 2011k). Insgesamt ist die Anzahl 
                                                 
12 Die angeführte Anzahl der DOEs bezieht sich auf Informationen des UNFCCC, die am 13.11.2011 
abgerufen wurden. Eine aktuelle Liste aller DOEs mit Sektoren, in denen sie Projekte bewerten und 
verifizieren, sowie der Staatszugehörigkeit findet sich im Anhang. 
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der DOEs seit dem Start des CDMs stetig gestiegen. Laut einer Analyse der DOEs von 
SCHNEIDER (2007) waren es zu diesem Zeitpunkt noch insgesamt 18 DOEs, wovon vier 
der Stellen aus Nicht-Annex I-Staaten stammten (vgl. SCHNEIDER 2007, S. 20).  
 
Designated National Authority (DNA) 
Die Einrichtung einer Designated National Authority ist für die am CDM teilnehmenden 
Staaten Voraussetzung. Die Hauptaufgabe dieser Institutionen ist es zu bewerten ob die 
geplanten Projekte zu einer nachhaltigen Entwicklung des Landes, in dem sie umgesetzt 
werden sollen, beitragen. Als Bestätigung muss hierfür im Falle einer positiven Bewertung 
ein „letter of approval“ (LoA) ausgestellt werden. Dieser wird dem CDM EB vorgelegt und soll 
die Registrierung des Projekts unterstützen (vgl. UNFCCC 2011m). Wie in Tabelle 6 
angeführt, sind derzeit13 in 159 Staaten DNAs eingerichtet, wovon sich 127 in Nicht-Annex I-
Staaten befinden und 32 in Annex I-Staaten. Die regionale Verteilung der DNAs über die 
Regionen der Nicht-Annex I-Staaten zeigt, dass in Afrika und Asien eine hohe Anzahl dieser 
Stellen existieren.  
 
Tabelle 6: Anzahl der DNAs nach Regionen 
Region Number of DNAs 
Annex I  32 
Non-Annex I  127 
 Africa 48  
 Asia and the Pacific 41  
 Latin America and the Caribbean 29  
 Eastern Europe 9  
Quelle: UNFCCC 2011l 
 
Gastgeberland – Nicht-Annex I-Staaten 
Gastgeberländer des CDMs sind Entwicklungsländer. Nachhaltige Entwicklung soll durch die 
Umsetzung von Projekten in diesen Ländern vorangetrieben werden. Entwicklungsländer 
sind jedoch von den Emissionsreduktionspflichten ausgenommen (vgl. FRESE 2009, S. 39).  
Zwischen den Entwicklungsländern bestehen unterschiedliche nationale Prioritäten und 
Strategien hinsichtlich des CDMs. Während beispielsweise Brasilien, als führendes Mitglied 
des UNFCCC und Befürworter des CDMs, starkes Interesse an der ökologischen Integrität 
des Systems zeigt und weniger an der Entwicklung eines florierenden Carbon Marktes 
interessiert ist, ist China als einer der führenden Marktteilnehmer am CDM an den 
ökonomischen Potentialen durch Projekte, den Verkauf von CERs und der Koordination des 
CDMs mit den eigenen nationalen Prioritäten (Energieeffizienz, Energieinfrastruktur in 
entlegenen Gebieten usw.) interessiert (vgl. NEWELL et al. 2009, S. 727 f.).  
 
Investorenland – Annex I-Staaten 
Annex-I Staaten sind jene Länder, die im Rahmen des Kyoto-Protokolls 
Reduktionsverpflichtungen erfüllen müssen und diese im Rahmen von Investitionen in Nicht-
Annex I Staaten umsetzen können. 
Als ambitionierte Regierung, die hinsichtlich des CDMs in Europa eine Vorreiterrolle 
übernommen hat, gilt jene der Niederlande. Das Land hatte sich zum Ziel gesetzt 50 % 
seiner Reduktionsverpflichtungen durch CDM-Projekte zu erfüllen und hat daher bereits vor 
Aushandlung der Details des CDMs Strategien zur Investition entwickelt. Weitere Länder 
entwickelten in den folgenden Jahren ebenfalls Strategien zum Kauf von Zertifikaten, 
wenngleich auch nicht in dem Ausmaß, in dem es die Niederlande vorgemacht hatten. 
Waren es also in den Anfangsjahren des CDMs die nationalen Regierungen, die mit ihren 
Programmen die Nachfrage auf dem CER-Markt schufen, so sind es mittlerweile großteils 
wirtschaftliche Akteure und die Rolle der Staaten ist zunehmend auf die Schaffung der 
                                                 
13 Die Daten beziehen sich auf das Abrufdatum vom 19.11.2011.  
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rechtlichen Rahmenbedingungen und Anreizstrukturen beschränkt (vgl. FRIBERG et al. 2008, 
S. 101 f.).  
Finanzinstitutionen, Handelsintermediäre und Investoren 
Das Ziel von Investoren ist durch den Kauf und Verkauf von Zertifikaten einen Gewinn zu 
erzielen. Emissionszertifikate werden hierbei wie andere Finanzinstrumente verwendet, eine 
direkte Verbindung zu den einzelnen Projekten besteht allerdings nicht (vgl. FRESE 2009, S. 
38).  
Durch das enorme Wachstum im Carbon Market wurden zunehmend auch Banken und 
andere Finanzintermediäre aktiv. Dazu zählen beispielsweise Goldman Sachs, Barclays 
Capital, Deutsche Bank, BNP Paribas usw. Einige Institute haben sogar eigene „carbon 
companies“ übernommen. JP Morgan hat beispielsweise den „carbon offset“-Spezialisten 
Climate Care und EcoSecurities gekauft. Goldman Sachs besitzt Anteile an BlueSource, 
einem „carbon offset“-Entwickler, als auch an der Chicago Climate Exchange (vgl. 
LOHMANN 2010, S. 110 f.) 
 
Carbon Funds 
Carbon Funds sind an dieser Stelle ebenfalls zu erwähnen. Wenngleich sie nicht als 
handelnder „Akteur“ am Markt auftreten, so ist ihre Existenz dennoch von wesentlicher 
Bedeutung für den CDM. Carbon Funds sind in der Regel staatliche Ankaufprogramme oder 
privatwirtschaftliche Fonds, die in CDM-Projekte investieren und zum Teil schon vor Beginn 
der Kyoto-Periode aktiv waren. Als einer der wichtigsten und ersten auf dem Markt kann der 
Prototype Carbon Fund der Weltbank genannt werden. Zu Beginn waren es in erster Linie 
Staaten oder staatsnahe Institutionen, die in derartige Fonds investierten. Ziel war es 
Erfahrung im Bereich des Emissionshandels und der CDM-Projekte zu erlangen. Die 
Investition in Fonds bietet den Vorteil, dass die Durchführung durch Akteure mit 
spezialisiertem Know-How erfolgt und aufgrund des hohen Investitionsvolumens das Risiko 
über mehrere Länder und Projekttypen gestreut werden kann. Zudem sind die 
Transaktionskosten niedriger als bei Direktinvestitionen in ein Projekt. Mittlerweile sind es 
aber zunehmend auch Private Equity Unternehmen, Investmentbanken oder institutionelle 
Anleger, die in Carbon Funds investieren. Die Abnehmer von generierten 
Emissionszertifikaten sind aber nach wie vor in erster Linie Unternehmen, die von den 




Die Weltbank gilt in Zusammenhang mit dem CDM als Wegbereiter und Bereitsteller von 
institutioneller Infrastruktur, vor allem in den Anfangsjahren des Mechanismus. Politisches 
Risiko in Gastgeberländern, unzureichendes Wissen und fehlende Erfahrungen ebenso wie 
hohe Transaktionskosten wurden durch die Weltbank ausgeglichen, indem sie Fonds 
einrichtete, die Akteure aus dem Privatsektor dazu bewegen sollten, sich an CDM-Projekten 
zu beteiligen. Noch in den Jahren 2003 und 2004 waren beinahe 90 % der Nachfrage auf 
dem CDM-Markt auf die Weltbank, die niederländische Regierung und japanische 
Unternehmen zurückzuführen. Zudem hat die UN-Institution seit 2006 ihre Mittel in 
afrikanische Projekte investiert, da afrikanische Staaten nur einen äußerst geringen Anteil 
aller Projekte beheimateten. In diesem Zusammenhang sei auch erwähnt, dass sich die 
Weltbank in dieser Position in einer zwiespältigen Rolle wieder findet: einerseits verwaltet sie 
große CO2-Portfolios der Industrieländer und tritt an dieser Stelle als Käuferin auf dem Markt 
auf, andererseits ist sie als Beraterin für Entwicklungsländer tätig (vgl. FRIBERG et al. 2008, 
S. 100 f.). 
Der Prototype Carbon Fund (PCF) der Weltbank war bereits während die Verhandlungen um 
das Kyoto-Protokoll noch am Laufen waren entwickelt und schließlich im Jänner 2000 offiziell 
eingeführt. Der Fonds war äußerst erfolgreich in der Kapitalbeschaffung, weshalb er noch 
durch zehn weitere Fonds ergänzt wurde. Bis zum August 2007 war die Carbon Finance Unit 
der Weltbank für 20 % aller Transaktionen im CDM-Markt verantwortlich. Es konnten bis zu 
diesem Zeitpunkt Kaufverträge für 200 Millionen Tonnen CO2-Äquivalente aus 89 Projekten 
abgeschlossen werden. Der Großteil der Gelder wurde in HFC-23-Projekte investiert (56 %). 
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11 % des eingesetzten Kapitals wurden in Projekte der Abfallwirtschaft investiert, 9 % in 
Energieeffizienz und 7 % in die Nutzung von Wasserkraft (vgl. CHOMITZ 2009, S. 25 f.).  
Das PCF Portfolio setzt sich derzeit nach Angaben des Jahresberichts 2010 zu Carbon 
Finance der Weltbank aus 24 Projekten mit einem Volumen von 172 Millionen USD 
zusammen und hält in etwa 28,2 Millionen tCO2e. Mehr als die Hälfte der Investitionen sind 
in Ostasien und dem Pazifik, die Sektoren mit den höchsten Anteilen sind HFC-23 Projekte 
(24 %), Wasserkraft (18 %) und Methan „capturing“ (16 %) (vgl. CARBON FINANCE AT THE 
WORLD BANK 2010a, S. 24).  
 
Projektentwickler  
Als Projektentwickler treten jene Personen auf, die eine Projektidee haben und auch deren 
Umsetzung durchführen. Hierfür muss ein PDD erstellt werden, das von einer DOE geprüft 
und schließlich vom CDM EB genehmigt werden muss. Als Unterstützung werden hierbei 
häufig die Dienleistungen von Beratern in Anspruch genommen (vgl. FRESE 2009, S. 39).  
 
Berater 
Know-How bei der Projektplanung sowie bei der Einschätzung von Projektrisiken bieten 
Berater in Form von Dienstleistungen an. Ebenso unterstützen sie die Projektentwickler bei 
Genehmigungsverfahren und stellen Kontakte zu Handels- und Finanzintermediären her (vgl. 
FRESE 2009, S. 38).  
 
NGOs 
Nichtregierungsorganisationen treten in Bezug auf CDM vor allem für die Themenbereiche 
Sozialverträglichkeit, Verteilungsgerechtigkeit und Nachhaltigkeit ein (vgl. FRESE 2009, S. 
39 f.). Um ihre Rolle in der internationalen Klimapolitik stärker zu gewichten, fand ein 
Zusammenschluss der NGOs zum Climate Action Network (CAN) statt. Mittlerweile 
beinhaltet dieses Netzwerk mehr als 700 NGOs, die aus mehr als 90 Ländern stammen (vgl. 
CAN INTERNATIONAL 2012). 
Grundsätzlich wird das Kyoto-Protokoll aus Sichtweise der in diesem Netzwerk 
zusammengeschlossenen NGOs als „alternativloses internationales 
Vertragswerk“ (BRUNNENGRÄBER et al. 2008, S. 105) gesehen und der Einsatz flexibler 
Mechanismen zur Erreichung des Klimaziels als wichtiges Instrument betrachtet (z.B. von 
Germanwatch und WWF). Mit zunehmender Kritik daran formierten sich allerdings auch 
Organisationen, die der kapitalistischen Problemlösung kritisch gegenüberstehen (z.B. 
Transnational Institute und Carbon Trade Watch). Innerhalb dieses Netzwerks finden sich 
Organisationen, die äußerst heterogen sind, hinsichtlich ihrer Größe und Finanzstärke, 
ebenso wie in Bezug auf die von ihnen vertretenen Positionen. Während NGOs aus dem 
Süden verstärkt entwicklungspolitische Interessen vertreten, sind es jene aus dem Norden, 
die in der Regel auf ökologische Aspekte fokussiert sind. Häufig lässt sich in deren 
Forderungen eine nationale Verortung ihrer Interessen feststellen. NGOs aus dem 
wirtschaftlichen Bereich waren lange Zeit in der Öffentlichkeit nicht oder nur in sehr geringem 
Ausmaß wahrzunehmen, seit dem Beschluss des Kyoto-Protokolls treten diese aber 
ebenfalls in den Vordergrund und versuchen auf die politische Entscheidungsfindung 
Einfluss zu nehmen. Auch hier sind konträre Interessen vorzufinden wie beispielsweise jene 
der Versicherungswirtschaft, die dem Klimaschutz positiv gegenübersteht, im Gegensatz zu 
jenen der Öl- und Kohleindustrie (vgl. BRUNNENGRÄBER et al. 2008, S. 104 ff.).  
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5. Analyse  
In diesem Kapitel sollen die wesentlichen, in der herangezogenen Literatur betrachteten 
Aspekte des CDMs unter dem Blickwinkel der ökologischen Effektivität (nach KÜTTING) 
betrachtet werden. 
Bei der Auswahl der Literatur wurde versucht möglichst unterschiedliche Quellen 
einzubeziehen, von wissenschaftlicher Literatur in Monographien, Herausgeberwerken oder 
den diversen Journals, ebenso wie Discussion Papers oder Working Papers, Berichte 
diverser NGOs bis hin zu Reportagen in nicht-wissenschaftlichen Magazinen, um die Vielfalt 
der Aspekte möglichst gut darstellen und analysieren zu können. 
Insgesamt kann hier festgestellt werden, dass die bestehende Literatur zum CDM verstärkt 
auf den negativen Aspekten und Schwächen des flexiblen Mechanismus fokussiert, positive 
Gesichtspunkte werden nur sehr begrenzt dargestellt. 
 
Im Folgenden werden die in der Literatur erwähnten Aspekte des CDMs thematisch 
aggregiert und die genannten Gesichtspunkte hinsichtlich der ökologischen Effektivität des 
CDMs als Teil des Klimaregimes diskutiert. Im Speziellen sollen hierbei die genannten 
Themenbereiche nach KÜTTING analysiert werden und deren Einfluss auf die ökologischen 
Auswirkungen der Aspekte erörtert werden. 
Wenn hierbei von ökologischer Effektivität gesprochen wird, so bezieht sich diese im 
Rahmen des hier betrachteten Klimaregimes in erster Linie auf Treibhausgasreduktionen, 
zumal dies das geforderte Ziel im Rahmen des UNFCCC und des Kyoto-Protokolls, wofür 
der CDM ein Verfahren zur Umsetzung der Ziele darstellt, im Speziellen ist.  
5.1. Additionalität 
Ein wesentlicher Kritikpunkt in der vorherrschenden Literatur zu CDM ist die Additionalität 
und die hierbei festgestellten Schwächen bei der Umsetzung der Projekte. Vor allem 
hinsichtlich der Probleme zum Nachweis der Zusätzlichkeit findet sich eine Vielzahl an 
Literatur.  
 
Das Kriterium der Additionalität der umgesetzten CDM-Projekte ist ein durchaus umstrittenes. 
Nicht zuletzt deshalb, weil es stets auf einer gewissen Subjektivität der Bewertung beruht. 
„Any discussion of additionality is likely to include a disclaimer that no approach can assess 
with full certainty whether a given project would have been initiated without carbon credits” 
(WOLFOWITZ 2010, S. 280). Zur Bewertung der Zusätzlichkeit muss eine kontrafaktische 
Analyse durchgeführt werden, deren Annahmen zum „baseline“ Szenario unterschiedlich 
ausgestaltet sein können und somit der Subjektivität der Bewertungsmethode ausgesetzt 
sind (vgl. WOLFOWITZ 2010, S. 280 f.).  
 
Die für den Nachweis der Additionalität der Projekte vorgesehenen Ansätze umfassen 
„positive lists“, „barrier analysis“, „investment analysis“ und „common practice analysis“. 
„Positive lists“ beinhalten bestimmte Projektkategorien, die im Rahmen des CDMs allgemein 
als zusätzlich angesehen werden. Dieser Ansatz wurde bisher allerdings nur für HFC-23 und 
HCFC-22 Projekte angewandt sofern die regulatorischen Anforderungen erfüllt sind (die 
dafür anzuwendende Methodologie ist AM0001). „Barrier analysis“ soll demonstrieren, dass 
gewisse Hürden bestehen, die dazu führen, dass das Projekt nicht umgesetzt werden würde, 
wenn es kein CDM-Projekt wäre. Mittels einer „investment analysis“ kann die Additionalität 
dadurch festgestellt werden, dass das vorliegende Projekt finanziell weniger lukrativ ist als 
eine Alternative. „Common practice analysis“ erfordert eine Bewertung zu welchem Ausmaß 
der vorgeschlagene Projekttyp in dem relevanten Sektor und der Region bereits zum Einsatz 
gekommen ist. Eine Analyse von SCHNEIDER (2007) kommt zu dem Ergebnis, dass die in 
den Projekten angeführten Barrieren oft nicht glaubwürdig sind. So werden beispielsweise 
allgemeine finanzielle Risiken (z.B. das Wechselkursrisiko oder das Risiko sinkender 
Einspeistarife in der Zukunft), technologische Risiken für Techniken, die bereits weltweit 
Anwendung finden, allgemeine politische Risiken oder das Management selbst als 
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Erschwernis angeführt. Diese häufig genannten Barrieren sind allerdings nicht spezifisch für 
CDM-Projekte zu betrachten, sondern würden auch bei anderen Projekten, die nicht im 
Rahmen des CDMs durchgeführt werden, auftreten. Kosten als Barriere werden sehr oft 
nicht quantifiziert bzw. in manchen analysierten Fällen der Studie wurden die Einnahmen 
durch CERs gänzlich ignoriert. „Prevailing practice“ als Erschwernis ist eine weitere 
Möglichkeit um eine glaubhafte Barriere nachzuweisen. Während dies nur eine Hürde 
darstellt, sofern das Projekt „the first of its kind“ ist, wird der Begriff „prevailing practice“ in 
den PDDs durchaus weiter gefasst. Ein weiterer Kritikpunkt der „barrier analysis“ ist, dass 
hierfür keine exemplarischen, typischen Barrieren oder Leitlinien des CDM EBs existieren, 
die diesem Problem Abhilfe schaffen könnten. Darüber hinaus umfasst nur ein geringer 
Anteil der untersuchten PDDs eine detaillierte und transparente Bewertung jeder Barriere 
(vgl. SCHNEIDER 2007, S. 27 ff.).  
Ein weiterer Ansatz zur Demonstration von Additionalität ist die „investment analysis“, die 
zeigen soll, dass das geplante CDM-Projekt ökonomisch weniger attraktiv ist als eine 
glaubwürdige Alternative. Das Problem dieses Ansatzes liegt vor allem darin, dass häufig 
nicht alle verwendeten Daten für die Berechnung angegeben werden und somit ein „black-
box-approach“ vorliegt. Weiters werden auch häufig finanzielle Richtwerte von 
unternehmensinternen Informationen verwendet und nicht externe Informationen, wie es 
eigentlich gefordert ist (vgl. SCHNEIDER 2007, S. 35 ff.). 
Der Nachweis der Zusätzlichkeit durch „common practice analysis“ ist zwar einerseits 
objektiver, da er nicht auf die Motivation oder Absichten des Projektbetreibers abzielt. 
Andererseits ist es eine methodologische Herausforderung quantitative Grenzwerte und 
Definitionen für „common practice“ anzuführen. „Baseline“ Methodologien stellen zudem 
keine klare Definition von vergleichbaren Technologien zur Verfügung, weshalb die Definition 
dieser häufig sehr eng erfolgt um die anzuwendende Technologie nicht als „common 
practice“ erscheinen zu lassen. Parallel dazu wird aber eine sehr breite Vergleichsgruppe 
angenommen, wodurch sich automatisch eine niedrige „penetration rate“ ergibt. Die von 
SCHNEIDER (2007) untersuchten Projekte zeigen eine insgesamt sehr schwache 
Beurteilung der „common practice analysis“ durch DOEs (vgl. SCHNEIDER 2007, S. 38 f.).  
 
„Retroactive crediting“, die rückwirkende Anrechnung von Projekten als CDM-Projekte, ist ein 
weiterer Kritikpunkt in der Analyse von SCHNEIDER (2007). Sofern das Datum des 
Projektbeginns vor dem Datum der Bewertung oder Registrierung liegt, ist im PDD ein 
Nachweis zu erbringen, dass die Anreize des CDMs bereits bei der Entscheidung zur 
Umsetzung der Projektaktivität berücksichtigt wurden. Obwohl es hierfür eine konkrete 
Richtlinie vom CDM EB gibt, wurden in den von SCHNEIDER untersuchten Projekten nur in 
knapp über der Hälfte Informationen hinsichtlich dieser Problematik angeführt, sofern der 
Start des Projekts vor der Bewertung oder Registrierung stattgefunden hat (vgl. SCHNEIDER 
2007, S. 39 f.).  
Anhand eines Projekts von RWE als Beispiel ist diese Problematik ersichtlich. RWE, ein 
Energieversorgungsunternehmen in Deutschland, gilt als ein nicht unwesentlicher Investor in 
CDM-Projekte. Mit 38 CDM-Wasserkraft-Projekten in China versucht der Konzern seinen 
Emissionsverpflichtungen nachzukommen. Diesbezüglich ist das Unternehmen aber weitaus 
unter Kritik geraten, indem laut der NGO „International Rivers“ die ökologischen und sozialen 
Anforderungen nicht eingehalten wurden. Als Beispiel für die Hinterfragung der Additionalität 
eines Projekts kann ein PDD genannt werden, das eine interne Verzinsung von 5,14% 
erreichen würde, ohne der Existenz des CDMs. Die angegebene Bauzeit beträgt vier Jahre, 
wonach der Baubeginn bereits 2003 stattgefunden haben muss. Da auch die Planung eines 
derartigen Projekts einen Zeitumfang von einigen Jahren in Anspruch nimmt, hätte diese zu 
einem Zeitpunkt stattgefunden, wo aufgrund der Unsicherheit der Verhandlungen und der 
Ratifizierungen des Kyoto-Protokolls noch nicht mit Einnahmen aus CERs gerechnet werden 
konnte. Da das Projekt dennoch durchgeführt wurde, liegt der Schluss nahe, dass „das 
Ganze nachträglich schlecht gerechnet wurde“ (WITT und MORITZ 2008, S. 93). Als 
Argument wurden schlechte geologische Bedingungen angeführt aufgrund derer das Projekt 
ohne CER-Einnahmen nicht rentabel wäre (vgl. WITT und MORITZ 2008, S. 92 f.).  
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In einer von HAYA (2007) durchgeführten Studie mit Fokus auf Wasserkraftprojekten wird 
die Problematik des „retroactive creditings“ neben den hinterfragenswürdigen 
Anwendungspraktiken der „investment analysis“ und „barrier analysis“ ebenfalls 
veranschaulicht. In China wurden auch vor Einführung des CDMs zahlreiche 
Wasserkraftwerke gebaut. „The apparent collapse in Chinese hydro developers ability to 
implement projects without carbon finance can only be explained as an artifact of creative 
PDD writing“ (HAYA 2007, S. 5). Weiters ist die Additionalität dieser Projekte aufgrund einer 
Bau- und Planungszeit von vier bis acht Jahren und der Tatsache, dass der Projektbeginn 
daher vor der Implementierung des CDMs lag, in Frage zu stellen. Als Methode zum 
Nachweis der Zusätzlichkeit des Projekts wird sehr häufig der „financial additionality 
test“ angewendet. Hierbei muss nachgewiesen werden, dass die IRR (Internal Rate of 
Return) unter einer bestimmten Benchmark liegt und das Projekt ohne die Einnahmen durch 
CERs nicht wirtschaftlich wäre. Validierer bestätigen jedoch, dass die IRR-Werte sehr leicht 
durch die ihr zu Grunde liegenden Annahmen beeinflusst werden können. Zudem erscheint 
der „financial additionality test“ für Wasserkraftprojekte als ungeeignet, da derartige 
Kraftwerke auch gebaut werden, wenn sie nicht die kostengünstigste Alternative darstellen. 
Bei einigen Projekten wird jedoch eine Bewertung der Projektbarrieren als Methode 
angewendet. Die angeführten Barrieren des Projekts sind häufig sehr allgemein und daher 
schwierig zu bewerten, ob diese nicht auch ohne dem CDM bestehen würden. Einige der 
Projekte mit den in ihren PDDs angeführten Barrieren wurden dennoch ohne die Hilfe des 
CDM umgesetzt. Des Weiteren müssen alle Projekte nachweisen, dass sie nicht bereits 
„common practice“ sind. Die Problematik liegt hierbei in der fehlenden Definition von 
„common practice“ und der Tatsache, dass hierfür kaum Richtlinien existieren. Im Bereich 
der Wasserkraftnutzung argumentieren Projektentwickler beispielsweise mit dem neuen, 
unüblichen Regelungsumfeld der Projekte oder mit der Tatsache, dass die besten 
Wasserkraftressourcen bereits erschöpft wurden und dadurch neue, entlegene Standorte 
bzw. Orte mit geringeren potentiellen Kapazitäten erschlossen werden (vgl. HAYA 2007, S. 3 
ff.).  
 
Eine weitere Problematik in Zusammenhang mit dem Nachweis der Additionalität liegt in der 
Angabe falscher bzw. unglaubwürdiger Daten. Vor allem indische Projekte konnten nur sehr 
selten glaubhaft nachweisen, dass sie ohne CDM nicht durchgeführt geworden wären, zumal 
in Indien zahlreiche Förderinstrumente für Windenergie existieren (vgl. WITT und MORITZ 
2008, S. 91).  
MICHAELOWA und PUROHIT zeigen in den von ihnen durchgeführten Fallstudien, dass die 
finanzielle Attraktivität der analysierten Projekte auch ohne der Generierung von CERs 
gegeben ist. „An analysis of Indian projects registered before May 2006 shows a marked 
reticence to use the investment test which is probably due to the fact that investment 
parameters are generally attractive.” (MICHEALOWA und PUROHIT 2007, S. 13) Indische 
Projektentwickler bevorzugten den „barrier test“. Die beiden Fallstudien zu den Projekten von 
JSW Steel und BAJAJ Auto zeigen zudem, dass das „packaging“ der Information eine 
entscheidende Rolle spielen kann. Beide der untersuchten Projekte sind für die AutorInnen 
deutlich nicht als zusätzliche Reduktionen zu bezeichnen. Es wurde jedoch nur zweiteres 
Projekt abgelehnt, da der Projektentwickler selbst die Attraktivität des Projekts – auch wenn 
das Projekt keine CERs generieren würde – angepriesen hat (vgl. MICHAELOWA und 
PUROHIT 2007, S. 10 ff.).  
 
Einer in Indien durchgeführten Studie von HAYA (2009) zufolge, sind CDM-Berater und 
Spezialisten im Bereich der erneuerbaren Energie der Meinung, dass die meisten CDM-
Projekte nicht zusätzlich sind und dass der CDM insgesamt einen geringen Einfluss auf die 
Entwicklungen im Bereich erneuerbarer Energien in Indien hat. So wurden beispielsweise 
drei Manager von Zuckerfabriken zu dieser Thematik im Jahr 2004 befragt. Deren Antwort 
war, dass die Anlagen unabhängig vom CDM geplant wurden und dieser nur eine mögliche 
zusätzliche Finanzierung darstelle. „CDM revenues are just cream on the top“ (HAYA 2009, 
S. 7). Gemäß den Aussagen eines CDM-Beraters wurden auch unterschiedliche 
Investmentanalysen für Projekte erstellt, in Abhängigkeit vom Empfänger. So wurde für die 
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Einreichung beim CDM EB zur Registrierung des Projekts die finanzielle Situation so 
dargestellt, dass dieses Projekt ohne den Einnahmen von CERs nicht ökonomisch sinnvoll 
umzusetzen wäre. In der Version für die Bank jedoch stellten sich die berechneten 
Kennzahlen positiv dar, das Projekt ist von sich aus durchaus finanziell existenzfähig (vgl. 
HAYA 2009, S. 7 f.).  
 
Das Verhalten von Projektentwicklern bezüglich der Darstellung ihrer Projektkennzahlen 
gegenüber Finanzinstituten kann durch die Problematik der Finanzierung erklärt werden. 
Diese stellt bei vielen Projekten eine wesentliche Hürde dar. Zahlreiche Banken, die Projekte 
im Energiesektor in Indien finanzieren, gaben bekannt, dass sie bei der Evaluierung eines 
Projekts die möglichen Einnahmen aus CERs nicht in die Berechnung miteinbeziehen, da 
das Risiko der Registrierung zu hoch ist (vgl. HAYA 2007, S. 7).  
 
Die umstrittene Problematik der Additionalität ist grundsätzlich in der Ausgestaltung des 
CDMs als „Offsetting“-Mechanismus zu verorten. Aufgrund der Einsparungen in 
Entwicklungsländern kann in Industrieländern ebendiese Menge an CO2 ausgestoßen 
werden. Die Berechnung auf Basis von „business-as-usual“-Szenarien setzt voraus, dass 
ohne den ökonomischen Anreizeffekten des CDMs keine Reduktionen vorgenommen 
worden wären. Dies unterstellt aber auch die Annahme aus zeitlicher Perspektive, dass ohne 
den CDM in Gesellschaften eine Fortführung der Nutzung fossiler Energieträger stattfinden 
würde, ohne Berücksichtigung von effizienterem Einsatz der Rohstoffe oder (teilweise) 
Umstieg auf erneuerbare Energieträger. In Anbetracht der Themen wie Importabhängigkeit, 
steigende Rohstoffpreise usw. kann eine „business-as-usual“-Entwicklung durchaus 
hinterfragt werden. Wenn somit Industrieländer aufgrund dieser Einsparungen in 
Entwicklungsländern ihre Reduktionsziele erreichen, so kann nicht davon ausgegangen 
werden, dass ein gewisser Anteil davon nicht ohnehin stattgefunden hätte und vermindert 
dadurch die ökologische Effektivität. 
„Rectroactive crediting“ problematisiert genau diesen zeitlichen Aspekt der Umsetzung von 
Projekten. Projekte, die ohnehin schon in Planung waren, ohne die genauen Modalitäten des 
CDMs zu kennen, wären vermutlich auch ohne dessen Existenz durchgeführt worden. 
 
Der Nachweis der Additionalität mittels „positive list“, „barrier analysis“, „investment 
analysis“ bzw. „common practice analysis“ basiert auf den regulatorischen Strukturen des 
CDMs. Um eine gewisse Effizienz in der Genehmigung der Projekte wahren zu können, 
wurden die genannten Methoden zum Nachweis der Zusätzlichkeit der Projekte zur 
Verfügung gestellt. Der bereits durch komplexe Verfahren und Regelungen geprägte 
Prozess zur Umsetzung eines CDM-Projekts soll einerseits die ökologische Integrität wahren, 
andererseits leidet die institutionelle Effizienz darunter. Detailliertere Prüfungen und 
Kontrollen würden diese Effizienz weiter negativ beeinflussen, die ökologische Effektivität 
dieses Mechanismus womöglich aber erhöhen. Es besteht hierbei eine gewisse 
Gratwanderung zwischen ökologischer Integrität durch die Sicherstellung der tatsächlichen 
Additionalität der Projekte einerseits und der zu starken Regulierung andererseits. Die 
Problematik der Additionalität verdeutlicht den engen Zusammenhang zwischen Regulierung 
(und effektiver Kontrolle) und den ökologischen Auswirkungen. 
Eine Möglichkeit die Problematik der Additionalität, die nie mit Sicherheit nachgewiesen 
werden kann, da es sich beim kontrafaktischen Vergleich immer um eine Wenn-Dann-
Situation handelt, ist die Diskontierung von CERs. Die ökologische Integrität dieses 
Instruments würde dadurch erhöht und dessen Glaubwürdigkeit gestärkt werden. Sofern nur 
für einen Teil der Emissionsreduktionen CERs generiert werden könnten, wäre das Risiko, 
dass (wie bisher) durch nicht additionale Projekte weltweit gesamt die Emissionen dadurch 
steigen, reduziert. Ein Ansatz zur Förderung und besseren geografischen Verteilung von 
CDM-Projekten auch in LDCs wäre die Ausgabe von CERs für die gesamten Einsparungen 
von Projekten in diesen Ländern (vgl. SCHNEIDER 2009, S. 108 ff.). 
 
Die Problematik der mangelnden Additionalität der CO2-Reduktionen kann allerdings auch in 
den ökonomischen Strukturen verortet werden, die wesentlichen Einfluss auf das Verhalten 
64 
der beteiligten Akteure ausüben. So ist der finanzielle Anreiz durch den Verkauf von CERs 
durchaus vorhanden und profitmaximierendes Verhalten der Projektbetreiber führt dazu, 
dass aus den umgesetzten Maßnahmen ein Maximum an Zertifikaten generiert werden soll, 
in der Regel zu möglichst geringen Kosten. Indem Maßnahmen eingereicht werden, die 
ohnehin umgesetzt worden wären, oder die kreative Auslegung der Parameter in den 
diversen Analysen („investment analysis“, „barrier analysis“ usw.) führt dazu, dass in Folge 
der Anerkennung der Reduktionen in Form von CERs ein insgesamt höherer Ausstoß an 
Treibhausgasemissionen weltweit erreicht wird. Die verpflichtenden Reduktionen der 
Industrieländer sind daher aus ökologischer Perspektive hinsichtlich ihrer Wirksamkeit 
aufgrund der Problematik der Additionalität durchaus in Frage zu stellen. 
5.2. Carbon leakage 
„Carbon leakage“ bezeichnet das Phänomen, dass die in Annex-I Staaten angesiedelte 
Produktion von Gütern und der damit einhergehenden Emission von Treibhausgasen in 
Länder, die keine verpflichtenden Emissionsreduktionen im Rahmen des Kyoto-Protokolls 
umsetzen müssen, verlagert wird (vgl. DEHSt 2008b, S. 4).  
5.2.1. HFC-23 Projekte 
Verstärkter Kritik in der vorherrschenden Literatur zu CDM sind HFC-23-Projekte ausgesetzt, 
die aufgrund des hohen Treibhausgaspotentials von HFC-23 durch vergleichsweise 
kostengünstige Investitionen eine hohe Menge an CERs generieren können. 
HFC-23 ist ein Treibhausgas, dessen Treibhausgaspotential etwa dem 11.700-fachen von 
CO2 entspricht. Es fällt als Nebenprodukt bei der Produktion von HCFC-22, das als 
Kältemittel in der Kältetechnik und Klimatisierung sowie als Rohstoff in der Produktion von 
Polytetrafluorethylen (PTFE) eingesetzt wird, an (vgl. SCHNEIDER 2011, S. 851 ff.). 
HCFC-22 wird aus Chloroform (CHCl3) und Fluorwasserstoff (HF) unter Verwendung von 
Antimonpentachlorid (SbCl5) als Katalysator hergestellt. Der Produktstrom, der den Reaktor 
des Produktionsprozesses verlässt, enthält diverse Nebenprodukte (auch HFC-23), die in 
den folgenden Prozessschritten entfernt werden. HFC-23 wird hierbei in der Regel in Form 
von Dampf abgesondert und entweicht in die Atmosphäre (vgl. SCHNEIDER, GRAICHEN 
und MATZ 2005, S. 7).  
Durch Prozessoptimierung und Fassung des Gases sowie durch die Installation einer 
separaten Verbrennungsanlage kann der Ausstoß von HFC-23 vermieden werden. Das 
Verhältnis von HFC-23 zu HCFC-22 beträgt zwischen 1,5 % und 4 %. Um dieses auf 
weniger als 1 % zu reduzieren, ist thermische Oxidation durch eine Verbrennungsanlage 
notwendig. Die Grenzvermeidungskosten für HFC-23 sind allerdings geringer als 1 USD pro 
Tonne CO2-Äquivalent, weshalb ein falscher Anreiz zur Mehrproduktion von HCFC-22 und 
damit einhergehender Vermeidung von HFC-23 gesetzt wird, da die Einnahmen aus CERs 
weitaus höher sind als 1 USD pro Tonne CO2-Äquivalent. Diese Problematik führte dazu, 
dass die Registrierung von HFC-23-Projekten ausschließlich für bereits bestehende Anlagen 
möglich ist, nicht aber für neue. Anhand von zwei Kriterien sollen Fehlanreize bei den 
anzuwendenden Methodologien zur Mehrproduktion vermieden werden. Zum einen gibt es 
eine Obergrenze des HFC-23/HCFC-22-Verhältnisses, das zur Berechnung der Emissionen 
dient. Die anzuwendende Methodologie erfordert die Verwendung des unteren Wertes 
zwischen 3 % und dem geringsten jährlich erzielten HFC-23/HCFC-22 Verhältnis, das 
zwischen 2000 und 2004 vorgekommen ist. Dahinter steckt die Annahme, dass Anlagen in 
Zukunft zumindest zu gleichem oder höherem HFC-23/HCFC-22-Verhältnis produzieren 
würden. Der Betrag der produzierten Menge an HCFC-22, der für die Berechnung der CERs 
herangezogen werden kann, ist auf die maximale historische Produktionsmenge des 
Zeitraums 2000 bis 2004 beschränkt. Dadurch soll verhindert werden, dass mehr HCFC-22 
als vom Markt benötigt, produziert wird. Auch hier steckt die Annahme dahinter, dass der 
Bedarf an HCFC-22 weiter steigen wird und die Anlagen dadurch zumindest die historischen 
Produktionsmengen anbieten würden. Insgesamt kommt SCHNEIDER (2011) zu dem 
Schluss, dass einige Anlagen bei Nicht-Existenz des CDMs zu geringeren HFC-23/HCFC-
22-Verhältnissen produziert hätten und dass die Einnahmen aus CERs einen Anreiz dazu 
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liefern zu höheren Verhältnissen zu produzieren. Die Produktionsplanung ist daher stark 
geprägt von den möglichen Einnahmen durch CERs (vgl. SCHNEIDER 2011, S. 851 ff.).  
In China werden die Einnahmen aus CERs von HFC-23-Projekte zur zusätzlichen 
Eindämmung von Fehlanreizen durch die sogenannten „low hanging fruits“ mit einem 
Steuersatz von 65 % belastet. Die Einnahmen daraus werden einem speziellen nationalen 
CDM-Fonds zugeführt, der Projekte im Klima- und Umweltbereich unterstützt (vgl. DEHSt 
2008a, S. 17 f.).  
 
Aufgrund des vergleichsweise sehr hohen Treibhausgaspotentials von HFC-23 werden 
dadurch hohe Mengen an Zertifikaten ausgegeben, wodurch der Emissionszertifikatmarkt mit 
ausreichend Zertifikaten versorgt wird und somit das Angebot hoch und der Preis relativ 
niedrig gehalten werden kann. Billige Zertifikate führen allerdings dazu, dass in 
Industrieländern keine großen Anstrengungen zur lokalen Emissionsreduktion vorgenommen 
werden müssen, da diese zu günstigen Preisen kompensiert werden können. 
5.2.2. N2O-Projekte 
Ähnlich wie HFC-23-Projekte gestalten sich auch N2O-Projekte. Auch N2O entsteht durch 
industrielle Prozesse (nicht ausschließlich, aber hierfür sind CDM-Projekte möglich) und 
zeichnet sich durch vergleichsweise sehr geringe Vermeidungskosten pro Tonne CO2-
Äquivalenten aus. Das Treibhausgaspotential von N2O beträgt in etwa das 310-fache von 
CO2 und etwa 9 % der globalen jährlichen Treibhausgasemissionen sind auf dieses Gas 
zurückzuführen. Neben dem größten Emittenten von N2O, der Landwirtschaft, tragen auch 
industrielle Prozesse zur Herstellung von Adipinsäure und Salpetersäure zur Emission bei. 
N2O fällt bei der Produktion von Adipinsäure als ungewolltes Nebenprodukt an und zwar 
proportional zur erzeugten Menge an Säure. Möglichkeiten zur Vermeidung von N2O sind die 
folgenden: katalytischer Abbau, thermische Zersetzung, Verwendung von N2O für die 
Produktion von Salpetersäure oder Recycling von N2O als Rohmaterial für die 
Adipinsäureproduktion. Bisher haben vier Produktionsstätten zur Herstellung von 
Adipinsäure in Nicht-Annex I-Staaten im Rahmen des CDMs von den Möglichkeiten zur 
Generierung von CERs durch die Vermeidung von N2O Gebrauch gemacht (eine Anlage in 
Indien tut dies aufgrund der geringen Menge nicht). Weiteren Produktionsstätten in 
Entwicklungsländern war es aufgrund der Methodologie oder anderen Bestimmungen nicht 
möglich sich für ein CDM-Projekt zu qualifizieren. Die durchschnittlichen Vermeidungskosten 
variieren zwischen 0,1 und 0,4 Euro pro Tonne CO2-Äquivalent. Aufgrund des enormen 
wirtschaftlichen Vorteils, den diese Anlagen durch die Generierung von CERs erhalten, 
könnte Adipinsäure sogar zu negativen Kosten hergestellt werden, da die Einnahmen durch 
den CDM die Gewinne aus dem Kerngeschäft übersteigen. Der Verdacht, dass die 
Produktion durch den CDM beeinflusst wird, ist daher nachvollziehbar. Das 
Referenzszenario wie sich die Produktionen der Anlagen verhalten hätten, würde der CDM 
nicht existieren, ist schwierig abzuschätzen. Dennoch stellten SCHNEIDER et al. in einer 
Analyse der Produktionsstrukturen fest, dass durch den CDM während der Wirtschaftskrise 
in den Jahren 2008 und 2009 „carbon leakage“ verursacht wurde. Daten der 
Adipinsäureproduktion, der Auslastung der Betriebe sowie internationale Handelsgefüge 
wurden für die Analyse herangezogen. Dadurch konnte festgestellt werden, dass die 
Adipinsäureproduktion zu einem gewissen Ausmaß von Nicht-CDM-Anlagen hin zu CDM-
Anlagen verschoben wurde. Genaue Zahlen hierfür können nicht eruiert werden. 
Abschätzungen zufolge entspricht dies allerdings in etwa 17 bis 22 % der CERs, die durch 
diesen Projekttyp generiert wurden, die somit keine tatsächlichen Emissionsreduktionen 
darstellten und wodurch der insgesamte Ausstoß an Treibhausgasen erhöht wurde. Dennoch 
muss an dieser Stelle auch erwähnt werden, dass durch die Anreize des CDMs 
Vermeidungslevels erreicht wurden, die zu 98 % bis 100 %-iger Vermeidung von N2O geführt 
haben. Während von einer Vermeidung von etwa 82 % bis 96 % ausgegangen wurde, 
entwickelten sich aufgrund der finanziellen Anreize innovative, kostengünstige Lösungen zur 
effizienten Vermeidung (vgl. SCHNEIDER et al. 2010, S. 2 ff.).  
Eine eigens durchgeführte Untersuchung zeigt, dass die bei der Produktion von Adipinsäure 
festgestellten „leakages“ für die Herstellung von Salpetersäure nicht zutreffen. Während vor 
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der Einführung des CDMs lediglich einige Pilotanlagen N2O-Vermeidungsmaßnahmen 
getroffen hatten, wurden diese Techniken durch den Mechanismus auf zahlreiche Anlagen 
ausgeweitet. Obwohl „baseline“ Emissionen erst nach der Entscheidung, ein CDM-Projekt 
durchzuführen, festgelegt werden und sich daraus ein gewisses „moral hazard“ ergibt, sind 
dennoch auf Basis der von KOLLMUSS untersuchten Projektinformationen keine Hinweise 
auf Manipulationen zugunsten der Projektbetreiber festzustellen. Dennoch variieren die 
„baseline“ Emissionen sehr stark zwischen den unterschiedlichen Anlagen als auch 
zwischen den einzelnen Überprüfungszeiträumen innerhalb einer Anlage. Aufgrund der 
vergleichsweise komplexen anzuwendenden Methodologien für diesen Projekttyp sind die 
Transaktionskosten sehr hoch und die Ausgabe von CERs verzögert sich (vgl. KOLLMUSS 
und LAZARUS 2010, S. 16 f.).  
In anderen Sektoren wie der Aluminium-, Zement- oder Stahlproduktion hingegen konnte von 
RUTHNER et al. kein signifikanter Hinweis darauf gefunden werden, dass der CDM derart 
hohe Anreize setzt, dass die Produktion verlagert wird und dadurch „carbon 
leakage“ entsteht. Auch der Anteil der reduzierten Emissionen durch CDM-Projekte (bei 
Adipinsäure bis zu 100 %) beläuft sich in diesen Sektoren auf nur etwa 20 %, ebenso sind 
bei der energieintensiven Produktion die Einnahmen aus CERs nicht in gleichem Verhältnis 
zu den Kosten wie bei der Produktion von Adipinsäure. Es ist daher nicht eindeutig, dass 
mögliche Gewinne aus dem CDM die Produktion aus Ländern mit bindenden 
Emissionsobergrenzen in andere Länder verlagern (vgl. RUTHNER et al. 2011, S. 19). 
 
Aus den zitierten Studien kann abgeleitet werden, dass die „carbon-leakage“-Diskussion nur 
zu einem gewissen Teil auch tatsächlich zutrifft. Der Einfluss ökonomischer Strukturen und 
die spezifische Kosten-Einnahmen-Relation hinsichtlich der Vermeidungskosten von HFC-23 
und der dadurch generierten Einnahmen aus CERs führen zu profitorientierter 
Handlungspraxis der beteiligten Akteure. Die Produktionsmuster von HCFC-22 der am CDM 
beteiligten Unternehmen bilden dadurch die ökonomische Anreizwirkung des flexiblen 
Mechanismus ab. Negative Kosten bei der Produktion von HCFC-22 führen dazu, dass die 
maximale, im Rahmen des CDM anerkannte Menge produziert wird, um dadurch das 
Gewinnpotential durch CERs in maximaler Höhe zu nutzen. Die Gefahr, dass daher mehr 
HFC-23 vermieden wird als dies im Referenzszenario der Nicht-Existenz des CDMs 
vorgekommen wäre, liegt daher nahe. Ökologisch hat dies allerdings den Effekt, dass die 
Mehrproduktion von HCFC-22, das am Markt womöglich nicht in dieser Höhe nachgefragt 
wird, den Ausstoß an Treibhausgasen in Industrieländern ermöglicht. Besonderer Aspekt 
hierbei ist das enorm hohe Treibhausgaspotential von HFC-23, wodurch eine kleine 
Änderung der Produktionsmuster eine wesentliche ökologische Auswirkung verursachen 
kann.  
 
Ein ähnlicher Effekt kann bei dem in Produktionsprozessen anfallenden N2O festgestellt 
werden. Die in der Literatur erläuterten negativen ökologischen Effekte treffen zwar in der 
Produktion von Adipinsäure zu, gelten jedoch nicht für jene der Salpetersäure bzw. konnte 
auch in anderen Sektoren keine signifikante Verschiebung emissionsintensiver Produktionen 
festgestellt werden. Während die „leakage“-Gefahren der Adipinsäureproduktion die 
Wahrscheinlichkeit der Zielerreichung der maximalen zwei Grad Anstieg der globalen 
Durchschnittstemperatur vermindert, so gilt es dennoch auch in die übertroffene Einsparung 
an N2O als erwartet durchaus den Aspekt der innovativen Anreizsetzung durch den CDM 
widerspiegelt. Ökonomisch realisierbare Innovationen zeigen auch über die im Rahmen des 
CDM möglichen Einsparungen hinaus eine mögliche Wirkung, zumal davon ausgegangen 
werden kann, dass bestehende Technologien auch im Falle einer eingestellten oder 
verringerten Generierung von CERs weiterhin Anwendung finden. Die unter der „leakage“-






5.3. Auswirkungen von CDM-Projekten auf die Bevölkerung 
Die Auswirkungen umgesetzter CDM-Projekte auf die lokale Bevölkerung in der analysierten 
Literatur zeigen die Breitenwirksamkeit dieses Mechanismus und seine über die 
ökologischen Ziele hinausgehenden (und auch in den Zielen des CDMs im Kyoto Protokoll 
festgehaltenen) Wirkungen. Anhand ausgewählter Beispiele sollen diese Aspekte näher 
dargestellt werden. 
 
Die Problematik der Fokussierung auf bestimmte Maßnahmen im Rahmen des CDMs und 
nicht der ganzheitlichen Betrachtung von Unternehmen beschreibt LOHMANN (2008) in 
einem Beispiel einer Eisenschwamm produzierenden Fabrik in Indien, die derartigen Rauch 
ausstößt, der die Sonne verdunkelt und Bäume schwärzt, ebenso sind Ackerböden und 
Arbeiter davon betroffen. Durch Energieeffizienzmaßnahmen kann das Unternehmen im 
Rahmen des CDMs CERs generieren. Diese ändern aber nichts an dem Umstand, dass die 
zum Großteil kohlebefeuerten Arbeiten mit Eisen weiterhin Umwelt und Grundwasser 
beeinträchtigen, Bewohner verdrängt werden und die Gesundheit der lokalen Bevölkerung 
gefährdet wird. Arbeitsplätze für die lokale Bevölkerung würden dabei nicht geschaffen (vgl. 
LOHMANN 2008b, S. 17).  
 
Auch das indische Unternehmen SRF plante durch die Vermeidung von HFC-23 bei der 
Produktion von HFC-134a14 einen Profit von in etwa 600 Millionen USD zu generieren. Die 
Investitionskosten zur Vermeidung von HFC-23 betrugen 1,4 Millionen GBP. Aufgrund des 
hohen Treibhauspotentials von HFC-23 konnten jährlich 3,8 Millionen CO2-Äquivalente 
eingespart werden. Bewohner der Region, in der das Unternehmen angesiedelt war, 
reklamierten jedoch Chemikalienaustritte, die Wasser und Feldfrüchte kontaminieren. Bis zu 
50 % des Anbaus seien gemäß Aussagen eines Landbesitzers durch die Chemikalien 
verdorben. Tränende Augen und schwerfälliges Atmen seien die Folgen, sobald das Gas 
austritt. Diese Effekte würden einige Tage lang andauern (vgl. LOHMANN 2008b, S. 14). 
 
Von einem Wasserkraftprojekt in China, das schließlich zur Zwangsumsiedlung der 
ansässigen Bewohner führte, berichten HENK und SCHÄFER in einer Reportage zum 
Emissionshandel. Deren Ausführungen zufolge wurden die Bewohner von dem Projekt 
informiert, neue Häuser und Nutzland wurde den Bauern auf dem Gelände eines ehemaligen 
Gefängnisses angeboten, in diesem Gebiet herrschte allerdings Wasserknappheit. Der 
Staudamm wurde dennoch gebaut, die Arbeiter wurden von der Polizei begleitet und 
zerstörten Häuser, während die Bewohner zur Zustimmung einer Umsiedlung gezwungen 
wurden. Etwa 300 Familien haben dadurch Ackerland verloren, 60 auch ihre Häuser. Das 
Projekt des Staudamms am Bala wurde vom CDM EB am 14. April 2009 registriert (vgl. 
HENK und SCHÄFER 2010, S. 145). 
 
Ein weiteres Projekt, wo Landenteignung eine Rolle spielte, ist ein Windkraftprojekt in 
Maharashtra, wo Landeigentümer von deren Gemeinland ausgeschlossen wurden, das sie 
vormals als Land für Weidezwecke nützten, auch ein Großteil der Wildtiere war dadurch 
abgewandert. Als einer der Bewohner Dokumente, die aus der Kolonialzeit stammten und 
Landrechte bescheinigten, vorlegte und dadurch zu verhindern versuchte, dass die 
Windkraftwerke auf dem Plateau aufgebaut werden, wurde er von der Polizei 
eingeschüchtert. Mittel wie Angebote zum Kauf der Grundstücke, später Todesdrohungen 
oder Verhinderung der Versuche das Gericht in die Angelegenheit einzuschalten bis hin zur 
letztendlichen Verbrennung der Dokumente, die als Besitznachweis dienen sollten, wurden 
angewendet (vgl. LOHMANN 2008b, S. 17 f.).  
 
Wenngleich die negativen Auswirkungen auf die Bevölkerung in der Literatur häufiger 
betrachtet werden, so existieren denn auch Vorteile, die die Umsetzung von CDM-Projekten 
                                                 
14 HFC-134a ist ein weit verbreiteter Bestandteil von Kältemitteln und wird ebenso als Treibmittel für 
Schaumstoff, feuerunterdrückendes Mittel sowie als Treibgas in Dosierinhalatoren und Sprays 
verwendet (vgl. EPA 2012). 
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für die Bevölkerung mit sich bringt. VENNEMO et al. (2006) analysierten in einer Studie das 
Potential von CDM-Projekten in China und die dadurch möglichen umweltrelevanten und 
gesundheitlichen Vorteile. Dabei stellten die AutorInnen fest, dass der CDM nicht nur global 
zu einer Emissionsreduktion führt, sondern auch lokal Verschmutzung vermindern kann. Das 
Potential zur Verminderung von SO2 wurde beispielsweise auf 2,5-15 % der aktuellen 
Emissionen geschätzt. Die verbesserte lokale Luftqualität durch Umsetzung von CDM-
Projekten bringt auch sofortige Verbesserungen für die Bevölkerung mit sich. Sofern das in 
der Studie geschätzte Potential an Projekten umgesetzt würde, könnten dadurch zwischen 
2.700 und 38.000 Menschenleben jährlich gerettet werden, die geringere Luftverschmutzung 
hätte somit einen erheblichen Effekt auf die Lebenserwartung der Bevölkerung (vgl. 
VENNEMO et al. 2006, S. 228 ff.). 
 
Die ökologische Effektivität der einzelnen Projekte in Bezug auf den CDM wird durch die 
genannten Auswirkungen nicht direkt beeinflusst. Sofern durch die umgesetzten 
Maßnahmen tatsächlich Emissionen eingespart werden können, tragen sie unabhängig ihrer 
nachhaltigen, sozialen oder entwicklungspolitischen Wirksamkeit zur Erreichung der 
Umweltziele bei. Anhand dieses Aspekts können allerdings die Auswirkungen 
profitorientierten Verhaltens sowie der Projektgrenzen als Betrachtungsrahmen noch einmal 
unterstrichen werden. Die zur Einsparung der Treibhausgasemissionen notwendigen 
Maßnahmen werden getroffen, um Einnahmen aus CERs zu erhalten. Darüber 
hinausgehende Schritte (z.B. Verringerung von gesundheitsschädlichen Emissionen) werden 
kaum unternommen. Auch die Tatsache, dass ausschließlich die ökologischen Effekte 
hinsichtlich ihrer Umsetzung rigide kontrolliert werden, trägt dazu bei, dass darüber 
hinausgehende Folgen häufig außer Acht gelassen werden. 
Die potentiellen negativen Folgen der Projekte auf die Bevölkerung stehen in 
Zusammenhang mit der mangelhaften Stakeholderbeteiligung, die gemäß den Ausführungen 
in Kapitel  5.10 oft nicht in angemessener Form stattfindet. Durch die verstärke Einbeziehung 
von Bedenken und Kommentaren der Öffentlichkeit und der lokalen Anrainer der Projekte 
könnte möglichen negativen Folgen Abhilfe geschafft werden.  
5.4. Technologietransfer 
Technologietransfer hat keine verpflichtende Stellung im Rahmen des Kyoto-Protokolls, 
vielmehr wird es als allgemeines Ziel definiert, das zu einer nachhaltigen Entwicklung 
beitragen soll. Vom IPCC wird Technologietransfer als „as a borad set of processes covering 
the flows of know-how, experience and equipment for mitigating and adapting to climate 
change amongst different stakeholders such as governments, private sector entities, 
financial institutions, non-governmental organizations (NGOs) and research/education 
institutions“ (IPCC zit. in UNFCCC 2010b, S. 13) definiert. Hierzu zählt somit der Transfer 
von Hardware, Software, Information und Wissen zwischen Staaten, sowohl von 
Industriestaaten in Entwicklungs- und Schwellenländer als auch vice versa. Von den vom 
UNFCCC per 30. Juni 2010 analysierten Projekten weisen 30 % (diese generieren 48 % der 
gesamten CERs) Technologietransfer auf. Verglichen mit den Analysen aus den Jahren 
2008 und 2007 ergibt sich hierbei ein fallender Trend (2007: 39 % aller Projekte, 2008: 36 % 
aller Projekte). Differenziert nach Größe der Projekte kann festgehalten werden, dass 
Projekte, die Technologietransfer beinhalten, in der Regel größeren Ausmaßes sind als jene 
ohne Technologietransfer. „Small-scale“ Projekte hingegen weisen eine geringere 
Wahrscheinlichkeit des Technologietransfers auf, ebenso wie unilaterale Projekte. Die 
Häufigkeit des Technologietransfers nimmt auch mit zunehmender Anzahl an Projekten in 
einem bestimmten Projekttyp in einem Gastgeberland ab. Weiters ist festzuhalten, dass 
Technologietransfer in den Anfangsjahren üblicher war denn jetzt. Projekte in den Bereichen 
der Aufforstung, Energie aus Biomasse, Zement, flüchtige Gase, Wasserkraft, PFCs und SF6 
sowie Wiederaufforstung sind weniger wahrscheinlich durch Technologietransfer begünstigt 
als der Durchschnitt aller Projekte. Projekte in den Sektoren Energieeffizienz (in der 
Industrie), HFCs, N2O, Transport und Wind sind hinsichtlich des Technologietransfers 
hingegen überdurchschnittlich repräsentiert. Generell spielt das Gastgeberland für den 
Technologietransfer eine wichtige Rolle. In Ländern, die eine Vielzahl an Projekten 
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beheimaten (China, Indien, Brasilien), ist der Technologietransfer geringer als in allen 
anderen Ländern. Der Ursprung der Technologien stammt für 84 % der Projekte aus 
Annex I-Ländern. Hierbei sind Deutschland, USA, Japan und Dänemark führend. 
Technologietransfers aus Nicht-Annex I-Staaten stammen zum Großteil aus China, Indien 
oder Brasilien (vgl. UNFCCC 2010b, S. 12 ff.). 
Jene Länder, die einen großen Beitrag zum Technologietransfer leisten, sind häufig auch 
Käufer eines signifikanten Anteils der generierten CERs dieser Projekte. Per Juni 2008 
stammten 42 % der von Deutschland gekauften CERs aus Projekten mit Technologietransfer 
aus Deutschland. Großbritannien kauft von 66 % aller Projekte, die Technologien aus ihrem 
Land erhalten, Emissionszertifikate. Japan weist in beiderseitiger Hinsicht eine hohe 
Korrelation auf. So kauft es 67 % aller CERs aus Projekten mit eigenen Technologien und 
aus allen Technologietransfers aus Japan entspricht dies 44 %. Gastgeberländer können 
aber via den Kriterien, die sie für die Bewilligung setzen, oder Zölle auf die Einfuhr 
bestimmter Anlagen und Geräte, Einfluss auf den Technologietransfer nehmen (vgl. SERES 
2008, S. 12 ff.).  
 
Eine von WANG durchgeführte Studie von CDM-Projekten in China untersucht den 
Technologietransfer bzw. die Verbreitung von Technologien. Es existieren diesbezüglich 
zahlreiche Einflussfaktoren, die auf die Entscheidung der zu verwendenden Technologie im 
Projekt wirken. Das finanzielle Risiko bezüglich der Einnahmen von CERs ist bei den 
untersuchten N2O- und HFC23-Projekten relativ gering und daher die Finanzierung von 
ausländischen Technologien einfacher, nicht zuletzt aufgrund der Bereitschaft von 
Investoren zur Vorfinanzierung des Technologieimports durch das geringere finanzielle 
Risiko. Die Absicherung der CER-Einnahmen bei Projekten der Methanverwendung, 
Abwärmenutzung in der Zementherstellung und Nutzung von Windkraft 15  ist wesentlich 
unsicherer und daher auch der Technologiekauf schwieriger zu finanzieren. Sofern das 
Einkommen von CERs also nur einen geringen Anteil an den Gesamteinnahmen ausmacht 
und eine gewisse Unsicherheit in Bezug auf Registrierung usw. besteht, stellen die höheren 
Kosten für ausländische Technologien durchaus eine finanzielle Hürde für CDM-Projekte dar. 
Ein weiteres Kriterium für den Technologietransfer ist die Verfügbarkeit und 
Einsatzmöglichkeit von lokalen Substitutionstechnologien. Häufig sind die lokal verfügbaren 
Technologien ineffizienter als ausländische, aber auch kostengünstiger. Zudem können 
diese Technologien besser an lokale Anforderungen angepasst werden. Weiterer Einfluss 
auf die Technologiewahl entsteht durch die Verzögerung bei der Bewertung und 
Registrierung der Projekte durch die DOEs, die häufig aufgrund der oft schlechten Qualität 
der PDDs unqualifizierter CDM-Berater entsteht. Für CDM-Berater existieren keine strikten 
Qualifikationsanforderungen in China, wodurch sehr häufig auch unqualifizierte Personen in 
dieses Geschäft einsteigen. DOEs sind einem starken „brain drain“ durch die Consultants 
ausgesetzt, die DOE-Mitarbeiter durch höheres Gehalt zu locken versuchen und ihr inside-
Wissen der DOEs für ihre Beratungstätigkeit nutzen möchten. DOEs hingegen nehmen 
wesentlich mehr Validierungsaufträge entgegen als sie bearbeiten können und verzögern 
dann allerdings nach geleisteter Anzahlung von 50 % des zu zahlenden Betrags die 
Bewertung. Ein gewisses Risiko hinsichtlich der zu verwendenden Technologie besteht darin, 
dass in einem Zeitraum von drei bis sechs Monaten (dies entspricht etwa der Verzögerung 
durch die DOEs) die zu verwendenden Methodologien inzwischen durch das CDM EB 
geändert werden könnten (vgl. WANG 2010, S. 2572 ff.).  
 
Ein wesentlicher Anteil der in CDM-Projekten angewandten Technologien sind sogenannte 
„end-of-pipe“-Technologien. Das bedeutet, dass diese an den bisherigen 
Produktionsprozessen und Energieversorgung festhalten, die Verwendung aber durch die 
eingesetzte Technologie effizienter bzw. emissionsärmer gestaltet wird. Von den 
ausgegebenen CERs werden etwas mehr als ein Drittel durch die Anwendung der „end-of-
pipe“-Technologien generiert. Eine nachhaltige Transformation von Energiesystemen hin zu 
                                                 
15 „These selected project types are representative in terms of CER income differences, which serve 
as most important incentives in terms of TT facilitation“ (WANG 2010, S. 2573). 
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erneuerbaren und dezentralen Energiesystemen zur Reduktion der Energiearmut (auch 
Zugang zum Energieversorgungssystem) wird dadurch verhindert. Der Großteil der Projekte 
erneuerbarer Energien ist im Bereich der Wasserkraft in Form von großen 
Staudammprojekten angesiedelt (vgl. BRUNNENGRÄBER 2008, S. 142 f.).  
 
Technologischer Transfer, wie er in der Grundintention des Kyoto-Protokolls beabsichtigt ist, 
birgt allerdings auch die Frage des geistigen Eigentums in sich. So besteht nach wie vor die 
Gefahr, dass Kooperationen zwischen Industrie- und Schwellen- bzw. Entwicklungsländern 
schnell an Desinteresse gewinnen, sobald die Technologien bekannt sind und kopiert 
werden können (vgl. GERTH 2010, S. 220).  
Die Rechte geistigen Eigentums stellen nach wie vor eine Barriere für den 
Technologietransfer dar. Im Allgemeinen wird davon ausgegangen, dass dieser von Nord 
nach Süd erfolgt, Süd-Nord oder Süd-Süd-Transfers werden oft nicht in Erwägung gezogen. 
Entwicklungsländer sind aber in manchen Technologiebereichen bereits Weltführer wie 
beispielsweise in der Kohlevergasung oder bei Biokraftstoffen. Fortlaufende 
Forschungsprogramme, Pilotanlagen ebenso wie Technologieexporte können auch auf die 
Konten mancher Entwicklungs- und Schwellenländer verbucht werden. Dadurch besteht 
auch Anreiz für große Unternehmen Forschungsprogramme vor Ort in diesen Ländern 
anzusiedeln und FDI (Foreign Direct Investment – ausländische Direktinvestitionen) zu 
erhöhen ebenso wie Joint Ventures einzugehen. Multinationale Unternehmen und deren 
Investments sind nicht aufgrund ihrer Möglichkeiten zur weltweiten Verbreitung von 
Technologien wichtig. Hierfür ist es wichtig die bestehenden Barrieren zu beseitigen (vgl. 
BREWER 2008, S. 519 ff.).  
 
Ähnliche Bedenken, sowohl in ökologischer als auch in markttechnischer Hinsicht, wie bei 
HFC-23-Projekten bestehen bezüglich der Technologie des CCS (Carbon Capture and 
Storage). Derzeit ist CCS als Projekttyp des CDMs nicht zugelassen, die Forschung und 
Entwicklung wird dennoch bereits forciert vorangetrieben und eine breite Diskussion über die 
Einbindung von CCS in die flexiblen Mechanismen ist bereits im Gange. Während fossile 
Brennstoffe befürwortende Organisationen und Vereinigungen der Technologie grundsätzlich 
sehr positiv gegenüberstehen, sind es in erster Linie Umweltschutzorganisationen, die eine 
skeptische bzw. ablehnende Haltung gegenüber dieser Technologie haben. 
Entwicklungsländer würden dadurch als Probanden zum Testen der Technologie agieren 
und den noch nicht gänzlich erforschten Risiken und Unsicherheiten, vor allem langfristigen 
Risiken, ausgesetzt sein. Der potentielle Einfluss von CCS auf den CDM-Markt sei dennoch 
aufgrund der geringen Erfahrungen mit dieser Technologie sehr schwierig abzuschätzen. 
Inwiefern CCS darüber hinaus zur nachhaltigen Entwicklung eines Landes beitragen würde, 
ist ebenfalls ein heftig umstrittenes Thema, da dies von der einzelstaatlichen Definition von 
Nachhaltigkeit abhängt (vgl. CONINCK 2008, S. 929 ff.). 
 
Grundsätzlich wird der Transfer von Technologien im Rahmen von CDM-Projekten als für die 
ökologische Effektivität zuträglich erachtet, zumal es sich dabei um effiziente Formen der 
Energienutzung, Einsatz erneuerbarer Energien usw. handelt. Der festgestellte sinkende 
Trend des Transfers kann daher aus dieser Argumentation als negativ hinsichtlich der 
ökologischen Auswirkungen betrachtet werden. Dennoch gilt es zu bedenken, dass aus den 
Zahlen des Transfers nicht ablesbar ist, inwieweit die Technologien auch außerhalb der 
CDM-Projekte Anwendung finden und dadurch einen möglichen positiven Beitrag zu einem 
Umstieg effizienter, erneuerbarer Energienutzung liefert hin zu einem „low-
carbon“ Entwicklungspfad.  
 
Der Wissensaspekt spielt hierbei eine wesentliche Rolle. Zum einen wird Know-How in 
Entwicklungsländer transferiert, zum anderen stellt sich der Aspekt geistigen Eigentums als 
problematisch dar. Erst durch das Verfügen über Wissen in Bezug auf die transferierten 
Technologien können diese in Entwicklungsländern auch umgesetzt und einen wesentlichen 
Beitrag zur nachhaltigen (hier liegt der Fokus auf der ökologischen Dimension) leisten. Die 
Wissensverbreitung spielt eine wesentliche Rolle um den potentiellen ökologischen Effekt zu 
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verstärken. Dennoch wird der Transfer von Technologien nach wie vor als ein Nord-Süd-
Transfer betrachtet, wenngleich einige Entwicklungsländer bereits über enormes Know-How 
in bestimmten Produktionsbereichen erneuerbarer Energien verfügen. Diese Länder können 
durch Technologietransfer in andere Entwicklungsländer zusätzliche Einnahmen aus deren 
Verkauf an CDM-Projektbetreiber generieren.  
 
Auch in Bezug auf die umstrittene Technologie des CCS gilt es zu erwähnen, dass Industrie- 
und Entwicklungsländer hierbei über unterschiedliche Wissensstände verfügen. Forschung 
und Entwicklung findet häufig in Industriestaaten statt, Versuche sollen in 
Entwicklungsländern durchgeführt werden. Die Asymmetrie des Wissens hat hierbei auch 
Auswirkung auf die Macht der Verhandlungen in Bezug auf die Anwendung der Technologie. 
 
Der Transfer von „end-of-pipe“-Technologien gilt aus zeitlicher Perspektive der ökologischen 
Effektivität nicht zuträglich, zumal die Problematik der Reduktion zeitlich nach hinten 
verschoben wird, der eigentliche Pfad der Ressourcennutzung aber dadurch nicht geändert 
wird. Aufgrund von Wirtschaftswachstum und zunehmender Bevölkerungszahlen in 
Entwicklungsländern wird der gesamte Energiebedarf erhöht und die Gesamtemissionen 
steigen auch bei Verwendung von „end-of-pipe“-Technologien, wenngleich dies auch nicht in 
gleichem Ausmaß als dem angenommenen Referenzszenario geschieht. 
Die Problematik dieser Technologien liegt in der regulatorischen Struktur der 
Projektbetrachtung. Einsparungen von Emissionen werden ausschließlich innerhalb der 
Projektgrenzen bewertet, die darüber hinausgehenden indirekten Wirkungen werden nicht 
berücksichtigt.  
5.5. Nachhaltige Entwicklung 
Nachhaltigkeit gilt als Ziel des CDMs und ist auch als solches in Artikel 12, Abs. 2 des Kyoto-
Protokolls festgehalten. Hinsichtlich der Umsetzung liegt das Problem in der 
länderspezifischen Definition von Nachhaltigkeit und somit gelten hier keine einheitlichen 
Anforderungen. Die Marktlogik sieht demnach vor die Emissionen zu den möglichst 
geringsten Kosten zu reduzieren, wodurch sich ein starker Fokus auf HFC-23-Projekte und 
N2O-Projekte ergibt. „The real problem ist hat the CDM works perfectly as it produces the 
lowest-cost emission reductions” (OLSEN 2007, S. 67). Die zusätzlichen Vorteile 
nachhaltiger Projekte werden nicht monetarisiert und haben daher in Bezug auf potentielle 
Investitionsflüsse ein begrenztes Ausmaß (vgl. OLSEN 2007, S. 59 ff.).  
 
Der Beitrag zu nachhaltiger Entwicklung durch CDM-Projekte ist schwierig zu messen und 
daher auch zwischen den Projekten nur bedingt vergleichbar. Da die Definition von 
Nachhaltigkeit und die Tatsache, ob ein Projekt zur Nachhaltigkeit beiträgt, der zuständigen 
Stelle (DNA) des Gastgeberlandes obliegt, sind die unterschiedlichen Beiträge der Projekte 
nur länderspezifisch in einem Vergleich sinnvoll darzustellen. Verbreitete Methoden zur 
Bestimmung des Beitrags zur nachhaltigen Entwicklung sind Checklisten oder 
Multikriterienanalysen. Ein weiteres Problem stellt das PDD als Basis der Bewertung dar. 
Hierin sind lediglich mögliche Vorteile des Projekts enthalten, allerdings nicht die 
tatsächlichen und gemessenen. Darüber hinaus sind mögliche negative Auswirkungen von 
Projekten in der Regel nicht in PDDs enthalten. Eine Analyse von CDM-Projekten hinsichtlich 
ihres Beitrages zur Nachhaltigkeit, durchgeführt von OLSEN und FENHANN (2006), hat 
ergeben, dass die häufigsten Vorteile, die durch CDM generiert werden, folgende sind: 
Schaffung von Arbeitsplätzen, wirtschaftliches Wachstum, bessere Luftqualität, Zugang zu 
Energie und Verbesserung des Wohlstands. HFC und N2O-Projekte generieren relativ 
wenige Vorteile. Energieeffizienzprojekte leisten ebenfalls nur einen geringen Beitrag zur 
nachhaltigen Entwicklung, sie verbessern jedoch in 60 % aller Projekte die Luftqualität. 
Erneuerbare Energien sind entgegen der Annahmen nicht jene Projekte mit dem höchsten 
Beitrag zur Nachhaltigkeit. Vor allem Biomasseprojekte liegen hier unter dem Durchschnitt. 
Wasserkraft- und Windprojekte hingegen scheinen im Vergleich durchaus nachhaltiger zu 
sein, wobei deren Vorteile vor allem im sozioökonomischen Bereich liegen 
(Arbeitsplatzbeschaffung, Wohlstand, wirtschaftliches Wachstum und Zugang zu Energie). 
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Maßnahmen zur Methanreduktion liefern laut der vorliegenden Analyse einen höheren 
Beitrag zur Nachhaltigkeit als erneuerbare Energien, mit Schwerpunkt auf ökologischen 
Erfolgen. Zementprojekte tragen ebenfalls aufgrund der verbesserten Luftqualität und 
Ressourcenschonung in hohem Ausmaß zur nachhaltigen Entwicklung bei. Hinsichtlich der 
Projektgröße kommen die AutorInnen zum Schluss, dass kleine Projekte tendenziell einen 
marginal höheren Beitrag zur Nachhaltigkeit mit sich bringen. Während kleine Projekte eher 
sozioökonomische Vorteile liefern, verbessern große Projekte vielmehr die Luft- und 
Wasserqualität, ebenso wie die Gesundheit und bewirken darüber hinaus noch andere 
Vorteile. Die Unterschiede zwischen den einzelnen Projekttypen sind jedoch deutlicher als 
jene hinsichtlich der Projektgröße (vgl. OLSEN und FENHANN 2008, S. 2819 ff.).  
 
In einer Untersuchung der jeweils beiden größten (gemessen an der Projektanzahl) DNAs in 
Asien, Lateinamerika, Afrika, Nahen Osten und Europa analysieren die AutorInnen inwiefern 
nachhaltige Entwicklung geprüft wird und wie die Umsetzung verbessert werden kann. Die 
geplante Umsetzung der Nachhaltigkeit in den PDDs wird grundsätzlich weniger streng 
geprüft als die Reduktion der Treibhausgasemissionen. Im Validierungsbericht wird dies in 
der Regel in Form von Checklisten geprüft und durch Interviews mit Stakeholdern, deren 
Kontakt zum Teil durch die Projektbetreiber hergestellt wird. Während die 
Treibhausgasemissionen nach Projektumsetzung auch überprüft werden müssen, ist eine 
Bewertung der nachhaltigen Entwicklung in dieser Kontrolle nicht enthalten. Es ist weder 
eine internationale, noch eine nationale Anforderung, dass die genannten Vorteile der 
nachhaltigen Entwicklung tatsächlich umgesetzt werden (vgl. OLSEN und FENHANN 2006, 
S. 3 ff.).  
Aufgrund der geringen Kontrolle und Sanktionen des CDMs hinsichtlich der Nachhaltigkeit 
von Projekten, besteht die Gefahr, dass bezüglich der Anforderungen der Nationalstaaten in 
Konkurrenz um Investitionen ein „race-to-the-bottom“ stattfinden kann (POHLMANN zit. in 
FRESE 2009, S. 26).  
Die bereits in Kapitel  5.2 erwähnte Steuer in China auf Projekte zur Reduktion von HFC soll 
Projekte, die nicht zur nachhaltigen Entwicklung beitragen, stärker belasten. Der Aspekt der 
Nachhaltigkeit erfährt durch diese Maßnahme zumindest in Bezug auf HFC-Kontrolle einen 
national forcierte Umsetzung. Die Einnahmen dieser Steuer sollen in Aktivitäten zur 
nachhaltigen Entwicklung fließen (vgl. BOYD et al. 2009, S. 822).  
 
Obwohl nachhaltige Entwicklung in den Zielen des CDMs buchstäblich festgehalten ist, wird 
die Umsetzung dieser Anforderungen durch die regulatorischen Gegebenheiten nicht forciert. 
Die weniger strenge Kontrolle dieses Ziels führt dazu, dass aufgrund der Marktlogik die 
Mindesterfordernisse umgesetzt werden. Diese werden darüber hinaus national definiert und 
führen durch Konkurrenzstrukturen zwischen den Entwicklungsländern zu einem „race-to-
the-bottom“-Effekt. Nachhaltigkeit wird dadurch zu einem ökonomisch geprägten Begriff der 
Konkurrenz. Ein direkter Effekt auf die ökologische Wirksamkeit der Maßnahmen kann 
dadurch nicht festgestellt werden, ein indirekter ist jedoch möglich. 
Nachhaltige Entwicklung hat das Potential die ökologischen Anforderungen in Einklang mit 
den zeitlichen Erfordernissen der Natur hinsichtlich des Klimawandels und des damit 
einhergehenden 2°C-Ziels besser zu erfüllen sowie den Umstieg auf nachhaltige, ökologisch 
sinnvolle Lebensweisen nicht länger zu verzögern.  
 
Die Verwendung des Begriffs „Nachhaltigkeit“ geht häufig auch mit einem Konnex der ihr zu 
Grunde liegenden Zeitdimension einher. Nachhaltige Entwicklungen werden in der Regel als 
langfristige bzw. langfristig wirksame gesehen. Diese zeitliche Komponente beeinflusst die 
ökologische Effektivität von Maßnahmen daher in positiver Weise.  
 
Um der ökonomischen Logik, die nachhaltige Entwicklung nur dann berücksichtigt, wenn 
dies ein regulatorisches und zu prüfendes Erfordernis darstellt, und der Konkurrenz um 
Minimalstandards für Nachhaltigkeit entgegenzuwirken wurde vom WWF der „CDM Gold 
Standard“ entwickelt, der Projekte, die über die Projektanforderungen hinaus gehende 
Vorteile bringen, zertifiziert. Nachhaltige Entwicklung soll durch diese Zertifizierung 
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sichergestellt werden und Investoren die Möglichkeit erteilen CERs aus Projekten, die zur 
nachhaltigen Entwicklung beigetragen haben, zu kaufen, ohne eigens einen Prüfaufwand 
dadurch zu haben (vgl. THE GOLD STANDARD 2012).  
5.6. Least Developed Countries 
Ein weiterer in der Literatur häufig beleuchteter Aspekt ist jener der geografischen Verteilung 
der Projekte und die hierbei auffällige Unterrepräsentanz von Least Developed Countries 
(LDCs).  
Speziell der afrikanische Kontinent ist anteilsmäßig an den CDM-Projekten und den dadurch 
generierten CERs unterrepräsentiert. Im Juli 2011 waren es 2,08 % aller registrierten 
Projekte, die 3,16 % der bis 2012 global ausgegebenen CERs generieren würden. Es 
existieren einige Gründe dafür, weshalb CDM-Projekte in Afrika einen derart geringen Anteil 
aufweisen. Grundlegend für die Einsparung von CO2 ist die Tatsache, dass dieses im 
„business-as-usual“-Szenario ausgestoßen würde. Aufgrund der unterentwickelten Wirtschaft 
in zahlreichen afrikanischen Ländern sind die Treibhausgasemissionen dort vergleichsweise 
gering wodurch sich auch nur geringes Einsparpotential ergibt. Für afrikanische Staaten 
leicht anwendbare  Projekte wären jene für Aufforstung und Wiederaufforstung, da hierfür 
geringe technologische Anforderungen bestehen. Diese haben allerdings aufgrund der 
Unsicherheiten in der Berechnung der CO2-Einsparung und den anzuwendenden 
Methodologien bisher geringe Investitionen erhalten. Weiters wären Projekte im Bereich der 
Bioenergien wie beispielsweise Solarkocher oder Biogas einfach umzusetzen und somit eine 
Chance für Afrika. Hierfür muss allerdings ausdrücklich nachgewiesen werden können, dass 
damit fossile Energieträger ersetzt werden. In den meisten Fällen wird in Afrika dadurch 
jedoch Brennholz ersetzt, wodurch keine CERs generiert werden können. Eine weitere 
Barriere für die Umsetzung des CDM in afrikanischen Ländern stellt die Finanzierung dar. 
Ausschließliche Finanzierung durch CERs ist nicht möglich, weshalb private Investoren für 
die Projekte gewonnen werden müssen. Der Zugang zu diesen bzw. zu anderer 
Finanzierung ist in vielen Staaten jedoch sehr schwierig, in manchen Regionen ist zudem 
das Zinsniveau sehr hoch. Aufgrund der hohen Kosten werden mögliche Projektentwickler 
abgeschreckt. Wesentliches Kriterium für die Umsetzung und Entwicklung eines CDM-
Projekts ist das Know-How und die Fähigkeit dieses anzuwenden. Es müssen die CDM-
Regelungen, -prozesse und –methodologien bekannt sein, weiters muss ein Verständnis für 
Energieeffizienz usw. vorhanden sein. Dies ist häufig nicht der Fall. Von nationalen und 
internationalen Entwicklungshilfeorganisationen werden auf Regierungsebene immer wieder 
Schulungen hierfür angeboten. Dennoch fehlen entweder die Ressourcen oder das 
Verständnis für das CDM-Potential, weshalb diese Kurse und Schulungen nicht an die 
Bevölkerung weitervermittelt werden. Dies hängt sehr stark mit einem weiteren Mangel 
zusammen: die fehlende Wahrnehmung und Information über CDM, die in der Bevölkerung 
und somit bei potentiellen Interessenten nicht vorhanden ist (vgl. AMERSTORFER und 
GAUSS 2011, S. 109 ff.).  
 
Neben dem generell unzureichenden Investitionsklima, gemessen anhand des FDI, in 
Ländern südlich der Sahara und in Ostafrika, und der wenig stark ausgeprägten Industrie, 
wodurch Projekte möglich wären, ist es die fehlende institutionelle Infrastruktur, die eine 
weitere Barriere für Investitionen in CDM-Projekte in diesen Ländern darstellt. DNAs wurden 
in diesen Staaten erst relativ spät eingerichtet und funktionieren kaum aufgrund fehlender 
Rechtsstellung dieser Institutionen, keiner angemessenen Finanzierung und schlecht 
ausgebildetem Personal. Da von diesen Institutionen allerdings LoAs ausgestellt werden 
sollen und diese für die Registrierung von Projekten einen wesentlichen Bestandteil 
darstellen, sind Investoren in diesen Ländern nach wie vor sehr zurückhaltend (vgl. 
BYIGERO et al. 2010, S. 184 ff.).  
Nicht nur die Verfügbarkeit von DNAs, sondern auch jene von DOEs und CDM-Beratern ist 
eine wesentliche Barriere für Projekte in LDCs. Da PDDs in ihrer Erstellung durchaus 
komplex sind und Kenntnis der CDM-Regelungen erfordern, werden diese häufig von 
spezialisierten Beratern erstellt. In Afrika ist allerdings eine vergleichsweise geringe Anzahl 
an Beratern angesiedelt, diese erhöhen dadurch den Preis für die Erstellung der Dokumente. 
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Ebenso haben DOEs nur in wenigen Ländern Afrikas eine Niederlassung. Durch 
zeitintensive Reisen nach und innerhalb von Afrika wird die Dauer der Validierung und 
Verifizierung wesentlich verlängert. Zudem ist die Preisgestaltung der DOEs nicht direkt an 
die Größe der Projekte angelehnt, sondern vielmehr abhängig von der Komplexität und dem 
Risiko der Projekte. In der Regel sind Risiko und Komplexität in LDCs höher, da Daten und 
Unterlagen oft nicht zum erforderlichen Zeitpunkt verfügbar und Aufzeichnungen aufgrund 
der im Vergleich zu Industriestaaten unterschiedlichen Business-Praxis ungenauer sind, 
wodurch sich auch der Preis für die Bewertung der DOEs erhöht. Zudem werden die 
„baseline“ Emissionen in LDCs häufig unterschätzt, da „baseline“ Berechnungen die latente, 
existierende Nachfrage nach Energie nicht berücksichtigen. Diese Problematik ist durchaus 
bekannt. Durch die Möglichkeit, im Falle spezifischer Umstände in den Gastgeberländern 
höhere als die gegenwärtigen Levels zu verwenden, wurde in den Marrakesh Accords 
versucht eine annehmbare Lösung dafür zu finden. Würden die „Grid Emission Factors“ in 
LDCs zweckentsprechender und faktischer sein, dann bestünde ein weitaus größeres 
Potential zur Emissionsvermeidung in LDCs (vgl. CARBON FINANCE AT THE WORLD 
BANK 2010b, S. 56 f.).  
Potential zur Emissionsreduktion und zur Durchführung möglicher CDM-Projekte besteht in 
afrikanischen Ländern durchaus. Deponiegas kann zur Stromerzeugung verwendet werden 
und dadurch CERs generieren. Obwohl die Investitionskosten hierfür vergleichsweise sehr 
hoch sind, machen derartige Projekte ökonomisch (auch unter sehr vorsichtigen 
Preisannahmen) durchaus Sinn. Auch im Bereich der einzelnen Haushalte könnten die nach 
wie vor zum Großteil verwendeten Holzöfen, die auch gesundheitliche Schäden hervorrufen, 
durch verbesserte Öfen ersetzt werden. Die Herstellung von Holzkohle birgt ebenfalls eine 
Möglichkeit zur Umsetzung eines CDM-Projekts, indem die Produktion verbessert wird und 
dadurch die Methanemissionen und Abholzung vermindert werden. Der nach wie vor weit 
verbreitete Einsatz von Petroleumlampen birgt durch den Ersatz dieser durch Solarlampen 
oder normale strombetriebene Lampen enormes Einsparungspotential. Die bei der 
Holzproduktion anfallenden Abfälle könnten nicht wie bisher entweder verbrannt oder 
verrottet werden, sondern in Form von Briketts der Energieproduktion dienen. Das Abfackeln 
von Gas bei Ölfeldern ist nach wie vor gängige Praxis. Dieses könnte viel sinnvoller zur 
Energieproduktion eingesetzt werden (vgl. NDONGSOK 2011, S. 88 ff.).  
 
Der Energiebedarf in Entwicklungsländern ist aufgrund der wachsenden Bevölkerung und 
der expandierenden Wirtschaft steigend und birgt dadurch hohes Potential für die 
Umsetzung von CDM-Projekten. Der Anteil des CDMs an den gesamten FDIs beschränkt 
sich bisher nur auf einen Bruchteil, hat aber dennoch wesentliche Bedeutung hinsichtlich der 
finanziellen Anreizwirkung zur Reduktion fossiler Brennstoffe durch den Einsatz erneuerbarer 
Energien. Darüber hinaus könnte die Importabhängigkeit von fossilen Brennstoffen und 
deren volatiler Preise reduziert werden, wodurch auch Subventionen dieser Energieträger 
vermindert werden könnten. Staatshaushalt und Handelsbilanz würden dadurch ebenfalls 
positiv beeinflusst (vgl. FRIBERG et al. 2008, S. 103). 
Ausgaben für fossile Brennstoffe haben einen wesentlichen Anteil am Budget der 
Entwicklungsländer. Speziell für die LDCs Afrikas wurde festgestellt, dass zwischen 2005 
und 2006 mehr Devisen für die Preissteigerungen von Öl und Ölprodukten (in erster Linie 
Benzin) ausgegeben wurden, als sie an FDIs erhalten haben. Eine Erhöhung der Ölpreise 
um 10 USD würde in etwa ein Prozent des GDPs betragen (vgl. HOWELL und NAKHLE 
2008, S. 9).  
 
Grundsätzlich sind es die regulatorischen Bedingungen für CDM-Projekte, die wesentlichen 
Einfluss auf den geringen Anteil der LDCs an Projekten haben. Einsparpotentiale sind kaum 
vorhanden, weil die wirtschaftliche Entwicklung noch nicht derart weit fortgeschritten ist wie 
in anderen Entwicklungsländern. Es besteht hier ein Zielkonflikt zwischen ökologischer 
Effektivität und entwicklungspolitischem Handlungsbedarf. Einerseits ist es aus 
Klimaperspektive zu begrüßen, dass die künftigen Emissionen der LDCs nicht dafür 
verwendet werden um in Industriestaaten Emissionen zu kompensieren. Andererseits 
werden aber durch diese klimafokussierte Regelung genau jene Länder selektiv von der 
75 
Teilnahme am CDM ausgegrenzt, wo dieses Instrument einen nicht unwesentlichen Beitrag 
zur Entwicklung der Länder leisten könnte. Im Falle der LDCs besteht „noch“ die Möglichkeit 
den Pfad der fossilen Entwicklung durch unterstützende Maßnahmen des CDMs nicht 
einzuschlagen und stattdessen nachhaltige Entwicklung zu forcieren. Dies wäre aus 
zeitlicher Perspektive eine ökologisch wirksame Art der Entwicklung und hinsichtlich der 
Auswirkung auf die ökologische Effektivität eine positive.  
 
Darüber hinaus sind es die ökonomischen Strukturen und Verhaltensweisen bei Geschäften 
in diesen Staaten, die Investoren vielmehr abschrecken als anlocken. Das Risiko sei 
aufgrund dieser Bedingungen wesentlich höher. Eine Umsetzung in anderen 
Entwicklungsländern erscheint risikoärmer im Vergleich zu den möglichen Einnahmen aus 
CERs. Dieses Investitionsverhalten ist dennoch auf die ausschließliche Fokussierung der 
Akteure auf möglichst kosteneffiziente Umsetzung und ihre ökonomisch geprägte 
Handlungspraxis und Denkstrukturen zurückzuführen. 
Diese Risiken und Kosten werden aber auch durch die vorfindbaren institutionellen 
Strukturen zur Umsetzung der Projekte (DNAs, Verfügbarkeit von DOEs und Beratern) 
geprägt. Die oft fehlenden oder „mangelhaften“ Organisationen wirken sich nicht zuletzt auf 
die zeitliche Perspektive der Umsetzung aus. Der gesamte Prozess von der Projektidee bis 
zur Registrierung dauert dadurch länger und wirkt indirekt auf die ökologische Effektivität mit 
verzögernder Wirkung der Maßnahme. 
 
Die Rolle des Wissens nimmt hierbei einen indirekten Einfluss auf die ökologische Effektivität 
des Mechanismus. Fehlendes Know-How in LDCs hinsichtlich der Prozesse, Regelungen 
und Abwicklung von CDM-Projekten wirken sich negativ auf die Umsetzung der Projekte aus.  
5.7. Ökonomische Aspekte 
Die in der Literatur analysierten ökonomischen Implikationen des CDMs zeigen eine große 
Reichweite, die von der Betrachtung der Kosten, der Preise bis hin zu marktstrukturellen 
Überlegungen reichen. 
Wesentliche ökonomische Relevanz hinsichtlich des CER-Marktes zeigt die Nachfrage aus 
europäischen Staaten. Europa gilt als einer der Hauptnachfrager nach CERs am gesamten 
Markt, zumal es europäischen Unternehmen, die vom Europäischen 
Emissionshandelssystem (ETS) betroffen sind und dadurch ihre Emissionen auf eine 
bestimmte Menge beschränkt werden, erlaubt ist bis zu einem national festgelegten Ausmaß 
CERs zur Erreichung ihrer Emissionsgrenzen zu verwenden. Die in Europa auf 
Unternehmensebene ausgegebenen Zertifikate werden European Allowances (EUAs) 
genannt. Ein gewisser Konnex zwischen dem EUA-Markt und dem CER-Markt ebenso wie 
zwischen den Preisen auf den genannten Märkten besteht aufgrund des „Linkings“ durchaus.  
Die Betrachtung des Preisverlaufs von EUAs in der ersten Handelsphase (2005-2007) lässt 
deutlich erkennen, dass die den Unternehmen gratis zugeteilten Mengen an 
Emissionszertifikaten deutlich zu hoch bemessen waren, wodurch sich ein weitaus höheres 
Angebot als Nachfrage einstellte. Da „banking“16 nicht erlaubt war und daher die Zertifikate 
aus der ersten Periode nicht in die zweite mitgenommen werden konnten, tendierten die 
Preise für die Emission einer Tonne CO2-Äquivalente bis zum Ende der Handelsperiode 
gegen null. Die jeweiligen nationalen Zuteilungsmengen wurden auf nationaler Ebene im 
Rahmen der Nationalen Allokationspläne vorgeschlagen und mit der Europäischen 
Kommission ausgehandelt. Das Credo der nationalen Verhandler war jedoch jenes möglichst 
hohe Mengen für die eigene Wirtschaft auszuhandeln, damit diese in ihrer 
Konkurrenzfähigkeit nicht benachteiligt werden. Die genehmigten Zuteilungsmengen waren 
daher schließlich nicht nur an den bisherigen Emissionen der betroffenen Unternehmen und 
Wirtschaftssektoren (diese dienten als Basis) und den geplanten Einsparungen bemessen, 
sondern hingen vielmehr auch vom Verhandlungsgeschick und der Verhandlungsmacht der 
nationalen Regierungen ab (vgl. FISAHN 2008, S. 60 f.). 
                                                 
16  Banking bedeutet, dass nicht verbrauchte Emissionsrechte aus einer Handelsperiode in die 
folgende übertragen werden können. 
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„Die erste Handelsperiode kann ohne Polemik als Phase der Bereicherung einzelner 
Unternehmen denn als Erfolg eines marktwirtschaftlichen Instruments in der Umweltpolitik 
charakterisiert werden.“ (PTAK 2008, S. 44). In erster Linie waren es 
Energieversorgungsunternehmen, die von der Gratiszuteilung der Zertifikate profitierten, 
indem die „hypothetischen“ Preise für CO2-Zertifikate mittels der Strompreise an Kunden 
weiterverrechnet wurden und somit hohe „Windfall Profits“ damit erzielt werden konnten, 
obwohl aufgrund der weitgehenden Gratiszuteilungen keine Kosten für die Zertifikate 
entstanden sind (vgl. PTAK 2008, S. 44 f.). 
Der Preisunterschied zwischen CER-Zertifikaten und den im Europäischen Handelssystem 
verwendeten EUAs belief sich in etwa auf die Höhe von 3 bis 5 Euro.17 Im Zeitverlauf ist 
dieser „spread“ allerdings weiter angestiegen. Durch die Zuteilung von Gratiszertifikaten für 
europäische Unternehmen haben diese die Möglichkeit bis zu einem gewissen Ausmaß 
(diese Grenzen werden einzelstaatlich festgelegt, in Österreich beispielsweise 20 %) CERs 
zur Erfüllung ihrer Reduktionspflichten einzusetzen. Dadurch ergibt sich aber auch die 
Möglichkeit EUAs teuer zu verkaufen und stattdessen CERs zur Erfüllung nachzukaufen und 
somit Profit aus den vermeintlichen Emissionsreduktionen zu erwirtschaften (vgl. HERMANN 
et al. 2010, S. 11 ff.).  
 
Neben den potentiellen Gewinnen für europäische Unternehmen aus dem Handel mit CERs, 
stellen in Bezug auf die Investitionsentscheidung in CDM-Projekte die Transaktionskosten 
eine nicht unwesentliche Einflussgröße dar. Transaktionskosten dienen als entscheidendes 
ökonomisches Kriterium für die Wahl des Projekttyps und beeinflussen somit die 
anteilsmäßige Verteilung der einzelnen Maßnahmen. Aus Perspektive der Investoren sind 
daher aufgrund der Kostendegression der Registrierungs- und Zertifizierungskosten sowie 
der weiteren Transaktionskosten (für Projektdesign, Stakeholderbeteiligung usw.) in erster 
Linie Großprojekte interessant, die eine möglichst hohe Anzahl an CERs generieren. Durch 
die Höhe der Transaktionskosten wird somit auch die Wahl des Projekttyps beeinflusst (vgl. 
WITT und MORITZ 2008, S. 97 f.).  
Ein Beispiel, das die Problematik hoher Transaktionskosten plakativ darstellt, sind „demand-
side“ Energieeffizienzmaßnahmen. Die an unterschiedlichen Orten durchgeführte Vielzahl 
von Effizienzverbesserungen verursachen im Vergleich zu großen Einzelmaßnahmen hohe 
Kosten, die nicht zuletzt auf komplexe „baseline“ Berechnungen und „monitoring“ Methoden 
zurückzuführen sind. Derartige Projekte haben daher nur einen geringen Anteil am gesamten 
CDM-Markt, wenngleich ihr Beitrag zur einer nachhaltigen Entwicklung ein wesentlicher ist 
(vgl. WOLFOWITZ 2010, S 281).  
 
Über die Transaktionskosten hinaus werden auch die Risiken eines CDM-Projekts in die 
Entscheidung von Investoren und Projektbetreibern in Bezug auf die Umsetzung 
miteinbezogen. Potentielle Investoren von CDM-Projekten sind gewissen Risiken ausgesetzt, 
die sich sowohl auf Unsicherheiten bezüglich weiterer Klimaabkommen nach 2012, 
institutionelle Risiken als auch auf Risiken hinsichtlich der Umsetzung beziehen. Darüber 
hinaus zählen noch weitere wirtschaftliche Risiken sowie allgemeine Risiken für 
Projekttätigkeiten im Ausland dazu. Beispielhaft können hier das Risiko der Registrierung 
von Projekten, jenes der Anerkennung der Additionalität, das Risiko hinsichtlich der Preise 
für CERs (in erster Linie aufgrund der unsicheren Situation post 2012) sowie allgemeine 
politische und ökonomische Risiken in den Ländern, in denen das Projekt umgesetzt werden 
soll (z.B. Wechselkursrisiko usw.) genannt werden. Eine quantitative Risikoanalyse von 
MATSUHASHI, SHINOZAKI und YOSHIDA, bei der das Risiko der Registrierung und das 
Post-2012-Risiko unter Unsicherheit von CER-Preisen und jenen weiterer wichtiger Produkte 
untersucht wurde, kam zu dem Ergebnis, dass diese Risiken die Investitionsmöglichkeiten im 
Allgemeinen einschränken. Im Speziellen hat das Registrierungsrisiko einen höheren 
ablehnenden Effekt auf Investoren als das Post-2012-Risiko (vgl. MATSHUHASHI, 
SHINOZAKI und YOSHIDA 2008, S. 284 ff.).  
                                                 
17  Der „spread“ zwischen EUAs (spot) und CERs (spot) an der Bluenext schwankt während der 
gesamten bisherigen „commitment period“ zwischen 1 und 5 Euro (vgl. BLOOMBERG, 30.12.2011). 
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Um nicht die gesamten Risiken eines spezifischen Projekts zu tragen, wurden Möglichkeiten 
gefunden, um diese Risiken über eine Vielzahl an Teilnehmern am Carbon-Markt zu streuen. 
Durch steigende Marktvolumina und zunehmendes Investment in CDM-Projekte wird auch 
die Entwicklung von „securitization“ zunehmend wahrscheinlicher. Bereits im November 
2008 wurde von Credit Suisse ein „securitized carbon deal“ angekündigt, wo Zertifikate von 
25 Projekten unterschiedlichen Projektstatus gebündelt und schließlich wieder in drei 
Tranchen mit unterschiedlichen Risikolevels aufgeteilt werden, um sie Investoren 
unterschiedlicher Anlagestrategien anzubieten. Durch die Disaggregation und das 
Wiederzusammenfügen der Projektrisiken werden derartige Finanzinstrumente jedoch für 
Ratingagenturen bzw. Regulatoren schwierig zu bewerten. CHAN (2009 zit. in LOHMANN 
2009a) bezeichnet derartige Entwicklungen zunehmend als Gefahr für die Stabilität dieser 
Märkte und benennt das Phänomen als „subprime carbon“ (vgl. LOHMANN 2009a, S. 32 f.).  
 
Aufgrund dieser Intransparenz am Markt wird die Preisfindung schwieriger nachzuvollziehen. 
Ebenso trägt strategisches Verhalten in Bezug auf Preisspekulationen der Teilnehmer zur 
Volatilität der Preise bei. 
Indische Projekte halten bereits ausgegebene CERs ihrer Projekte zurück, um einen 
möglicherweise besseren Preis beim Verkauf der CERs zu einem späteren Zeitpunkt zu 
erzielen. An nationalen Börsen gelten indische Unternehmen, die CDM-Projekte umsetzen, 
automatisch als „Blue Chips“ (vgl. GHOSH 2007).  
„Die zirkulierenden und zum Teil verbrieften Werte, das paper oil ebenso wie die 
Emissionszertifikate, vergleichen sich mit den Renditen, die mit anderen Wertpapieren auf 
Finanzmärkten erzielt werden können. Klimapolitik wird auch eine Angelegenheit von 
Renditejägern.“ (ALTVATER 2008, S. 154).  
 
Die Preise von CERs stellen zwar für viele Projekte einen wesentlichen Faktor für deren 
tatsächliche Realisierung und ökonomische Überlebensfähigkeit dar, wenngleich manche 
Maßnahmen zur Emissionsreduktion bereits schon ohne der Einnahmen durch den CDM 
profitabel wären. 
GILAU et al. untersuchten in einer Studie die Kosteneffizienz von Technologien erneuerbarer 
Energien, die zu geringen Emissionsvermeidungskosten und Unterstützung des CDMs 
führen sollen. In deren Analyse stellte sich heraus, dass unter optimalen Bedingungen 
(optimal geplant und umgesetzt) Kombinationen von Photovoltaik und Diesel, Wind und 
Diesel bzw. auch Photovoltaik, Wind und Diesel zur Energieproduktion eine erhebliche CO2-
Reduktion herbeiführen können, und zwar zu negativen Kosten. Dennoch wird als 
anfängliches Investmentvolumen für derartige Technologien zur Energieproduktion ein 
Vielfaches als bei bisher verwendeten benötigt. Der Einsatz erneuerbarer Energien sei 
bereits jetzt aufgrund der geringen laufenden Kosten kosteneffizient umzusetzen, auch ohne 
den CDM. Die AutorInnen plädieren daher dafür, die zu Beginn des Projekts bestehenden 
Investmentbarrieren ebenso wie weitere Hürden beim Einsatz erneuerbarer Energien zu 
beseitigen, wodurch in Entwicklungsländern auch ohne Hilfe des CDMs verstärkt derartige 
Projekte umgesetzt würden (vgl. GILAU et al. 2007, S. 5526 ff.).  
 
Das „Linking“ des Europäischen Emissionshandelssystems mit den flexiblen Mechanismen 
des Kyoto-Protokolls gilt grundsätzlich als im Sinne der ökonomischen Überlegung einer 
möglichst kostengünstigen Reduktion von Treibhausgasen auch auf Ebene der 
Unternehmen. Aufgrund der Überallokation im ETS kann davon ausgegangen werden, dass 
die „business-as-usual“-Szenarien der dieser zu Grunde liegenden Allokation als zu hoch 
angenommen/angegeben wurden. Die Überallokation der europäischen Unternehmen mit 
Rechten zum Ausstoß an CO2 hat daher auf Unternehmensebene bisher zu keiner 
notwendigen Emissionsreduktion geführt. Für europäische Unternehmen wird dadurch ein 
zeitlicher Aufschub der notwendigen Emissionsreduktionen erwirkt, bestehende Produktions- 
und Konsummuster können weitgehend beibehalten werden.  
Aus dem Preisunterschied zwischen den innerhalb des Europäischen 
Emissionshandelssystems im Wesentlichen gratis ausgegebenen Zertifikaten und CERs 
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ergibt sich lediglich für europäische Unternehmen ein Anreiz dieses zusätzliche 
Gewinnpotential bis zu dem erlaubten Ausmaß auszunutzen. Der CDM wird in diesem 
Rahmen Teil der Handelstrategien großer Energieversorger. Diese regulatorische 
Verflechtung zwischen den auf europäischer Ebene gesetzten Maßnahmen und den von 
globalen Verfahren des Klimaregimes führen allerdings auch zu einer Abhängigkeit der CER-
Preise von jenen der EUAs, da die größte Nachfrage auf dem CER-Markt aus Europa 
stammt. 
Dies verdeutlicht, dass im Speziellen die regulatorischen Bedingungen des Europäischen 
Handelssystems einen gewissen Einfluss auf den CDM nehmen können. 
Die Einsparungen in Höhe von 8 % für Europa müssen die Staaten aufgrund der 
Überallokation der Unternehmen auf anderen Ebenen erlangen (nationale Maßnahmen wie 
Umweltförderung, „command-and-control“, CDM usw.). Für den CDM bedeutet dies ein 
erhöhtes Investitionspotential aus europäischen Staaten. 
 
Die Preise der CERs spielen zwar in der Regel eine wichtige Rolle für CDM-Projekte, 
wenngleich auch deren Kosten bestimmend sein können. Transaktionskosten haben generell 
einen Einfluss auf die Projektwahl, dennoch sind hinsichtlich ihres ökologischen Beitrags die 
Projekte gleich zu bewerten. Aus Perspektive der nachhaltigen Entwicklung (die zwar Ziel 
des CDMs ist, aber nicht in unmittelbarer Form auf die ökologische Effektivität Einfluss nimmt) 
kann die ökonomische Rationalität der Entscheidungen durchaus bemängelt werden, zumal 
hier auch der Faktor Zeit eine wesentliche Rolle spielt. 
 
Bestehende Risiken führen zu neuen Produkten auf dem Carbon-Markt, mit denen versucht 
wird diese Risiken zu mindern („securitization“). Die dadurch entstehende Intransparenz auf 
dem Markt birgt allerdings neue Risiken in sich („subprime carbon“). Darüber hinaus führt 
strategisches Verhalten der Anbieter von CERs zu einer gewissen Unberechenbarkeit auf 
der Angebotsseite und Preisschwankungen werden dadurch verstärkt. Mit zunehmender 
Intransparenz des Marktes steigt auch die Möglichkeit Emissionsreduktionen 
zurückzuverfolgen und die ökologische Integrität scheint dadurch beeinträchtigt. Derartige 
Marktmechanismen wirken daher in negativer Weise auf die ökologische Effektivität des 
CDMs. Die im Wesentlichen die Projektentscheidung beeinflussenden Registrierungsrisiken 
stehen darüber hinaus in engem Zusammenhang mit der Arbeit der DOEs und jener der 
CDM-Berater (Nähreres hierzu in Kapitel  5.8). 
 
Die ökonomischen Aspekte des CDMs verdeutlichen im Allgemeinen den erheblichen 
Einfluss der ökonomischen Strukturen und der dadurch beeinflussten Verhaltensweisen der 
Akteure, die zu profitmaximierenden Strategien führen. Erkennbar ist dies beispielsweise 
auch an den Finanzierungsbarrieren, die nicht zuletzt auf die ökonomische Bewertung von 
Projekten und deren Risiko zurückzuführen ist.  
5.8. Die Rolle der DOEs 
Eine zentrale Rolle im Projektzyklus des CDMs nehmen die akkreditierten Prüfinstitutionen, 
die Designated Operational Entities (DOEs), ein. Deren durch die regulatorischen 
Bedingungen geprägte Rolle wird in der Literatur hinsichtlich unterschiedlicher Aspekte 
betrachtet.  
DOEs haben die Aufgabe CDM-Projekte hinsichtlich der Anforderungen des CDM EBs zu 
evaluieren (Validierung) und sicherzustellen, dass die Emissionsreduktionen tatsächlich 
stattfinden (Verifizierung). Im Rahmen einer für den WWF 2010 durchgeführten Analyse 
wurde ein Rating der einzelnen DOEs erstellt, wobei untersucht wurde inwiefern DOEs die 
Erwartungen des CDM EBs erfüllen und dessen Ansprüchen entsprechen. Insgesamt stellte 
sich heraus, dass die Ratings relativ schlecht sind, aufgrund der hohen Anzahl an 
abgelehnten Projekten oder Projekten, bei denen Verbesserungen verlangt wurden. Auf 
einer Skala von A bis F (wobei A beste „performance“ bedeutet), erreichte die beste DOE ein 
Rating von D. Im Vergleich zu dem 2009 durchgeführten Rating ist der Anteil der Projekte, 
die automatisch registriert wurden, von 41 % auf 36 % gesunken. Projekte, die einer 
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Verbesserung bedürfen, sind anteilsmäßig gestiegen (von 51 % auf 57 %). Auch jene, die 
vom CDM EB abgelehnt wurden sind in von 6 % auf 7 % aller eingereichten Projekte 
angestiegen. Dadurch lässt sich ableiten, dass zwischen den Erwartungen und 
Anforderungen des CDM EBs und den Evaluierungen durch DOEs eine bedeutsame 
Diskrepanz besteht. Der häufigste Grund für die Ablehnung von Projekten durch das CDM 
EB war der fehlende oder mangelhafte Beweis von Additionalität. Auch die 
Investitionsanalysen waren zum Teil problematisch. Vor allem wesentliche Parameter 
wurden oft nicht ausreichend nachgewiesen bzw. begründet. Zudem waren die Annahmen 
häufig so getroffen, dass ein ökonomisch schlechteres Szenario dargestellt wurde, welches 
allerdings nicht glaubwürdig gerechtfertigt werden konnte. Bisher wurden auch vier DOEs in 
ihrer Arbeit suspendiert. Bei Stichprobenkontrollen („spot checks“) wird die Arbeit der DOEs 
durch das CDM „Accreditation Panel“ bewertet. Die Gründe für bisherige Suspensionen von 
DOEs sind Inkompetenz des Personals in den Validierungs- und Verifizierungsteams, oder 
der fehlende Nachweis, dass unabhängige technische Überprüfungen stattgefunden haben 
und Probleme mit der internen Revision (vgl. SCHNEIDER und MOHR 2010, S. 9 ff.). 
Bereits 2006 wurden „spot checks“ bei drei DOEs durchgeführt, deren Ergebnis zeigte, dass 
die Leistungen mit einigen zentralen Anforderungen nicht konform waren. Bemängelt wurden 
die Kompetenzen hinsichtlich der Validierungs- und Verifizierungsfunktion, 
Qualitätssicherheit und Qualitätskontrollmechanismen, Übereinstimmung mit den CDM-
Anforderungen sowie verfahrensorientierte und operative Anforderungen wie beispielsweise 
das Management und die operativen Strukturen, Vertragskontrollen, Sicherstellung der 
Kompetenzen zur Durchführung von Validierungen und Verifizierungen und Einhaltung der 
eigenen festgelegten Prozesse. Vom CDM EB wurden deshalb von den drei DOEs 
Verbesserungsmaßnahmen gefordert, nach deren Umsetzung entschied das CDM EB die 
Akkreditierung nicht aufzuheben (vgl. SCHNEIDER 2007, S. 24).  
Als gegensteuernde Maßnahme für dieses dem CDM EB durchaus bekannten Problems 
wurde vom CDM EB ein „performance monitoring framework“ für DOEs eingeführt. Dadurch 
sollen Problembereiche identifiziert und Verbesserungen vorgenommen werden. Zudem wird 
ein „tool“ entwickelt, das den objektiven Nachweis der Additionalität vereinfachen soll (vgl. 
UNFCCC 2010a, S. 13).  
 
Zunehmend unter ökonomischen Druck geraten DOEs, da auf dem Markt der Validierung 
und Verifizierung enorme Konkurrenz herrscht. DOEs werden von den Projektbetreibern 
beauftragt deren Projekte auf Basis der PDDs zu bewerten. Hierbei liegt das Interesse der 
Auftraggeber natürlich in möglichst geringen Kosten für die Bewertung und in einem 
möglichst geringem Risiko zur Ablehnung oder Aufforderung zur Verbesserung der 
geplanten Maßnahme. Da seit 1. April 2007 erst nach Registrierung des Projekts beim CDM 
EB CERs für die durchgeführten Emissionsreduktionen ausgegeben werden können und 
nicht für bereits vor der Registrierung erreichte Reduktionen, müssen DOEs daher möglichst 
schnelle und günstige Leistungen anbieten, um am Markt reüssieren zu können. „In the 
worst case, this development could result in a „race to the bottom“. “ (SCHNEIDER 2007, S. 
20). Preise für die Validierung der Projekte rangieren in etwa zwischen 6.000 und 30.000 
Euro (siehe Tabelle 4), wobei in diesen Preisen bereits eine Ortsbegehung enthalten ist. In 
manchen Fällen wird für die Validierung nicht mehr Zeit als einige Tage aufgewendet. Im 
Falle einer negativen Beurteilung eines Projekts kommt es häufig zu einer Verweigerung der 
Zahlung der vereinbarten Gebühr durch den Projektbetreiber. Die im Falle eines 
gerichtlichen Vorgehens anfallenden Kosten und die rechtliche Unsicherheit in manchen 
Ländern führen in der Regel dazu, dass derartige Kosten dann nicht regressiert werden, 
wodurch der Druck auf DOEs Projekte weitgehend positiv zu beurteilen steigt (vgl. 
SCHNEIDER 2007, S. 19 ff.). 
 
Der bereits in Kapitel  5.4 erwähnte „brain drain“ von Personal der DOEs hin zu CDM-
Beratern aufgrund des „inside“-Wissens, das diese Personen vorweisen können, stellt die 
DOEs vor eine zusätzliche Problematik. DOEs sind daher dem Druck höherer Gehälter für 
ihr Personal ausgesetzt und nehmen weitaus mehr Aufträge an, als sie in angemessener 
Zeit bearbeiten können. Häufig wird eine Anzahlung von 50 % verlangt, die 
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Validierungsleistung erfolgt schließlich aber mit enormer Zeitverzögerung (vgl. WANG 2010, 
S. 2572 ff.). 
Eine Folge der zu geringen Qualifikation bzw. der durch den Konkurrenzdruck 
beeinträchtigten Arbeitsweise der DOEs ist die schlechte Qualität der zur Registrierung 
eingereichten PDDs, weshalb die angegebenen Daten und Fakten vom CDM EB und dem 
UNFCCC Sekretariat überprüft werden. Dies führt zu höherer Unsicherheit hinsichtlich der 
Registrierung als auch zu zeitlichen Verzögerungen. Der Anteil der direkt registrierten 
Projekte ist seit 2005 von 90 % auf 50 % im Jahr 2008 gesunken. Obwohl im Jahr 2010 eine 
Verbesserung erkennbar war, ist die Qualität der PDDs dennoch nach wie vor nicht 
entsprechend. Die mangelnde Qualität ist nicht zuletzt auch auf die Subjektivität der 
Auslegung und Anwendung der „baseline“ und „monitoring“ Methodologien sowie des 
Nachweises der Additionalität zurückzuführen (vgl. NYAORO und CHATTERJEE 2011, S. 18 
f.). 
 
Die von GOSH und YASMIN untersuchten PDDs indischer CDM-Projekte zeigten allerdings 
auf, dass oft nur Halbwahrheiten darin zu finden sind. „Claiming something, doing something 
else, and, in the end, showing yet another picture about what they have achieved” (GHOSH 
und YASMIN 2009, S. 132).  
Eine weitere Problematik, die bereits vor Implementierung des CDMs diskutiert wurde, ist 
jene der Anreizwirkung auf die an den Projekten teilnehmende Akteure und deren Motivation. 
Für private Akteure ist es durchaus möglich, dass in erster Linie kurzfristige Profite das Motiv 
sind. Vor allem in Entwicklungsländern existieren allerdings administrative Schwächen, die 
nicht zuletzt auch dazu führen können, dass Korruption stattfindet, um gewisse Projekte zu 
ermöglichen bzw. den Rahmenbedingungen des CDMs entsprechend darzustellen (vgl. 
REPETTO 2001, S. 317).  
Sowohl die Angabe falscher Daten und Fakten in den PDDs als auch die Korruptionsgefahr 
könnte durch eine genaue Prüfung und gegebenenfalls Richtigstellung durch die DOEs 
unterbunden werden. Aufgrund der dargestellten Situation, in der sich DOEs derzeit 
vorfinden, ist eine derartige Umsetzung allerdings nicht wahrscheinlich. 
 
Die Problematik der in der Literatur im Wesentlichen als mangelhaft dargestellten Arbeit der 
DOEs liegt in den regulatorischen Strukturen zur Validierung und Verifizierung der Projekte. 
Die Bezahlung der DOEs erfolgt durch die Projektbetreiber als Auftraggeber der Validierung 
und Verifizierung. Diese Schwäche der regulatorischen Strukturen hinsichtlich der 
Beauftragung der DOEs erhöht den ökonomische Druck auf diese. Dieser besteht in erster 
Linie aber deswegen, da Projektbetreiber auf Basis der ökonomischen Rationalität 
entscheiden und jene DOEs beauftragen, die einerseits geringe Kosten für Validierung und 
Verifizierung verrechnet als auch eine hohe Wahrscheinlichkeit der Registrierung des 
Projekts vermuten lässt.  
 
DOEs finden sich als privatwirtschaftliche Akteure auf einem Markt wieder, auf dem sie 
enormem Konkurrenzdruck und starkem „brain drain“ ausgesetzt sind und aufgrund der 
ökonomisch dominierenden Strukturen einen Ausgleich zwischen Effizienz und Kontrolle 
finden müssen.  
 
Aus zeitlicher Perspektive ist die einerseits möglichst rasche Bewertung (aus ökonomischen 
Zwängen heraus) der Projekte durch die DOEs zu erwähnen, die zwar zu einer frühen 
Einreichung führt, die schlechte Qualität der Arbeit gemäß dem zitierten Rating bewirkt 
dadurch aber häufig eine insgesamt zeitliche Verzögerung der Registrierung, da die Projekte 
und Bewertungen verbessert werden müssen oder im schlimmsten Fall abgelehnt werden, 
wodurch es zu keiner Umsetzung kommt. 
Die genannten Probleme in Bezug auf die Angabe falscher Daten, Unwahrheiten usw. in den 
PDDs führen einerseits zu einem verstärkten Prüfaufwand durch das UNFCCC, andererseits 
kann dies die ökologische Effektivität negativ beeinflussen, sofern der Betrug nicht 
aufgedeckt wird und dadurch CERs auf Basis von Emissionen ausgegeben werden, die in 
der Realität nicht eingespart wurden. 
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Ebenso wird die ökologische Effektivität aufgrund der unzureichenden Ausbildung und 
Kenntnis der BewerterInnen beeinflusst. Der Aspekt des Wissens über die Wahrheit zu den 
umgesetzten Projekten einerseits, ebenso wie jenes der Validierer hinsichtlich der 
Berechnungen spielt daher eine wesentlich Rolle.  
 
Die regulatorischen und ökonomischen Strukturen führen insgesamt zu ineffizienten 
Prozessen (Validierungen müssen überarbeitet werden, erhöhter Prüfaufwand durch 
UNFCCC usw.), die negativ auf die institutionelle Effektivität wirken und indirekt auch auf die 
ökologische Effektivität Einfluss nehmen können. 
5.9. Institutionelle und regulatorische Aspekte 
Die betrachteten institutionellen und regulatorischen Aspekte des CDMs umfassen sowohl 
die institutionelle Ausgestaltung sowie zu hinterfragende regulatorische Bestimmungen. 
Die Kontrolle von CDM-Projekten wurde von der Conference of the Parties (COP) an das 
CDM EB übertragen. Dieses hat diese Aufgabe an DOEs weitergeleitet. Das CDM EB ist in 
dieser doppelten Delegation in einer zweifachen Position dieser „principal-agent“-Situation. 
Einerseits ist sie „agent“ der COP, andererseits „principal“ der DOEs. Grundsätzlich könnten 
durch die Übertragung der Aufgabe der Bewertung und Kontrolle von Projekten an DOEs 
mehrfache Vorteile erzielt werden. Zum einen sind DOEs auf diese Aufgabe spezialisiert, 
zum anderen sind sie privatwirtschaftliche Akteure und lösen somit das Problem der 
fehlenden Ressourcen bei den United Nations. Die Problematik liegt allerdings darin, dass 
DOEs profitorientiert arbeiten und von den Projektbetreibern bezahlt werden. Die Situation 
der DOEs wurde bereits im vorangegangenen Kapitel erläutert. Daher entstanden Bedenken 
hinsichtlich der Objektivität der Bewertungen durch DOEs. Die Problematik ist eine 
institutionelle. Die Delegation erfolgte im Allgemeinen auf Basis des Ermessens der DOEs 
und weniger auf Basis von vorgegebenen Regeln. „Checks and balances“ der DOEs 
untereinander sollten die Arbeit der anderen kontrollieren. Mit zunehmenden Zweifeln 
hinsichtlich der Bewertung durch DOEs wurde das „Registration and Issuance Team“ durch 
das CDM EB geschaffen, die Kompetenz des UNFCCC Sekretariats wurde auf die 
Bewertung aller angefragten Registrierungen ausgeweitet und Stichprobenkontrollen, die bis 
zur Aufhebung der Akkreditierung von DOEs führen können, wurden eingeführt. Darüber 
hinaus wurden Stimmen zur Forderung nach einer stärker regelbasierten Bewertung und 
Einschränkung des Ermessensspielraumes der DOEs immer lauter. Um das Problem der 
Abhängigkeiten der DOEs zu lösen, sollten diese nicht von den Projektbetreibern bezahlt 
und ausgewählt werden. Eine Möglichkeit wäre die Zuteilung der DOEs durch das CDM EB 
oder das UNFCCC Sekretariat. Die Finanzierung der Bewertungen und Kontrollen durch 
DOEs könnte durch einen Anteil an den Einnahmen des CDMs erfolgen (vgl. LUND 2010, S. 
280 ff.).  
 
Die institutionellen Strukturen sowie die hierfür geltenden regulatorischen Bestimmungen 
können auch auf persönlicher Ebene zu Interessenskonflikten führen. 
Interessenskonflikte einzelner Personen, die im Bereich des CDMs tätig sind und parallel 
mehrere unterschiedliche Positionen innehaben, sind unvermeidbar und werfen ein schiefes 
Licht auf den Mechanismus. So war beispielsweise Lex de Jonge Chef des niederländischen 
„carbon offset purchase programms“, während er gleichzeitig Vorsitzender des CDM EBs 
war. Es existieren auch zahlreiche Vorwürfe gegenüber Mitgliedern des CDM EBs jene 
Projekte, in denen ihre Heimatstaaten oder dort ansässige Unternehmen involviert sind bzw. 
die in ihren Herkunftsländern umgesetzt werden sollen, besonders aktiv zu verteidigen. 
Barclays Capital gibt öffentlich bekannt, dass zwei Mitarbeiter des Teams auch Mitglieder 
des EBs sind. Wenn auch nicht unbedingt gleichzeitig engagiert, so sind Experten oft in 
zeitlichem Ablauf bei Institutionen oder privaten Unternehmen mit unterschiedlichen 
Interessen hinsichtlich des CDMs beschäftigt. Martin Enderlin war beispielsweise von 2001 
bis 2005 CDM Board Member, während er jetzt die Rolle des „directors of government and 
regulatory affairs“ bei EcoSecurities innehat (vgl. LOHMANN 2009b, S. 183 ff.).  
Auch Unternehmen wie PricewaterhouseCoopers agieren in zweifacher Rolle hinsichtlich 
des CDMs. Einerseits sind sie Rechnungsprüfer und Berater emissionsintensiver 
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Unternehmen, gleichzeitig aber sind sie auch Prüfer für CDM-Projekte. Auch CH2M Hill oder 
IFC Consulting bieten gleichzeitig ihre Berater- und Maklertätigkeit als auch 
Prüfungstätigkeiten für CDM-Projekte an (vgl. BACHRAM 2004, S. 4 f.). 
Durch das „outsourcing“ der Expertise zur Prüfung und Bewertung der Projekte an die DOEs, 
die privatwirtschaftliche Unternehmen darstellen, besteht ein erhöhter Bedarf an 
Transparenz und Berichterstattung. Zudem hat sich auf dem Markt der DOEs praktisch ein 
Oligopol gebildet, wodurch die DOEs hinsichtlich der Preissetzung für die Bewertung und 
Prüfung in einer mächtigeren Position sind, als Projektentwickler (vgl. CABELLO 2009, S. 
195). 
In einer Studie von FLUES et al. (2010) wurde untersucht inwiefern die Entscheidungen des 
CDM EBs in Bezug auf neue Methodologien bzw. Registrierung von Projekten von den 
unterschiedlichen Stakeholdern beeinflusst werden. Deren Erkenntnisse halten fest, dass 
sich das CDM EB in seinen Entscheidungen grundsätzlich den Qualitätskriterien verpflichtet 
fühlt. Sowohl bei der Bewilligung von Methodologien als auch bei der Registrierung von 
Projekten stellt die Qualität einen entscheidenden Faktor dar. Dennoch wurden auch polit-
ökonomische Variablen als die Entscheidung beeinflussend festgestellt. So werden vom 
CDM EB tendenziell Projekte favorisiert, die für die CDM EB-Mitglieder relevant sind. Dies 
trifft sowohl auf Gastgeber- als auch auf Käuferstaaten zu, wobei die Rolle letzterer 
signifikanter für die Projektentscheidung ist. Bei Methodologien hingegen spielt der Einfluss 
durch Gastgeberländer eine wichtigere Rolle. Während also CDM EB-Mitgliedschaft verstärkt 
relevant ist für die Entscheidung, ergibt die Analyse der Beratungsunternehmen, dass sie 
durch Länderrepräsentanten im CDM EB keine wesentlichen Vorteile daraus ziehen können. 
Projekte und Methodologien, in denen die Weltbank als Akteur involviert ist, zeigen eine 
höhere Wahrscheinlichkeit des Erfolgs. Weiters wurde festgestellt, dass „small-
scale“ Projekte wesentlich einfacher registriert werden (ohne kritischer Diskussion). 
Grundsätzlich ist auch festzuhalten, dass die Projektregistrierungsraten höher sind als jene 
für die Bewilligung von Methodologien, dennoch sind in beiden Fällen die polit-ökonomischen 
Erwägungen signifikant. Über den Zeitverlauf betrachtet, wurde festgestellt, dass die 
Entscheidungsfindung des CDM EBs mit dessem fortschreitenden Bestehen strenger wurde 
– einhergehend mit der steigenden Anzahl bereits bewilligter Methodologien und 
genehmigter Projekte (vgl. FLUES et al. 2010, S. 18 ff.).  
 
Auch innerhalb des CDM EBs, das als zuständiges Organ für die Umsetzung der Strategien 
und Ziele, die von der COP festgelegt werden, dient, sind deren Handlungsweisen häufig 
durch ineffiziente Entscheidungen geprägt. Themenbereiche werden häufig nur teilweise 
oder nicht angemessen diskutiert und gelöst, zeitliche Verzögerungen entstehen. Oft fehlen 
auch klare Vorgaben für Richtlinien zu diversen Projekten. Auch der Entscheidungsprozess 
der Registrierung von Projekten und der Ausgabe von CERs könnte in seinem Ablauf 
wesentlich effizienter gestaltet werden. Die für den Nachweis der Additionalität 
anzuwendenden „tools“ („tool for demonstration and assessment of additionality“ oder 
„combined tool to identify the baseline scenario and demonstrate additionality”) erhöhen zwar 
die Effektivität des CDMs, dennoch fehlt es teilweise an Vorgaben zur Anwendung, weshalb 
es immer wieder zu Fehlern kommt und somit zusätzliche Emissionen entstehen (vgl. 
NYAORO und CHATTERJEE 2011, S. 12 f.). 
 
Die komplexen regulatorischen Anforderungen führen (neben anderen Bedingungen) dazu, 
dass bestimmte gesellschaftliche Akteursgruppen von der Teilnahme am CDM selektiv 
ausgeschlossen werden.  
Nicht nur auf der Käuferseite der CERs finden sich große Emittenten von Treibhausgasen 
wie Shell, BHP-Billiton, EDF, Endesa usw., sondern auch auf der Verkäuferseite finden sich 
derartige Unternehmen, die große Verbraucher fossiler Brennstoffe sind, z.B. Sasol (South 
Africa), Tata Group (Indien) oder Hu-Chemas Fine Chemical (Korea). Es sind in erster Linie 
diese finanziell gut aufgestellten Unternehmen, die die finanziellen und bürokratischen 
Anforderungen bewerkstelligen können, die für die Registrierung von CDM-Projekten 
notwendig sind. Die Intention dieser Unternehmen ist es nicht, ihre Länder durch den Wandel 
zu einer „low-carbon future“ aus der Abhängigkeit fossiler Brennstoffe zu führen, sondern 
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vielmehr die möglichen Gewinne aus dem Verkauf von CERs (vgl. LOHMANN und SEXTON 
2010, S. 9 ff.). 
 
Darüber hinaus existieren einige Regelungen des CDMs, die zum einen zu einer Förderung 
bisheriger „Klimasünder“ führt und zum anderen teilweise die Nutzung fossiler Energieträger 
unterstützt. Diese Problematik soll in den folgenden Aspekten näher erläutert werden. 
 
Der „Grid Emission“-Faktor wird definiert als durchschnittliche „carbon intensity“ des 
Elektrizitätssystems im Gastgeberland. Dadurch wird festgelegt wie viele CERs durch ein 
Projekt erneuerbarer Energien erhält, wenn eine GWh in das nationale Netz eingespeist wird. 
Aufgrund dieser Festlegung nimmt der „Grid Emission“-Faktor wesentlichen Einfluss auf die 
mögliche Generierung von CERs. In Südafrika beispielsweise beträgt der GEF 980 
tCO2/GWh, das bedeutet, dass ein Projekt durch die Einspeisung von Strom aus 
erneuerbaren Energien für jede produzierte und eingespeiste GWh 980 CERs erhält. Die 
bisherige nationale Energieversorgung nimmt daher wesentlichen Einfluss auf die 
Umsetzung von CDM-Projekten im Bereich erneuerbarer Energien. Hierzu zählen 
beispielsweise Wasserkraftwerke, stromerzeugende Biomasseprojekte oder „demand-
side“ Energieeffizienzprojekte (z.B. der Einsatz von Kompaktleuchtstofflampen). Von den 
AutorInnen betrachtete LDCs mit geringen GEFs sind zum Beispiel Ethiopien, Mozambique 
oder Zambia, hohe GEFs weisen allerdings Burkina Faso, Mali, Rwanda oder Senegal auf 
(vgl. ARENS et al. 2011, S. 12 f.).  
 
Ein weiterer Aspekt in Zusammenhang mit der Förderung fossiler Energieträger durch den 
CDM ist jener der Beibehaltung bestehender Abhängigkeiten von diesen. 
Der CDM ist so angelegt, dass er auf Projektbasis umgesetzt wird. Das bedeutet auch, dass 
die Abgrenzung zum nachhaltigen Beitrag und zur Senkung von Treibhausgasemissionen 
auf Basis dieser einzelnen Maßnahmen erfolgt. Durch diesen fokussierten Blick auf eine 
spezielle Maßnahme wird oft verhindert, den gesamten Kontext zu sehen. So wird 
beispielsweise bei Kohlebergwerken oder der „off-shore“-Förderung von Erdöl Methan frei, 
das eine 21-fach höhere Treibhausgaswirksamkeit besitzt als CO2. Durch „capturing“ und 
Nutzung des frei werdenden Methans erhalten derartige Projekte CERs, wodurch letztendlich 
die Förderung fossiler Brennstoffe zusätzlich gefördert wird und dies der eigentlichen 
klimapolitischen und nachhaltigen Intention des CDMs widerspricht (vgl. PEARSON 2007, S. 
249 f.).  
 
Aufgrund der Möglichkeiten für Industriestaaten ihre Emissionen durch Einsparungen, die in 
Entwicklungsländern vorgenommen werden, kostengünstig zu kompensieren, bedarf es in 
den Industrieländern keiner Reduktion und somit keiner Änderung der Technologien. 
Dadurch, dass beispielsweise Energiesysteme nicht „de-carbonised“ werden müssen, kommt 
es zu einem sogenannten „technological lock-in“. Dieses Phänomen kann genauso in 
Entwicklungs- und Schwellenländern beobachtet werden. Sofern durch den CDM finanzielle 
Unterstützung für CO2- oder energieintensive Aktivitäten (z.B. Nachrüstung von Stahlwerken 
zur Verbesserung der Energieeffizienz) geliefert wird, gibt es keinen Anreiz diese zu 
vermindern. Es werden im Gegenteil die Aktivitäten noch ansteigen aufgrund der Gewinne 
aus dem CDM und dadurch wird in diesen Ländern ebenfalls ein „technological lock-
in“ verursacht. Auch auf politischer Ebene mag der CDM eine kontraproduktive 
Anreizwirkung haben. Da für die Prüfung der Additionalität und der „baseline“ sowohl 
internationale als auch nationale Programme und Umstände berücksichtigt werden sollen, 
existiert ein Anreiz für Entwicklungsländer, dass diese keine klimaschonenden Politiken und 
Maßnahmen umsetzen. Hiefür wurde deswegen die E+/E- -Regel eingeführt, die derartige 
perverse Anreize vermeiden soll. Bei der Berechnung der „baseline“ können daher politische 
Maßnahmen, die emissionsarme Technologien unterstützen (type E-), unberücksichtigt 
bleiben, da sie die „business-as-usual“-Emissionen vermindern würden. Ebenso sollen 
Maßnahmen und Programme, die die fossile Abhängigkeit weiter fördern, aus der 
Berechnung der „baseline“ ausgenommen werden, da dadurch die „business-as-usual“-
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Emissionen erhöht werden. Damit soll einem „political lock-in“ vorgebeugt werden (vgl. 
MONCEAU et al. 2011, S. 7 f.).  
 
Die Möglichkeit zur regulatorischen Verflechtung des CDMs mit nationalen bzw. regionalen 
Emissionshandelsystemen kann aufgrund des Kostenarguments zu einer breiteren 
Anwendung der ökonomischen Mechanismen zu Reduktion beitragen. 
Zertifikate aus Offset-Mechanismen wie dem CDM wirken sich auf die gesamten 
Vermeidungskosten für Treibhausgasemissionen aus. Da die Einsparung in Entwicklungs- 
und Schwellenländern in der Regel günstiger ist als in Industriestaaten, vermindert die 
Verknüpfung von nationalen oder regionalen Emissionshandelsystemen (wie beispielsweise 
ETS, Australien, UK usw.) mit den flexiblen Mechanismen des Kyoto-Protokolls die 
Gesamtkosten. Dies unterstützt allerdings die Möglichkeit nationale oder regionale 
Emissionshandelssysteme auf wirtschaftliche Sektoren auszuweiten, die hohe 
Vermeidungskosten hätten. Durch die Möglichkeit CERs oder ERUs zur Erfüllung ihrer 
Emissionsminderungspflichten zu verwenden, ist eine Ausweitung auf weitere Sektoren 
leichter zu argumentieren (vgl. HOOD 2010, S. 46).  
 
Die hier betrachteten Aspekte beziehen sich sowohl auf institutionelle Gegebenheiten des 
CDMs und auf regulatorische Vorgaben, als auch auf deren Zusammenwirken. 
Zeitliche Verzögerungen durch Diskussionen zu Verbesserungen der Regelungen in Bezug 
auf deren Umsetzung führen dazu, dass bekannte Schwächen des CDM-Systems länger 
bestehen bleiben und dadurch auch die ökologische Effektivität negativ beeinflusst werden 
kann. Ebenfalls sorgen die oft nicht hinreichenden Richtlinien zur Anwendung von 
„tools“ usw. dafür, dass eine subjektive, unterschiedliche Auslegung dieser in deren 
Anwendung erfolgt und dadurch zusätzliche Emissionen entstehen können. Auch die 
doppelten Prüfstrukturen, der DOEs einerseits und des RITs sowie des UNFCCC 
Sekretariats andererseits, die aufgrund der schlechten Qualität der PDDs entstanden sind, 
bedeuten einen zeitlichen Mehraufwand sowie institutionelle Ineffizienz.  
 
Die bestehenden Interessenskonflikte der unterschiedlichsten Akteure des CDMs sind nur 
möglich, weil es die regulatorischen Gegebenheiten erlauben. Es besteht daher eine 
gewisse Unsicherheit hinsichtlich der ökologischen Integrität bei den getroffenen 
Entscheidungen. Eine mögliche Lösung dieser Konflikte könnte beispielsweise eine 
„Konkurrenzklausel“ für CDM EB Members sein, oder Kontrollmechanismen, die verhindern, 
dass andere Interessen als die der Funktion entsprechenden Anwendung finden. Auswirkung 
auf die ökologische Effektivität kann hierbei nicht pauschal als positiv oder negativ beurteilt 
werden, sondern ist im Wesentlichen von den im Einzelfall bevorzugten Methodologien oder 
Projekten abhängig. 
 
Ökonomische Anreize des CDMs können die regulatorischen Bedingungen hinsichtlich des 
„linkings“ mit anderen nationalen oder regionalen Emissionshandelssystemen begünstigen 
und ein Argument zur Ausweitung der von Reduktionspflichten betroffenen Sektoren liefern. 
Hierbei besitzen ökonomische Strukturen und Verhaltensweisen durchaus ein der 
ökologischen Effektivität zuträgliches Potential, zumal davon ausgegangen werden kann, 
dass einmal durchgeführte Energieeffizienzmaßnahmen oder der Einsatz erneuerbarer 
Energieträger nicht wieder rückgängig gemacht wird und eine Ausweitung der verpflichteten 
Akteursgruppe erfolgt. Der CDM schafft dadurch als ökonomisches Instrument indirekt einen 
Einfluss auf potentielle Maßnahmen. 
 
Selektivitäten in der Teilnahme am CDM entstehen durch den Komplex an Regelungen, der 
für potentielle Projektbetreiber in Entwicklungsländern kaum überschaubar ist. Große 
Unternehmen hingegen verfügen über das Know-How und die Kapazitäten zur Umsetzung 
weshalb aufgrund des regulatorischen Regelwerks, Die grundsätzliche Intention der 
verstärkten Einbeziehung der Entwicklungsländer in die in Bezug auf den Klimaschutz 
durchgeführten Maßnahmen führte schlussendlich zu einer Selektivität, die bestimmte 
Gesellschaftsgruppen von der Teilnahme ausschließt. Die Intention weshalb Unternehmen in 
85 
CDM-Projekte investieren ist aus ökologischer Perspektive nicht relevant, könnte jedoch 
Auswirkungen auf die Nachhaltigkeit der Projekte zeigen. Hierbei ist eine Diskrepanz 
zwischen den Ansprüchen der ökologischen Effektivität (dass Emissionsreduktionen 
tatsächlich stattfinden) und den entwicklungspolitischen Unterstützungen zu verorten.  
 
Die Phänomene „technical“ bzw. „political lock-in“ weisen einen zeitlichen Aspekt auf, der 
nicht auf die Zukunft, sondern auf die Vergangenheit bezogen ist. Das bisherige Verhalten 
zur Nutzung fossiler Energieträger wird als Ausgangsbasis für potentielle 
Emissionsreduktionen herangezogen. Je fossiler die Nutzung bisher, desto „ökologisch 
besser erscheint“ die Maßnahme. Weiters trägt die Fokussierung auf Projektgrenzen zu 
diesem Phänomen bei. Die Nutzung fossiler Energieträger wird hierbei zusätzlich durch den 
CDM noch unterstützt. Eine aus zeitlicher Hinsicht der ökologischen Effektivität nicht 
zuträgliche Regelung, zumal dies nicht zum Umstieg auf neue Energie- und 
Endnutzungsformen beiträgt. Es kann dadurch ein deutlicher Kontrast zwischen 
„technological lock-in“ und nachhaltiger Entwicklung beobachtet werden. 
5.10. Sonstige Aspekte 
Die sonstigen in der Literatur zu CDM vorgefundenen Aspekte, die in Zusammenhang mit 
dem Erfolg des CDMs stehen, betreffen die Einbeziehung von Stakeholdern vor Umsetzung 
der Projekte sowie das durch den CDM geschaffene Bewusstsein für 
Klimaschutzmaßnahmen. 
Die Richtlinien für die Miteinbeziehung von Stakeholdern sind allgemein und vage definiert 
und werden dadurch in ihrer Umsetzung nicht sehr ernst genommen. So wurden 
beispielsweise in PDDs von zwei registrierten HFC-23-Projekten identische Aussagen 
(einschließlich ihrer Grammatikfehler) von Stakeholdern festgestellt. Auch bei drei 
registrierten Biomasse-Projekten wurden „copy-paste“-Aussagen von Stakeholdern entdeckt. 
Bei einer Vor-Ort-Überprüfung eines Wasserkraftprojekts durch eine NGO wurde festgestellt, 
dass die Konsultation der Stakeholder gänzlich unangemessen waren, sowohl hinsichtlich 
der Information zum Projektplans und dessen Auswirkungen, ebenso wie die Einbeziehung 
der Stakeholder in den Evaluierungsprozess. Dennoch wurde dieses Projekt von einer DOE 
positiv beurteilt und zur Registrierung eingereicht (vgl. HAYA 2007, S. 9).  
Zudem sind die der Öffentlichkeit zur Verfügung gestellten PDDs in der Regel mit 
technischen Details versehen und häufig nur in Englisch verfügbar. Oft werden die 
betroffenen Stakeholder von der Information, dass eine Möglichkeit zur Stellungnahme 
besteht sowie deren Frist, nicht erreicht. Dies ist mitunter ein Grund, weshalb Kommentare 
nicht sehr häufig unterbreitet werden. Sofern Kommentare abgegeben werden, diese aber 
nicht technischer Natur sind, werden diese oft nicht in den Empfehlungen der Validierer 
behandelt (vgl. KILL et al. 2010, S. 63).  
 
Ein weiterer Aspekt, der die tatsächliche Umsetzung von CDM-Projekten beeinflusst, ist die 
Kenntnis hiervon bzw. das dadurch geschaffene Bewusstsein in Bezug auf klimarelevante 
Maßnahmen. 
Durch die Präsenz der Projekte in Entwicklungsländern erhöht der CDM das Bewusstsein für 
Klimaschutzmaßnahmen in diesen Staaten. Dies führt auch dazu, dass klimarelevante 
Überlegungen auf Unternehmensentscheidungen Einfluss nehmen. Nicht zuletzt wird 
Projektentwicklern vor Ort die Möglichkeit gegeben eigene Projekte zu entwickeln und nicht 
in Abhängigkeit der Geberländer zu stehen (vgl. DEHSt 2008a, S. 12).  
Besonders in Indien ist das Bewusstsein für die möglichen Gewinne aus CDM-Projekten 
sehr stark ausgeprägt. Die berechtigte Hinterfragung der Zusätzlichkeit vieler Projekte liegt 
nicht nur an dem „Laissez-faire“-Kurs der indischen CDM-Genehmigungsbehörde, sondern 
auch an der Vielzahl an Beratern, die ihre Dienstleistung Industrieunternehmen von sich aus 
anbieten. Diese Berater suchen Unternehmen auf und bieten an Projektdokumente für in 
diesen Firmen geplante Projekte zu erstellen. Das Honorar beinhaltet hierbei keinen 
Basispreis, sondern besteht aus einem Anteil der künftig generierten CERs. Für die 
umsetzenden Unternehmen besteht daher kein Risiko (vgl. MICHAELOWA 2007, S. 23). 
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Die Wahrnehmung des CDMs in Entwicklungsländern stellt sich aus folgenden 
Betrachtungen durchaus differenziert zu jener in Industrieländern dar. 
Die öffentliche Darstellung und Wahrnehmung von Investitionen in Projekte in 
Entwicklungsländern erfolgt sehr häufig nach folgendem Muster: große, in hohen Mengen 
Treibhausgas emittierende Unternehmen investieren in Projekte, die zum Offsetting ihrer 
Emissionen beitragen und bewerben diese schließlich öffentlichkeitswirksam. Das 
Unternehmensimage soll dadurch aufgewertet werden, wofür durchaus hohe Summen in 
Beratungstätigkeiten investiert wird. Die tatsächlichen ProjektmitarbeiterInnen bleiben in der 
Regel ungenannt im Hintergrund (vgl. LOHMANN 2008a, S. 364). Der Großteil der 
Emissionsgutschriften geht an umweltverschmutzende Unternehmen, da sich diese 
qualifiziertes Personal zur Projektplanung und –umsetzung sowie die 
Registrierungsgebühren beim UNFCCC leisten können. Dennoch sind dies oft Unternehmen, 
gegen die die lokale Bevölkerung zum Schutz ihrer Lebensgrundlagen und Gesundheit 
ankämpft (vgl. LOHMANN 2006).  
 
Die offenbar nicht funktionierende Einbeziehung der Stakeholder kann zu den in Kapitel  5.3 
genannten Auswirkungen des CDMs auf die Bevölkerung führen. Zu Hinterfragen bleibt 
weshalb diese nicht stattfindet. Als plausibler Grund kann hier ökonomisches Kalkül 
(Zeitaufwand und mögliche, notwendige, kostenerhöhende Verbesserungen des Projekts) 
zur Erklärung dienen, wodurch die ökonomisch dominierten Handlungsweisen nicht nur auf 
die ökologische Effektivität Auswirkung zeigen, sondern in Form von direkten Folgen auf die 
Bevölkerung zum Vorschein treten. Darüber hinaus kann die Ursache in den regulatorischen 
Gegebenheiten zur Überprüfung der Stakeholdermiteinbeziehung liegen.  
 
Erhöhtes Bewusstsein birgt das Potential zusätzlicher ökologischer Effektivität in sich, zumal 
bei Bekanntsein der Technologien und Strategien zur effizienten Energienutzung auch ein 
ökonomischer Anreiz für Nicht-CDM-Teilnehmer zu Umsetzung bestimmter Maßnahmen 
besteht. Das Beispiel indischer CDM-Berater, die von sich aus aktiv werden, um 
Unternehmen ihre Dienstleistungen für die Umsetzung eines CDM-Projekts anbieten, 
spiegelt auch hier die Wirkung der ökonomischen Anreizstrukturen des Mechanismus wider. 
Sofern es sich dabei um Projekte mit tatsächlichen Emissionsreduktionen handelt, ist dieser 
Anreiz in Bezug auf die ökologische Effektivität durchaus positiv zu sehen. 
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6. Conclusio 
Im Folgenden werden die von KÜTTING benannten Determinanten der ökologischen 
Effektivität in Bezug auf die in Kapitel  5 beleuchteten Aspekte des CDMs reflektiert, bevor 
unter der Perspektive der Regimetheorie ein allgemeines Resümee hinsichtlich des CDMs 
und seinem Beitrag zur Effektivität des Regimes gezogen wird. 
 
Insgesamt konnte bei der Literaturrecherche festgestellt werden, dass die vorgefundene 
Literatur unterschiedlicher Quellen durchaus als kritische in Betracht auf die bisherige 
Entwicklung des CDMs zu bezeichnen ist. Positive Aspekte werden am Rande beleuchtet, 
Zweck und Fokus der Beiträge liegen in der Regel auf spezifischen Kritikpunkten oder in der 
Darstellung eines Überblicks der Problemfelder. 
Die Probleme des CDMs werden zum Teil in Form von durchgeführten Studien empirisch 
nachgewiesen und unterstreichen damit ihre Relevanz. Dennoch gilt es auch festzuhalten, 
dass die Ansprüche des CDMs sehr umfangreich sind und zahlreiche Aspekte umfassen, 
weshalb hierfür ausreichend Potential für Kritik besteht. 
Ein grundlegender Anspruch des CDMs ist es die Annex I-Staaten bei der Erfüllung ihrer 
Reduktionspflichten zu unterstützen. Inwiefern der Mechanismus den ökologischen 
Anforderungen gerecht wird, soll in den folgenden Kapiteln in Bezug auf die Determinanten 
der ökologischen Effektivität diskutiert werden. 
6.1. Ökonomische Strukturen 
Die Dominanz der Ökonomie ist nicht nur in der Umsetzung, sondern auch in der Konzeption 
des CDMs unbestreitbar. So gelten die flexiblen Mechanismen des Kyoto-Protokolls als 
neoliberaler Ansatz zur Erreichung des 2°C-Ziels. Auf Basis dieser marktorientieren Lösung 
sollen Staaten ihre Emissionsreduktionsziele günstiger erreichen können. Eine 
kosteneffiziente Möglichkeit zur gesamten Treibhausgasreduktion sollte durch diese 
Mechanismen geschaffen werden, die eine darüber hinausgehend nachhaltige, positive 
Wirkung auf die Entwicklung in Entwicklungsländern zeigen soll. 
 
Der Einfluss der Ökonomie ist allerdings nicht nur in der grundlegenden Ausgestaltung des 
CDMs als Teil des Klimaregimes erkennbar, sondern prägt auch die Handlungspraxis der an 
diesem Mechanismus teilnehmenden Akteure. Wenngleich diese auf Basis unterschiedlicher 
Zielsetzungen und den ihnen zu Grunde liegenden verschiedenartigen ökonomischen 
Strukturen in Form von differenter Handlungslogiken agieren, so zeigt sich dennoch 
profitorientiertes Handeln in den diversen Aspekten und über unterschiedliche 
Gesellschaftsgruppen hinweg. 
Die Abbildung der Ökonomie in den Handlungspraktiken der Akteure verdeutlichen 
BIESECKER und WINTERFELD in sehr markanter Weise. „Dass aber überhaupt ein solcher 
Ausweichmechanismus (Anm. CDM) erfunden wurde, macht deutlich, wie stark die 
Marktlobbyisten in den Klimaverhandlungen sind. ...Es ist eine globale Vermarktlichung – die 
Globalisierung erhält einen grünen Anstrich. Aber sie ändert nicht ihre Art der ökonomischen 
Rationalität.“ (BIESECKER und WINTERFELD 2008, S. 194 f.).  
 
In der Umsetzung des CDMs zeigen sich unterschiedliche Aspekte, die auf die 
ökonomischen Grundsätze in der Gesellschaft und zurückzuführen sind und die in der 
bisherigen Erfahrung bei der Durchführung von Projekten beobachtet wurden. 
Ökonomische Anreize durch die Einnahme von CERs und profitorientiertes Verhalten der 
teilnehmenden Akteure führen dazu, dass regulatorische Unklarheiten zu „leakage“ bzw. zur 
Nicht-Additionalität der in Form von CERs anerkannten Emissionen führen. Ebenso können 
der Umgang mit Risiken (höhere Risiken in Zusammenhang mit LDCs und dadurch geringe 
Investitionstätigkeit, Risikostreuung in Form von „securitization“), die mangelhafte Qualität 
der PDDs oder strategisches Marktverhalten auf die ökonomische Rationalität der 
Verhaltens- und Denkstrukturen zurückgeführt werden. 
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Die Vorstellung, dass Umweltprobleme mittels neuer Technologien lösbar sind, und bisherige 
Lebensstile und Konsummuster weitgehend beibehalten werden können, entspricht der in 
den ökonomischen Strukturen verankerten Herangehensweise zur Problemlösung in Form 
der Ökonomisierung der Umwelt (gemäß den Ausführungen von KÜTTING werden aus 
ökonomischer Perspektive technologische Innovationen als Lösung der Klimaproblematik 
gesehen). Hierbei gilt zu beachten, dass die bestehenden, ökonomisch geprägten, 
gesellschaftlichen Strukturen und das profitmaximierende Verhalten der Akteure in einer 
wechselwirkenden Beziehung stehen. Die angewandten Verhaltensmuster festigen 
bestehende Strukturen, ebenso wie deren Existenz auf das Verhalten wirkt.  
Insgesamt kann konstatiert werden, dass die ökonomische Rationalität zu Verhaltensweisen 
führt, die im Wesentlichen (dargelegt anhand zahlreicher Beispiele in Kapitel  5) der 
ökologischen Effektivität des CDMs nicht zuträglich sind. Daraus kann der Schluss gezogen 
werden, dass die von KÜTTING geforderte Perspektive, die Ökonomie als Teil des 
ökologischen Systems, in der Umsetzung des CDMs nicht widergespiegelt wird. 
6.2. Zeit 
Zeit spielt hinsichtlich der ökologischen Effektivität des CDMs eine wesentliche Rolle, von 
der längeren Dauer der Bearbeitung von Projekten in LDCs (nicht zuletzt auch auf 
Banalitäten wie lange Flugreisen zurückzuführen) bis hin zur Verweildauer der 
Treibhausgase in der Atmosphäre (die im Falle von PFC-14 einen Zeitraum von 50.000 
Jahren beträgt), wodurch die Vielseitigkeit dieses Aspekts zum Ausdruck gebracht wird.  
Die in Kapitel  5 angeführten Aspekte des CDMs beinhalten einerseits eine zeitliche 
Komponente hinsichtlich der Umsetzung auf Projektebene im Rahmen dieses Mechanismus, 
andererseits wirken diese darüber hinaus auch langfristig auf die gesellschaftlichen 
Strukturen und Verhaltensweisen sowie auf das Klimaregime als Gesamtes und die auf der 
Erde stattfindenden natürlichen Prozesse. 
Die Dauer administrativer Prozesse (sowohl die Prozesse in Zusammenhang mit dem 
Projektzyklus als auch jene der internen Organisation und Ausarbeitung adaptierter 
Richtlinien des UNFCCC), die im Grunde genommen der institutionellen Effektivität 
zuzuordnen sind, aber gemäß den Ausführungen von KÜTTING durchaus auch auf die 
ökologische Effektivität Einfluss nehmen können, sowie ökonomische Strukturen, die zur 
Verlängerung dieser Prozesse beitragen (beispielsweise die Verzögerung von Validierungen 
aufgrund der Annahme einer zu hohen Anzahl an Aufträgen) zeigen eine vergleichsweise 
geringe Wirkung auf die ökologische Effektivität, sofern die Projekte schließlich umgesetzt 
werden. Grundsätzlich ist hierbei auch zu berücksichtigen, dass die umgesetzten 
Maßnahmen für eine bestimmte Zeit durch ihre Reduktion CERs generieren, wobei in den 
meisten Fällen davon ausgegangen werden kann, dass einmal umgesetzte 
Effizienzmaßnahmen oder der Einsatz erneuerbarer Energieträger über die Projektlaufzeit 
hinaus von Wirksamkeit sein werden. 
 
Von mittelfristiger Wirkung kann die Problematik der Additionalität, potentielle 
„leakages“ sowie „technological“ bzw. „political lock-in“ als der ökologischen Effektivität nicht 
förderlich gesehen werden. Die genannten Phänomene führen allesamt nicht zur 
langfristigen Lösung des Problems anthropogenen Klimawandels, sondern erwirken vielmehr 
eine zeitliche Verschiebung in die Zukunft. Je besser, das heißt je effizienter die Technologie, 
desto länger der Aufschub. Die Verlagerung der Reduktionspflichten der Industriestaaten in 
Entwicklungsländer bewirkt in Industrieländern ein Festhalten an bestehenden 
Produktionsweisen. Die Konzentration der Treibhausgase steigt aufgrund von nicht realen 
Reduktionen weiter an und verstärkt den Klimawandel. 
 
Aus regimetheoretischer Perspektive sind es die Strukturen des UNFCCC, die auf Basis des 
gemeinsam festgelegten Ziels der Stabilisierung der Treibhausgase auf einem Level, das 
den menschlich induzierten Gefahren für das Klimasystem vorbeugt, den zeitlichen Aufwand 
der Verhandlungen und Entscheidungsfindung nicht zuletzt auch durch die bestehenden 
organisatorischen Strukturen minimieren sollen. Dennoch ist anhand der bisherigen 
Zeitdauern von Verhandlungen bis zur Verabschiedung des Kyoto-Protokolls und schließlich 
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dessen Implementation, ebenso wie der Gestaltung des Verhandlungsfortschritts in Bezug 
auf ein Abkommen nach dem Kyoto-Protokoll ersichtlich, dass es sich dabei um enorme 
zeitliche Verschiebungen der Reduktionsmaßnahmen in die Zukunft handelt. Ein 
wesentlicher Aspekt ist die zeitliche Beschränkung des Kyoto-Protokolls, des einzig 
verbindlichen Abkommens auf internationaler Ebene, in Bezug auf die Reduktion der 
Treibhausgasemissionen auf das Jahr 2012. Auch die Festlegung des Jahres 1990 als 
„baseline“ stellt eine aus ökologischer Hinsicht zu hinterfragende Entscheidung dar, zumal 
die Problematik der „hot air“ besteht und darüber hinaus die zu diesem Zeitpunkt 
vorgefundene Verteilung der Treibhausgasemissionen als statische Ausgangsbasis für die 
Verhandlungen angenommen wurde. Die Reduktionen einzelner Länder wurden in Bezug 
auf die in diesem Jahr ausgestoßenen Emissionen verhandelt. 
 
Grundsätzlich und langfristig stellt sich die Frage, ob die politisch vereinbarten 5 % an 
Treibhausgasreduktionen (sofern diese durch Abkommen des Klimaregimes tatsächlich 
erreicht werden) auch den ökologischen Erfordernissen entsprechen. Es existieren hierbei 
offensichtlich unterschiedliche „time frames“ und Rhythmen zwischen den natürlichen 
Prozessen der Umwelt und jenen der Gesellschaft. Ersichtlich ist diese Diskrepanz in der 
Nutzung fossiler Brennstoffe, die über Jahrmillionen entstanden sind und seit Beginn der 
Industriellen Revolution in derart hohem Ausmaß verbraucht wurden, dass mittlerweile eine 
Diskussion über deren gänzlicher Erschöpfung in absehbarer Zeit entstanden ist. Anhand 
dieses Beispiels ist die ökonomische Nutzung ökologischer Rhythmen markant dargestellt 
(auch die Verwendung erneuerbarer Rohstoffe zur Energiegewinnung kann hierür als 
Beispiel genannt werden). Die Verweildauer mancher Treibhausgase in der Atmosphäre 
(siehe Tabelle 1) ist ein weiteres Indiz auf die unterschiedlichen Rhythmen, die 
nebeneinander existieren und die auch dazu führen, dass heute erreichte Reduktionen die 
Konzentration nicht unmittelbar senken, sondern aufgrund der Verweildauer der Gase in der 
Atmosphäre erst zeitlich verzögert wirksam werden. 
Hinsichtlich der möglichen Erreichbarkeit besteht zwischen der Zeitkomponente und jener 
der Wissenschaft ein gewisser Konnex, da erst durch wissenschaftliche Analysen 
sichergestellt werden kann in welchem Ausmaß Reduktionen erforderlich sind, um die 
Konzentration der Treibhausgase auf das von der Wissenschaft festgelegte erforderliche 
Level zu senken. 
In Zusammenhang mit den ökonomischen Strukturen stellt die zeitliche Komponente der 
aktiven Handlungen zur Reduktion des Ausstoßes von Treibhausgasen eine einflussreiche 
dar. In zahlreichen volkswirtschaftlichen Studien wird bescheinigt: je früher die Reduktion 
erfolgt, desto geringer die gesamtgesellschaftlichen Kosten (für Maßnahmen zur Reduktion 
sowie aus den entstandenen Schäden durch den Klimawandel). 
6.3. Rolle der Wissenschaft 
Auch die Rolle der Wissenschaft kann unter einem zeitlichen Aspekt betrachtet werden. So 
impliziert die Existenz von Wissen nicht unbedingt, dass daraus Handlungen abgeleitet 
werden. Der wissenschaftliche Nachweis der verstärkten Treibhausgaskonzentration in der 
Atmosphäre und die dadurch bewirkte Erderwärmung wurde 1896 vom schwedischen 
Wissenschaftler Arrhenius erbracht. Erst 1988 gelangte dieses Phänomen mit dem Ziel die 
Treibhausgasemissionen zu senken auf die politische Tagesordnung und das IPCC mit der 
Aufgabe der Bereitstellung der wissenschaftlichen Grundlagen wurde gegründet (vgl. 
KROMP-KOLB und FORMAYER 2005, S. 177). 
Die Rolle des IPCC war in seinen Anfangsjahren in erster Linie durch die Dominanz von 
Wissenschaftlern aus den Industriestaaten geprägt, die nicht zuletzt auch auf bestehenden 
Wissensasymmetrien zwischen Entwicklungs- und Industrieländern aufbaut. Eine damit 
verbundene westliche Perspektive auf die durch den Klimawandel hervorgerufenen 
klimatischen Phänomene und deren in unterschiedlicher Intensität stattgefundener Analyse 
wurde ebenfalls konstatiert. Die Wahrnehmung des IPCC in Entwicklungsländern war durch 
mangelnde Akzeptanz geprägt, dem aber durch die verstärkte Einbeziehung von 
Wissenschaftlern aus Entwicklungsländern Einhalt geboten wurde und versucht wurde diese 
Wahrnehmung in positiver Weise zu verändern (vgl. BIERMANN 2000, S. 200 ff.).  
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Gemäß den Ausführungen von KÜTTING zur Rolle der Wissenschaft im Allgemeinen sind 
die Erkenntnisse nicht wertneutral zu beurteilen, sondern werden unter anderem durch die 
Beziehung der Wissenschaftler zur Umwelt geprägt. So kann hierbei die Dominanz der 
technologischen Lösungen für die Reduktion von Treibhausgasemissionen als durch die 
ökonomischen Strukturen geprägte Maßnahme der Wissenschaftler aus den Industriestaaten 
gesehen werden. Dennoch besteht in diesem Zusammenhang nach wie vor die Problematik 
geistigen Eigentums, die den Wissenstransfer einschränkt. In LDCs ist es daher von 
besonderer Bedeutung, dass ein gewisses Maß an Know-How vermittelt wird um 
Entwicklung zu ermöglichen.  
In Bezug auf den CDM ist die Rolle der Wissenschaft, die im Rahmen des Klimaregimes im 
Wesentlichen auf das IPCC zentriert ist, eine vergleichsweise wenig einflussreiche auf den 
Mechanismus. Wenngleich es die naturwissenschaftlichen Grundlagen für die Ausgestaltung 
der Methodologien zur Bewertung der Projekte bereitstellt, so ist sein Einfluss dadurch kein 
direkter. 
Speziell auf die ökologische Effektivität des CDMs bezogen kann die Wissenschaft, wie dies 
derzeit auch der Fall ist, in Form von möglichen Lösungen der Problemfelder des CDMs wie 
der „leakage“-Problematik oder der Additionalität Reformvorschläge machen. Zahlreiche 
Studien zur Reform der regulatorischen Strukturen des CDMs existieren, die Entscheidung 
zur Umsetzung dieser bleibt dennoch eine politische. 
6.4. Regulatorische Strukturen 
Die Existenz des Carbon Marktes ist im Grunde genommen auf die Existenz der politischen 
Rahmensetzung und dessen regulatorische Ausgestaltung zurückzuführen. CO2 stellt kein 
Gut dar, das aufgrund seines Gebrauchswertes gehandelt wird. Der Markt hierfür existiert 
daher nicht per se, sondern wurde durch politische Maßnahmen künstlich geschaffen (vgl. 
ALTVATER und BRUNNENGRÄBER 2008, S. 10 f.).  
Die spezifische regulatorische Ausgestaltung des CDMs weist durchaus Lücken und 
Schwächen in Bezug auf die Umsetzung von Projekten auf. Diese werden in der Literatur 
auch weitgehend thematisiert. Die fehlende Umsetzungskontrolle der Nachhaltigkeit von 
Projekten, die regulatorischen Bestimmungen zur Validierung und Verifizierung und die damit 
einhergehende problematische Situation der DOEs, ebenso wie diverse Interessenskonflikte 
einzelner Personen oder Institutionen bis hin zur Unterstützung der Abhängigkeit von 
fossilen Energieträgern und des „technological lock-ins“ zählen neben weiteren zu den 
Kritikpunkten der regulatorischen Bestimmungen, die insgesamt eine negative ökologische 
Effektivität bewirken. 
Dadurch zeigt sich, dass die Argumentation von KÜTTING, dass institutionelle und 
ökologische Effektivität nicht strikt zu trennen sind, sondern vielmehr die institutionelle 
Einfluss auf die ökologische nehmen kann, eine richtige ist. Erst durch die regulatorische 
Ausgestaltung und bestehende institutionelle Problematiken kann es zu den genannten 
Mängeln bei der Umsetzung kommen, die insgesamt eine auf die ökologische Effektivität der 
Umsetzung dieses Mechanismus negative Wirkung zeigen. 
Abgesehen von der ökologischen Effektivität, bewirkt die grundsätzliche Ausgestaltung des 
CDMs in Bezug auf die internationalen Strukturen zwischen Entwicklungs- und 
Industrieländern eine aus Perspektive der Entwicklungsländer Schaffung neuer 
Abhängigkeiten. Durch Zahlungen der Industriestaaten an Entwicklungsländer und Lieferung 
neuer Technologien werden neue strukturelle Abhängigkeiten geschaffen. Industriestaaten 
erhalten dadurch die Möglichkeit ihre bisherigen Produktions- und Konsummuster 
beizubehalten, indem sie den Süden „kolonialisieren“ und mittels des CDMs ihre 
Einsparungen auslagern. Dadurch werden bestehende Ungleichheiten zwischen Industrie- 
und Entwicklungsländern weiter verstärkt (vgl. CABELLO 2009, S. 198).  
BRUNNENGRÄBER 2011 unterstreicht darüber hinaus die Schwächen des ökonomischen 
Ansatzes bei unzureichender Regulierung. „Der Klimawandel ist real, er beruht auf sozial 
ungleich verteilten Ursachen und führt zu sozial ungleich verteilten Betroffenheiten, und er 
wird im Rahmen der staatlichen und der internationalen wie der marktwirtschaftlichen 
Ordnung nicht angemessen reguliert.“ (BRUNNENGRÄBER 2011, S. 18).  
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Auf Basis der analysierten Literatur kann der CDM als Instrument betrachtet werden, das 
zwar einerseits hohe Ansprüche verfolgt, diesen aber aufgrund der dargelegten Kritikpunkte 
nicht gerecht werden kann. Die festgestellten Mängel bei der Umsetzung von Projekten 
bieten Anlass für Verbesserungen und eine Reformierung des CDMs. Es mangelt hierbei 
nicht an Lösungsvorschlägen, diese existieren in großer Anzahl. Vielmehr sind durch die 
unterschiedlichen Ansätze zur Verbesserung jeweils unterschiedliche Akteure des CDMs 
betroffen. In Abhängigkeit des gewählten Reformvorschlags würden dadurch zum Teil 
bestimmte Akteure benachteiligt werden, wodurch sich dies auf normative Vorstellungen 
bezieht, wer schlussendlich von den Reformen profitieren soll und wer nicht.  
 
Die zentrale, im Rahmen dieser Arbeit gestellte Frage nach der ökologischen Effektivität und 
schließlich des Beitrags des CDMs in Bezug auf das ihm zu Grunde liegende Ziel der 
Stabilisierung der Treibhausgase und Beschränkung des Anstiegs der 
Durchschnittstemperatur um maximal 2°C soll aus zwei unterschiedlichen Perspektiven 
beantwortet werden. Bei einer fokussierten Betrachtungsweise auf die ökologische Integrität 
des CDMs im Rahmen des Klimaregimes ist diese durchaus zu hinterfragen, da aufgrund der 
genannten Probleme offenbar nicht alle Emissionsreduktionen tatsächlich solche sind, 
während Industriestaaten hierfür Emissionen ausstoßen dürfen. Die tatsächliche Erreichung 
der im Kyoto-Protokoll vereinbarten Reduktion der Treibhausgasemissionen um 5 % im 
Vergleich zum Jahr 1990 wird dadurch in Frage gestellt. Zum anderen sollen diese 
Kritikpunkte in Relation zu den positiven Wirkungen des CDMs gesetzt und aus einer 
integrativen, politischen Perspektive betrachtet werden. Eine verstärkte Bewusstseinsbildung, 
Schaffung zusätzlicher Einkommensmöglichkeit für Entwicklungsländer und die Chance 
einen „low-carbon“ Entwicklungspfad zu verfolgen sind durchaus positive Aspekte, die die 
Tatsache der ökologischen Effektivität relativieren, zumal die politisch ausgehandelten 5 % 
und die Wahl des Jahres 1990 als „baseline“ nicht die ökologischen Notwendigkeiten, 
sondern politischen Willen widerspiegeln. 
 
Der integrative Aspekt von Klimapolitik einerseits und Entwicklungspolitik andererseits wurde 
bei der grundsätzlichen Konzeption des CDMs verfolgt, zumal er den Anspruch zum Beitrag 
einer nachhaltigen Entwicklung sowie der Unterstützung der Emissionsreduktionen für 
Industriestaaten hat. Der Schwerpunkt in der letztendlichen regulatorischen Ausgestaltung 
und Umsetzungspraxis liegt jedoch auf dem ökologischen Aspekt. Dies ist nicht zuletzt 
aufgrund der strikten Überprüfung der Emissionsreduktionen im Vergleich zu den geringen 
Prüfungen der Nachhaltigkeit zu erkennen. Die Interdependenzen zwischen Klima- und 
Entwicklungspolitik sind durchaus bekannt, dennoch erfolgt nach wie vor eine Trennung, die 
nicht zuletzt anhand der getrennt existierenden Institutionen ersichtlich ist. Nachhaltige 
Entwicklung würde somit auch auf den ökologischen Aspekt positive Wirkung zeigen. 
 
Für die vernetzte Betrachtung tritt auch Keohane in Form des dargestellten 
Regimekomplexes ein, wobei unterschiedliche Abkommen in die Klimapolitik miteinbezogen 
werden und deren Konnex zu anderen Politikfeldern ebenfalls zu berücksichtigen ist. 
Diese Sichtweise zeigt auch die Schwächen der Regimetheorie noch einmal auf. Die 
klassische Betrachtung eines Regimes, das aufgrund gemeinsamer Interessen zur 
Kooperation auf internationaler Ebene führt, wird im Falle des Klimaregimes durch die 
komplexen Wechselwirkungen mit anderen Politikfeldern relativiert. Eine isolierte 
Betrachtung des Klimaregimes würde daher zu einer begrenzten Darstellung dessen führen. 
Darüber hinaus werden die Ziele und Interessen der staatlichen Akteure beim 
Aushandlungsprozess zunehmend durch die Entwicklungen auf nicht-staatlichen Ebenen 
geprägt und stellen nicht länger statische, sondern vielmehr dynamische Begriffe dar, die 





ADAPTATION FUND (2011): 
http://www.adaptation-fund.org/about [12.11.2011] 
 
ALTVATER, E. (2008): Kohlenstoffzyklus und Kapitalkreislauf – eine „Tragödie der 
Atmosphäre“. in: ALTVATER, E.; BRUNNENGRÄBER, A. (Hrsg.): Ablasshandel gegen 
Klimawandel? – Marktbasierte Instrumente in der globalen Klimapolitik und ihre Alternativen. 
Hamburg: VSA-Verlag, 149-168. 
 
ALTVATER, E.; BRUNNENGRÄBER, A. (2008): Mit dem Markt gegen die 
Klimakatastrophe? – Einleitung und Überblick. in: ALTVATER, E.; BRUNNENGRÄBER, 
A. (Hrsg.): Ablasshandel gegen Klimawandel? – Marktbasierte Instrumente in der globalen 
Klimapolitik und ihre Alternativen. Hamburg: VSA-Verlag, 9-20. 
 
AMERSTORFER, A.; GAUSS, M. (2011): An Austrian Perspective on the CDM and ist 
Role in Combating Climate Change in Africa. in: LENNKH, G.; GINER-REICHL, I. (Hrsg.): 
Africa and Climate Change – The Heat Is On. Wien: Passagen Verlag, 109-124. 
 
ARENS, C. et al. (2011): The CDM Project Potential in Sub-Saharan Africa with Focus 
on Selected Least Developed Countries. Berlin: Federal Ministry for the Environment, 




AVENDAÑO, F. (2008): Sacling Up GHG Emission Reductions Through Replicable 
Business Models. in: OLSEN, K. H.; FENHANN, J. (Hrsg.): A Reformed CDM – including 
new Mechanisms for Sustainable Development. Roskilde: CD4CDM, 163-171. 
http://cd4cdm.org/Publications/Perspectives/ReformedCDM.pdf [20.10.2011] 
 
BACHRAM, H. (2004): Climate Fraud and Carbon Colonialism – The New Trade in 
Greenhouse Gases. Capitalism Nature Socialism, 15 (4), 1-16. 
http://www.carbontradewatch.org/durban/cns.pdf [23.10.2011] 
 
BAKER; McKENZIE (2011): CDM Rulebook – Clean Development Mechanism Rules, 
Practice & Procedures. 
http://cdmrulebook.org/404 [23.11.2011] 
 
BECKENKAMP, M. (2011): The Social Dilemma of Climate Change – Socio-economic 
Implications. in: LEAL FILHO, W. (Hrsg.): The Economic, Social and Political Elements of 
Climate Change. Berlin (u.a.): Springer, 143-152. 
 
BERNSTEIN, S. et al. (2010): A Tale of Two Copenhagens – Carbon Markets and 
Climate Governance. Millennium – Journal of International Studies, 39 (1), 161-173.  
 
BIERMANN, F. (2000): Stand und Fortentwicklung der internationalen Klimapolitik. in: 
KREIBICH, R. (Hrsg.): Global Change – globaler Wandel – Ursachenkomplexe und 
Lösungsansätze, causal structures and indicative solutions. Berlin: Berlin-Verl. Spitz, 189-
206. 
 
BIESECKER, A.; von WINTERFELD, U. (2008): Wider die Kolonialisierung im 
Klimaregime. in: ALTVATER, E.; BRUNNENGRÄBER, A. (Hrsg.): Ablasshandel gegen 
Klimawandel? – Marktbasierte Instrumente in der globalen Klimapolitik und ihre Alternativen. 
Hamburg: VSA-Verlag, 185-198. 
 
BLOOMBERG, abgerufen am 30.12.2011 
93 
BODANSKY, D. (2011): A Tale of Two Architectures – The Once and Future U.N. 
Climate Change Regime. SSRN Working Paper Series, März 2011, 1-18. 
 
BÖTTIGER, H. (2008): Klimawandel – Gewissheit oder politische Machenschaft? 
Petersberg: Imhof.  
 
BOYD, E. et al. (2009): Reforming the CDM for sustainable development – lessons 
learned and policy futures. Environmental Science & Policy, 820-831.  
 
BRAND, U. (2000): Nichtregierungsorganisationen, Staat und ökologische Krise – 
Konturen kritischer NRO-Forschung; das Beispiel der biologischen Vielfalt. 1. Aufl. 
Münster: Westfälisches Dampfboot. 
 
BREWER, T. L. (2008): Climate change technology transfer – a new paradigm and 
policy agenda. Climate Policy, 8, 516-526. 
 
BROHÉ, A.; EYRE, N.; HOWARTH, N. (2009): Carbon Markets – An International 
Business Guide. 1. Aufl. London (u.a.): Earthscan Publ. 
 
BRUNNENGRÄBER, A. (2008): Klima-Kapitalismus der Europäischen Union. in: 
ALTVATER, E.; BRUNNENGRÄBER, A. (Hrsg.): Ablasshandel gegen Klimawandel? – 
Marktbasierte Instrumente in der globalen Klimapolitik und ihre Alternativen. Hamburg: VSA-
Verlag, 133-148. 
 
BRUNNENGRÄBER, A. et al. (2008): Das Klima neu denken – Eine sozial-ökologische 
Perspektive auf die lokale, nationale unter internationale Klimapolitik. Münster: Verlag 
Westfälisches Dampfboot. 
 
BRUNNENGRÄBER, A. (2009a): Die politische Ökonomie des Klimawandels. München: 
oekom Verlag. 
 
BRUNNENGRÄBER, A. (2009b): Kyoto´s “flexible mechanisms“ and the right to pollute 
the air. critical currents, 6, 2009, 26-35.  
 
BRUNNENGRÄBER, A. (2011): Das Klimaregime – Globales Dorf oder sozial 
umkämpftes, transnationales Terrain? in: BRUNNENGRÄBER, A. (Hrsg.): Zivilisierung 
des Klimaregimes – NGOs und soziale Bewegungen in der nationalen, europäischen und 
internationalen Klimapolitik. 1. Aufl. Wiesbaden: VS Verlag für Sozialwissenschaften, 17-44. 
 
BUNDESMINISTERIUM FÜR LAND- UND FORSTWIRTSCHAFT; UMWELT UND 
WASSERWIRTSCHAFT (BMLFUW); KOMMUNALKREDIT PUBLIC CONSULTING (KPC) 
(2010): Österreichs JI/CDM-Programm 2010. Wien: BMLFUW.  
 
BYIGERO, A. D.; CLANCY, J.; SKUTSCH, M. (2010): CDM in sub-Saharan Africa and the 
prospects of the Nairobi Framework Initiative. Climate Policy, 10, 181-189.  
 
CABELLO, J. (2009): The Politics of the Clean Development Mechanism – Hiding 
Capitalism Under the Green Rug. in: BÖHM, S.; SIDDHARTHA, D. (eds): Upsetting the 
Offset – The Political Economy of Carbon Markets. London: MayFlyBooks, 192-202. 
 
CAN INTERNATIONAL – Climate Action Network (2012): 
http://www.climatenetwork.org/about/about-can [04.01.2012] 
 
CARBON FINANCE AT THE WORLD BANK (2010a): carbon finance for sustainable 
development – 2010 Annual Report. Washington, DC: Carbon Finance at the World Bank. 
http://wbcarbonfinance.org/docs/64897_World_Bank_web_lower_Res..pdf [19.11.2011] 
94 
CARBON FINANCE AT THE WORLD BANK (2010b): 10 Years of Experience in Carbon 





CARBON FINANCE AT THE WORLD BANK (2010c): State and Trend of the carbon 




CARBON FINANCE AT THE WORLD BANK (2011): State and Trend of the carbon 




CAREY, J. (2004): Russia´s Path to Kyoto. 1. Oktober 2004 
http://www.businessweek.com/bwdaily/dnflash/oct2004/nf2004101_3878_db039.htm [15.11.2011] 
 
CD4CDM – Capacity Development for the Clean Development Mechanism (2007): 
Guidebook to Financing CDM Projects.  
http://cd4cdm.org/Publications/FinanceCDMprojectsGuidebook.pdf [11.11.2011] 
 
CD4CDM – Capacity Development for the Clean Development Mechanism (2011a): 
http://cdmpipeline.org/overview.htm#7 [27.11.2011] 
 
CD4CDM – Capacity Development for the Clean Development Mechanism (2011b): 
http://cdmpipeline.org/cdm-projects-type.htm [27.11.2011] 
 
CD4CDM – Capacity Development for the Clean Development Mechanism (2011c): 
http://cdmpipeline.org/cdm-projects-region.htm [27.11.2011] 
 
CDM EXECUTIVE BOARD (2011): Annex 38 – Guidance on the registration of project 




CDM WATCH (2010): The Clean Development Mechanism (CDM) Toolkit – a resource 
for citizens, activists and NGOs. 
http://www.cdm-watch.org/wordpress/wp-content/uploads/2010/04/CDM_Toolkit.pdf [20.10.2011] 
 
CHOMITZ, K. M. (2009): Climate Change and the World Bank Group – Phase I: An 
Evaluation of World Bank Win-Win Energy Policy Reforms. Washington, DC: World Bank.  
 
CONINCK, H. D. (2008): Trojan horse or horn of plenty? Reflections on allowing CCS in 
the CDM. Energy Policy, 36, 929-936.  
 
DEHLING, J.; SCHUBERT, K. (2011): Ökonomische Theorien der Politik. Wiesbaden: VS 
Verlag für Sozialwissenschaften. 
 
DEUTSCHE EMISSIONSHANDELSSTELLE (DEHSt) (2008): Clean Development 
Mechanism (CDM) – Wirksamer internationaler Klimaschutz oder globale 






DEUTSCHE EMISSIONSHANDELSSTELLE (DEHSt) (2008b): Carbon Leakage – Die 
Verlagerung von Produktion und Emissionen als Herausforderung für den 








EDENHOFER, O. (Hrsg.) (2010): Global aber gerecht – Klimawandel bekämpfen, 
Entwicklung ermöglichen – ein Report des Potsdam-Instituts für 
Klimafolgenforschung und des Instituts für Gesellschaftspolitik München. Im Auftr. von 
Miesreor und der Münchener Rück Stiftung. Unter Leitung von Ottmar Edenhofer. München: 
Beck. 
 





EPA – U.S. Environmental Protection Agency (2012): 
http://www.epa.gov/ozone/geninfo/gwps.html [07.01.2012] 
 
FENHANN, J.; HINOSTROZA, M. (2011): CDM Information and Guidebook. 3rd ed. 
developed for the UNEP project 'CD4CDM'. Roskilde: UNEP Risoe Centre.  
http://cd4cdm.org/Publications/cdm_guideline_3rd_edition.pdf [11.11.2011] 
 
FISAHN, A. (2008): Vollzugsdefizite im künstlichen Markt. in: ALTVATER, E.; 
BRUNNENGRÄBER, A. (Hrsg.): Ablasshandel gegen Klimawandel? – Marktbasierte 
Instrumente in der globalen Klimapolitik und ihre Alternativen. Hamburg: VSA-Verlag, 51-66. 
 
FLUES, F.; MICHAELOWA, A.; MICHAELOWA, K. (2010): What determines UN approval 
of greenhouse gas emission reduction projects in developing countries? – An 
analysis of decision making on the CDM Executive Board. Public Choice, 145, 1-24. 
 
FRESE, H. (2009): Ökonomie versus Ökologie im internationalen Klimaschutz? – Eine 
institutionenökonomische Analyse der CDM- und JI-Zertifizierungssysteme. Marburg: 
Tectum Verlag. 
 
FRIBERG, L.; BENECKE, G.; SCHRÖDER, M. (2008): Die Rolle des Clean Development 
Mechanism – heute und in Zukunft. in: OTT, H. E.; HEINRICH-BÖLL-STIFTUNG (Hrsg.): 
Wege aus der Klimafalle – Neue Ziele, neue Allianzen, neue Technologien – was eine 
zukünftige Klimapolitik leisten muss. München: oekom Verlag, 98-111. 
 
FRIMAN, M.; LINNÉR, B.-O. (2008): Technology obscuring equity – historical 
responsibility in UNFCCC negotiations. Climate Policy, 8, 339-354.  
 
FUTURECAMP CLIMATE GMBH (2010): Emissionshandel und Klimastrategien - der EU-
Emmissionshandel 2008-12 und 2013-20 ; aktueller Stand und weitere Entwicklungen 
bei den Projektmechanismen sowie im internationalen Klimaschutz ; Carbon Footprint, 
Klimaneutralität und Klimastrategien. 7. akt. u. erw. Aufl. Kissing: WEKA Media. 
 
GERTH, M. (2010): Der grüne Betrug – Wie echter Klimaschutz zwischen Tagespolitik 
und Lobbyismus auf der Strecke bleibt. München: Redline Verlag. 
 
96 





GHOSH, S.; YASMIN, H. (2009): India´s 'Clean Development'. in: BÖHM, S.; 
SIDDHARTHA, D. (eds): Upsetting the Offset – The Political Economy of Carbon Markets. 
London: MayFlyBooks, 129-137.  
 
GIDDENS, A. (2010): The Politics of Climate Change. Repr. Cambridge (u.a.): Polity Press. 
 
GILAU, A. M.; BUSKIRK, R. V.; SMALL, M. J. (2007): Enabling optimal energy options 
under the Clean Development Mechanism. Energy Policy, 35, 5526-5534. 
 
HAUFLER, V. (2002): Crossing the Boundary between Public and Private – 
International Regimes and Non-State Actors. in: RITTBERGER, V. (Hrsg.): Regime theory 
and international relations. Oxford (u.a.): Clarendon Press, 94-111. 
 
HAYA, B. (2007): Failed Mechanism – How the CDM is subsidizing hydro developers 
and harming the Kyoto Protocol. International Rivers, 1-10. 
http://www.internationalrivers.org/files/Failed_Mechanism_3.pdf [30.10.2011] 
 
HAYA, B. (2009): Measuring Emissions Against an Alternative Future – Fundamental 
Flaws in the Structure of the Kyoto Protocol´s Clean Development Mechanism. 
Berkeley: University of California. 
http://erg.berkeley.edu/working_paper/2009/ERG09-001.pdf [03.01.2012 
 
HELM, D. (2008): Climate-change policy – why has so little been achieved? Oxford 
Review of Economic Policy, 24 (2), 211-238. 
 
HENK, M.; SCHÄFER, J. (2010): Die Luftnummer – Goldener Weg zum Klimaschutz 
oder Ventil für ökologische Unvernunft? Das internationale Geschäft mit dem Recht, 
die Atmosphäre zu vergiften. GEO, 12, 128-150. 
 
HERMANN, H. et al. (2010): Kostenlose CO2-Zertifikate und CDM/JI im EU-
Emissionshandel – Analyse von ausgewählten Branchen und Unternehmen in 
Deutschland. Berlin: Öko-Institut. 
http://www.oeko.de/oekodoc/1102/2010-145-de.pdf [30.10.2011] 
 
HEY, E. (2001): The Climate Change Regime – An Enviro-Economic Problem and 
International Administrative Law in the Making. International Environmental Agreements, 
1, 75-100.  
 
HINOSTROZA, H. et al. (2009): Primer On CDM Programme of Activities – developed for 
the UNEP project 'CD4CDM'. 
http://cd4cdm.org/Publications/PrimerCMDPoA.pdf [11.11.2011] 
 
HOOD, C. (2010): Reviewing Existing and Proposed Emissions Trading Systems. Paris: 
OECD/International Energy Agency. 
http://www.iea.org/papers/2010/ets_paper2010.pdf [02.12.2011] 
 
HOUGHTON, J. (2005): Global Warming – The Complete Briefing. 3rd ed., repr., 
Cambridge (u.a.): Cambridge Univ. Press. 
 
HOWELL, D.; NAKHLE, C. (2008): Out of the energy labyrinth – Uniting Energy and the 
Environment to Avert Catastrophe. Repr. London (u.a.): Tauris. 
 
97 
IEA – INTERNATIONAL ENERGY AGENCY (2005): Act Locally, Trade Globally – 
Emissions Trading for Climate Policy. Paris: OECD. 
 
IPCC – Intergovernmental Panel on Climate Change (2007): Climate Change 2007 – 
Contribution of Working Group I to the Forth Assessment Report of the 
Intergovernmental Panel on Climate Change. Cambridge (u.a.): Cambridge Univ. Press. 
 
IPCC – Intergovernmental Panel on Climate Change (2011a): 
http://www.ipcc.ch/organization/organization_history.shtml [15.10.2011] 
 
IPCC – Intergovernmental Panel on Climate Change (2011b): 
http://www.ipcc.ch/publications_and_data/ar4/wg1/en/faq-2-1-figure-1.html [20.10.2011] 
 
JONES, A.; LAFLEUR, V.; PURVIS, N. (2009): Double Jeopardy – What the Climate 
Crisis Means for the Poor. in: BRAINARD, L.; JONES, A.; PURVIS, N. (Hrsg.): Climate 
Change and Global Poverty – A Billion Lives in the Balance? Washington, D.C.: Brookings 
Institution, 10-42. 
 
KAUFMANN, S.; MÜLLER, T. (2009): Grüner Kapitalismus – Krise, Klimawandel und 
kein Ende des Wachstums. Berlin: Dietz. 
 
KEOHANE, R. O.; VICTOR, D. G. (2010): The Regime Complex for Climate Change. 
SSRN Working Paper Series, Jul 2010, 1-28. 
 
KILL, J. et al. (2010): Trading carbon – How it works and why it is controversial. Moreton 
in Marsh: FERN.  
http://www.fern.org/tradingcarbon [08.10.2011] 
 
KOCH, M. (2011): Capitalism and Climate Change – theoretical discussion, historical 
development and policy responses. 1. publ. Basingstoke (u.a.): Palgrave Macmillan. 
 
KOHLER-KOCH, B. (1989): Zur Empirie und Theorie internationaler Regime. in: 
KOHLER-KOCH, B. (Hrsg.): Regime in den internationalen Beziehungen. 1. Aufl. Baden-
Baden: Nomos-Verl.-Ges., 17-88. 
 
KOK, M. et al. (2008): Integrating development and climate policies – national and 
international benefits. Climate Policy, 8, 103-118.  
 
KOLLMUSS, A.; LAZARUS, M. (2010): Industrial N2O Projects under the CDM – The 
Case of Nitric Acid Production. Somerville: Stockholm Environment Institute.  
http://sei-us.org/Publications_PDF/SEI-NitricAcid-Summary-10.pdf [10.02.2011] 
 
KRASNER, S. D. (1982): Structural causes and regime consequences – regimes as 
intervening variables. International Organization, 2, 185-205. 
 
KRELL, G. (2012): Theorien in den Internationalen Beziehungen. in: STAACK, M. (Hrsg.): 
Einführung in die Internationale Politik – Studienbuch. 5. Aufl. München: Oldenburg, 31-82.  
 
KROMP-KOLB, H.; FORMAYER, H. (2005): Schwarzbuch Klimawandel – Wie viel Zeit 
bleibt uns noch? Salzburg: ecowin Verlag der TopAkademie GmbH. 
 
KÜTTING, G. (2000): Environment, Society and International Relations – Towards more 
effective international environmental agreements. London: Routledge.  
 
LABATT, S.; WHITE, R. R. (2007): Carbon Finance – The financial Implications of 
Climate Change. Hoboken NJ (u.a.): Wiley. 
98 
LANIUS, K. (2009): Klima, Umwelt, Mensch – sozial-ökonomische Systeme und ihre 
Überlebens(un)fähigkeit. Bonn: Pahl-Rugenstein.  
 
LEHMKUHL, U. (2001): Theorien internationaler Politik – Einführung und Texte. 3. erg. 
Aufl. München, Wien: Oldenburg.  
 
LEVIN, T. (2005): Emissionshandel – Grundlagen, Praxis, Perspektiven. Berlin: VDM 
Verlag Müller.  
 
LIST, M. (2007): Regimetheorie. in: BENZ, A. et al. (Hrsg.): Handbuch Governance – 
theoretische Grundlagen und empirische Anwendungsfelder. 1. Aufl. Wiesbaden: VS Verlag 
für Sozialwissenschaften, 226-239.  
 
LOHMANN, L. (2006): Carry on polluting. NewScientist. 
http://www.thecornerhouse.org.uk/resource/carry-polluting [08.10.2011] 
 
LOHMANN, L. (2008a): Carbon Trading, Climate Justice and the Production of 
Ignorance – Ten examples. Development, 51, 359-365. 
 
LOHMANN, L. (2008b): Carbon Trading – Solution or Obstacle? 
http://www.thecornerhouse.org.uk/resource/carbon-trading-solution-or-obstacle [08.10.2011] 
 
LOHMANN, L. (2009a): Neoliberalism and the Calculable World – The Rise of Carbon 
Trading. in: BÖHM, S.; SIDDHARTHA, D. (eds): Upsetting the Offset – The Political 
Economy of Carbon Markets. London: MayFlyBooks, 25-40. 
 
LOHMANN, L. (2009b): Regulation as Corruption in the Carbon Offset Markets. in: 
BÖHM, S.; SIDDHARTHA, D. (eds): Upsetting the Offset – The Political Economy of Carbon 
Markets. London: MayFlyBooks, 175-191.  
 




LOHMANN, L.; SEXTON, S. (2010): Carbon Markets – The Policy Reality. Global Social 
Policy, 10 (1), 9-12. 
 
LUND, E. (2010): Dysfunctional delegation – why the design of the CDM´s supervisory 
system is fundamentally flawed. Climate Policy, 10, 277-288. 
 
MACE, M. J. (2010): International Treaties. In: Climate Change Science and Policy. 
Washington, D. C. (u.a.): Island Press, 221-234. 
 
MASTRANDREA, M. D.; SCHNEIDER, S. H. (2010): Climate Change Science Overview. 
In: SCHNEIDER, S. H. et al. (Hrsg.): Climate Change Science and Policy. Washington, D. C. 
(u.a.): Island Press, 11-27. 
 
MATSUHASHI, R.; SHINOZAKI, H.; YOSHIDA, Y. (2008): Management of risks in clean 
development mechanism projects. Environmental Economics and Policy Studies, 9, 283-
298. 
 
MICHAELOWA, A. (2005): Clean Development Mechanism und Joint Implementation. in: 
LUCHT, M; SPANGARDT, G.: Emissionshandel – Ökonomische Prinzipien, rechtliche 
Regelungen und technische Lösungen für den Klimaschautz. Berlin (u.a.): Springer, 137-152. 
 
99 
MICHAELOWA, A. (2007): Untergräbt der Clean Development Mechanism den 
internationalen Klimaschutz? Die Volkswirtschaft Das Magazin für Wirtschaftspolitik, 9, 20-
23. 
 
MICHAELOWA, A.; PUROHIT, P. (2007): Additionality determination of Indian CDM 




MITTENDORF, M. (2004): Ökonomie der internationalen Klimapolitik – Die besondere 
Herausforderung durch den Clean Development Mechanism. Münster: LIT-Verlag. 
 
MONCEAU, T. D.; BROHÉ, A.; FUJIWARA, N. (2011): Briefing paper “Political Lock-in in 
the context of the CDM” – Study on the Integrity of the Clean Development Mechanism.  
http://ec.europa.eu/clima/policies/ets/linking/docs/political_lock_in_en.pdf [28.12.2011] 
 
MONTINI, M. (2010): The Kyoto Protocol in the International Environmental Law 
Context and the Post-2012 Scenario. in: MONTINI, M. (Hrsg.): Developing CDM Projects 
in the Western Balkans. Dordrecht (u.a.): Springer, 5-27. 
 
MÜLLER, H. (2002): The Internalization of Principles, Norms, and Rules by 
Governments – The Case of Security Regimes. in: RITTBERGER, V. (Hrsg.): Regime 
theory and international relations. Oxford (u.a.): Clarendon Press, 361-390. 
 
MÜLLER, B. (2004): Global Climate Change Regime – Taking Stock and Looking Ahead. 
in: GROVER, V. I. (Hrsg.): Climate Change – Five Years after Kyoto. Enfield, NH (u.a.): 
Science Publ., 29-52.  
 
NDONGSOK, D. (2011): Making CDM work for poor and rich Africa beyond 2012 – a 
series of dos and don´ts. in: UNEP RISØ CENTRE: Progressing towards post-2012 carbon 
markets. Perspectives Series 2011, 87-100. 
http://www.acp-cd4cdm.org/media/326892/post2012markets.pdf [28.12.2011] 
 
NEWELL, P.; JENNER, N.; BAKER, L. (2009): Governing Clean Development – A 
Framework for Analysis. Development Policy Review, 27 (6), 717-739.  
 
NEWELL, P.; PATERSON, M. (2010): Climate Capitalism – Global Warming and the 
Transformation of the Global Economy. Cambridge (u.a.): Cambridge University Press. 
 
NYAORO, J.; CHATTERJEE, B. (2011): Briefing paper “Governance of the Clean 




NYONG, A. (2009): Climate Change Impacts in the Developing World – Implications for 
Sustainable Development. in: BRAINARD, L.; JONES, A.; PURVIS, N. (Hrsg.): Climate 
Change and Global Poverty – A Billion Lives in the Balance? Washington, D.C.: Brookings 
Institution, 43-64. 
 
OHMS, M. J. (2011): Erfahrungen mit den Klimaschutzinstrumenten von Kyoto (CDM/JI) 
– Funktionieren die Kontrollmechanismen? in: GUNDEL, J.; LANGE, K. W. (Hrsg.): 
Klimaschutz nach Kopenhagen – Internationale Instrumente und nationale Umsetzung. 
Tagungsband der Bayreuther Energierechtstage 2010. Tübingen: Mohr Siebeck, 35-56.  
 
OLSEN, K. H. (2007): The clean development mechanism´s contribution to sustainable 
development – a review of the literature. Climatic Change, 84, 59-73.  
100 
OLSEN, K. H.; FENHANN, J. (2006): Sustainable Development Benefits of Clean 
Development Projects. CD4CDM Working Paper No. 2, UNEP RISØ Centre. 
http://cd4cdm.org/Publications/SustainableDevelopmentBenefitsCDM.pdf [11.11.2011] 
 
OLSEN, K. H.; FENHANN, J. (2008): Sustainable development benefits of clean 
development mechanism projects – A new methodology for sustainability assessment 
based on text analysis of the project design documents submitted for validation. 
Energy Policy, 36, 2819-2830.  
 
OLSON, M. (2004): Die Logik des kollektiven Handelns – Kollektivgüter und die Theorie 
der Gruppen. 5. Aufl. Tübingen: Mohr Siebeck.  
 
OTT, H. (1996): Völkerrechtliche Aspekte der Klimarahmenkonvention. in: BRAUCH, H. 
G. (Hrsg.): Klimapolitik – Naturwissenschaftliche Grundlagen, internationale Regimebildung 
und Konflikte, ökonomische Analysen sowie nationale Problemerkennung und 
Politikumsetzung. Berlin (u.a.): Springer. 
 
PEARSON, B. (2007): Market failure – why the Clean Development Mechanism won´t 
promote clean development. Journal of Cleaner Production, 15, 247-252. 
 
PIEKENBROCK, D. (2009): Gabler Kompakt-Lexikon Volkswirtschaftslehre. 3. vollst. 
überarb. u. erw. Aufl. Wiesbaden: Gabler. 
 
POMREHN, W. (2007): Heiße Zeiten – wie der Klimawandel gestoppt werden kann. Köln: 
PapyRossa Verlag.  
 
PTAK, R. (2008): Wie ein Markt entsteht und aus Klimamüll eine Ware wird. in: 
ALTVATER, E.; BRUNNENGRÄBER, A. (Hrsg.): Ablasshandel gegen Klimawandel? – 
Marktbasierte Instrumente in der globalen Klimapolitik und ihre Alternativen. Hamburg: VSA-
Verlag, 35-50. 
 
REPETTO, R. (2001): The Clean Development Mechanism – Institutional breakthrough 
or institutional nightmare? Policy Sciences, 34, 303-327.  
 
RIBOT, J. (2010): Vulnerability Does Not Fall from the Sky – Toward Multiscale, Pro-
Poor Climate Policy. in: MEARNS, R. (Hrsg.): Social Dimensions of Climate Change – 
Equity and Vulnerability in a Warming World. Washington, DC: World Bank, 47-74. 
 
RÖSCH, R. (2007): Institutionenökonomische Analyse und Bewertung der 
projektbezogenen flexiblen Mechanismen des Kyoto Protokolls. 1. Aufl. München: 
Verlag Dr. Hut.  
 
RUTHNER, L. et al. (2011): Study on the Integrity of the Clean Development Mechanism 
(CDM) – Final Report. London: AEA.  
http://ec.europa.eu/clima/policies/ets/linking/docs/final_report_en.pdf [28.12.2011] 
 
SCHNEIDER, L. (2007): Is the CDM fulfilling its environmental and sustainable 
development objectives? – An evaluation of the CDM and options for improvement. 
Berlin: Öko-Institut e.V. 
http://www.oeko.de/oekodoc/622/2007-162-en.pdf [30.10.2011] 
 
SCHNEIDER, L. (2008): Der Klimadeal mit dem Süden – Chancen und Probleme des 
Clean Development Mechanism (CDM). in: KOSCH, S. (Hrsg.): Zukunftsmarkt Klimaschutz 
– Wie wir die Welt retten und dabei Geld verdienen können. Berlin: Parthas Verlag, 76-90. 
 
101 
SCHNEIDER, L. (2009): A Clean Development Mechanism with global atmospheric 
benefits for a post-2012 climate regime. International Environmental Agreements, 9, 95-
111. 
 
SCHNEIDER, L. R. (2011): Perverse incentives under the CDM – an evaluation of HFC-
23 destruction projects. Climate Poliy, 11, 851-864.  
 
SCHNEIDER, L.; GRAICHEN, J.; MATZ, N. (2005): Implications of the CDM on other 
Conventions – The case of HFC-23 destruction. Berlin: Öko-Institut e.V. 
http://www.oeko.de/oekodoc/248/2005-006-en.pdf [30.11.2011] 
 
SCHNEIDER, L; LAZARUS, M.; KOLLMUSS, A. (2010): Industrial N2O Projects Under the 




SCHNEIDER, L.; MOHR, L. (2010): 2010 Rating of Designated Operational Entities 
(DOEs) accredited under the Clean Development Mechanism (CDM) – Report for WWF. 
Berlin: Öko-Institut e.V. 
http://www.oeko.de/oekodoc/1023/2010-079-en.pdf [30.10.2011] 
 
SERES, S. (2008): Analysis of Technology Transfer in CDM Projects.  
http://cdm.unfccc.int/Reference/Reports/TTreport/TTrep08.pdf [15.10.2011] 
 
SIMONIS, U. E. (2011). Weltumweltpolitik. in: WOYKE, W. (Hrsg.): Handwörterbuch 
internationale Politik. 12. überarb. u. akt. Aufl. Opladen (u.a.): Budrich, 578-588. 
 
SINN, H.-W. (2008): Das grüne Paradoxon – Plädoyer für eine illusionsfreie Klimapolitik. 
Berlin: Econ Verlag.  
 
SPANDAU, L.; WILDE, P. (2008): Klima – Basiswissen, Klimawandel, Zukunft. Stuttgart: 
Ulmer. 
 
SPASH, C. L. (2005): Greenhouse economics – value and ethics. 1. publ. in paperback. 
London (u.a.): Routledge.  
 
SPRINZ, D. F.; HELM, C. (1999): The Effect of Global Environmental Regimes – A 
Measurement Concept. International Political Science Review, 20 (4), 359-369. 
 
STERK, W.; ARENS, C. (2008): Quantität vor Qualität? Die projektbasierten Kyoto-
Mechanismen im EU-Emissionshandel. in: SCHÜLE, R. (Hrsg.): Grenzenlos handeln? 
Emissionsmärkte in der Klima- und Energiepolitik. München: Oekom-Verl., 37-55. 
 
STERK, W.; ARENS, C. (2010): Investitionen für den Klimaschutz – Die projektbasierten 




STERN, N. H. (2007): The economics of climate change – the Stern review. 1. publ. repr. 
Cambridge (u.a.): Cambridge Univ. Press. 
 
STRÜBEL, M. (1989): Umweltregime in Europa. in: KOHLER-KOCH, B. (Hrsg.): Regime in 
den internationalen Beziehungen. 1. Aufl. Baden-Baden: Nomos-Verl.-Ges., 247-273. 
 
TIETENBERG, T. H.; LEWIS, L. (2010): Environmental Economics and Policy. 6. ed. 
Boston, Mass. (u.a.): Pearson. 
102 
TUERK, A. et al. (2010): Green Investment Schemes – First Experiences and lessons 




THE GOLD STANDARD (2012): 
http://www.cdmgoldstandard.org/about-us/who-we-are [14.01.2012] 
 
UNFCCC – United Nations Framework Convention on Climate Change (1992): 
Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über Klimaänderungen. 
http://unfccc.int/resource/docs/convkp/convger.pdf [20.10.2011] 
 
UNFCCC – United Nations Framework Convention on Climate Change (2006): Report on 
the Conference of the Parties to the Kyoto Protocol on its first session, held at 
Montreal from 28 November to 10 December 2005. 1-100. 
http://cdm.unfccc.int/Reference/COPMOP/08a01.pdf [15.10.2011] 
 
UNFCCC – United Nations Framework Convention on Climate Change (2008a): Clean 
Development Mechanism – 2008 in brief. 
http://unfccc.int/resource/docs/publications/08_cdm_in_brief.pdf [15.10.2011] 
 
UNFCCC – United Nations Framework Convention on Climate Change (2008b): Kyoto 
Protocol Reference Manual – on Accounting of Emissions and Assigned Amount.  
http://unfccc.int/resource/docs/publications/08_unfccc_kp_ref_manual.pdf [11.11.2011] 
 
UNFCCC – United Nations Framework Convention on Climate Change (2009): Clean 
Development Mechanism – Executive Board Annual Report 2009. 
http://unfccc.int/resource/docs/publications/cdm_annual_report_2009.pdf [15.10.2011] 
 
UNFCCC – United Nations Framework Convention on Climate Change (2010a): Clean 
Development Mechanism – Executive Board Annual Report 2010. 
http://unfccc.int/resource/docs/publications/10_cdm_anrep.pdf [15.10.2011] 
 
UNFCCC – United Nations Framework Convention on Climate Change (2010b): The 




UNFCCC – United Nations Framework Convention on Climate Change (2010c): The Kyoto 
Protocol Mechanisms – International Emissions Trading, Clean Development 
Mechanism, Joint Implementation. 
http://unfccc.int/essential_background/background_publications_htmlpdf/items/2625.php [15.10.2011] 
 
UNFCCC – United Nations Framework Convention on Climate Change (2011a):  
http://cdm.unfccc.int/Projects/diagram.html [12.10.2011] 
 
UNFCCC – United Nations Framework Convention on Climate Change (2011b): 
http://unfccc.int/kyoto_protocol/status_of_ratification/items/2613.php [15.10.2011] 
 
UNFCCC – United Nations Framework Convention on Climate Change (2011c): 
http://unfccc.int/parties_and_observers/parties/annex_i/items/2774.php [23.10.2011] 
 
UNFCCC – United Nations Framework Convention on Climate Change (2011d): 
http://unfccc.int/parties_and_observers/parties/non_annex_i/items/2833.php [23.10.2011] 
 
UNFCCC – United Nations Framework Convention on Climate Change (2011e): 
http://unfccc.int/meetings/items/6237.php?filtbody=53 [29.10.2011] 
103 
UNFCCC – United Nations Framework Convention on Climate Change (2011f): 
http://unfccc.int/essential_background/convention/convention_bodies/items/2629.php [04.11.2011] 
 
UNFCCC – United Nations Framework Convention on Climate Change (2011g): 
http://cdm.unfccc.int/CommonImages/ProjectCycleSlide [07.11.2011] 
 
UNFCCC – United Nations Framework Convention on Climate Change (2011h): 
http://unfccc.int/files/inc/graphics/image/gif/2011_bodies_large.gif [11.11.2011] 
 
UNFCCC – United Nations Framework Convention on Climate Change (2011i): 
http://unfccc.int/bodies/body/6430.php [11.11.2011] 
 
UNFCCC – United Nations Framework Convention on Climate Change (2011j): CDM 
Methodology Booklet. Nov. 2011 
http://cdm.unfccc.int/methodologies/documentation/meth_booklet.pdf#icons [17.12.2011] 
 
UNFCCC – United Nations Framework Convention on Climate Change (2011k): 
http://cdm.unfccc.int/DOE/list/index.html [13.11.2011] 
 
UNFCCC – United Nations Framework Convention on Climate Change (2011l): 
http://cdm.unfccc.int/Statistics/Registration/RegisteredDNAPieChart.html [19.11.2011] 
 
UNFCCC – United Nations Framework Convention on Climate Change (2011m): 
http://cdm.unfccc.int/DNA/index.html# [19.11.2011] 
 
UNFCCC – United Nations Framework Convention on Climate Change (2011n):  
http://unfccc.int/kyoto_protocol/items/2830.php [02.12.2011] 
 
UNFCCC – United Nations Framework Convention on Climate Change (2011o): Fact sheet 




UNFCCC – United Nations Framework Convention on Climate Change (2011p): 
http://unfccc.int/kyoto_protocol/compliance/items/3024.php [09.12.2011] 
 
UNFCCC – United Nations Framework Convention on Climate Change (2011q): 
http://cdm.unfccc.int/EB/governance.html [15.12.11] 
 
UNFCCC – United Nations Framework Convention on Climate Change (2011r): 
http://cdm.unfccc.int/DOE/list/index.html [17.12.2011] 
 
UNFCCC – United Nations Framework Convention on Climate Change (2012): 
http://unfccc.int/meetings/durban_nov_2011/meeting/6245/php/view/reports.php [05.01.2012] 
 




UNITED NATIONS (1998): Kyoto Protocol to the United Nations Framework Convention 
on Climate Change. 
http://unfccc.int/resource/docs/convkp/kpeng.pdf [25.10.2011] 
 
UNITED NATIONS STATISTICS DIVISION (2011): 
http://unstats.un.org/unsd/environment/air_co2_emissions.htm [13.11.2011] 
 
VENNEMO, H. et al. (2006): Domestic Environmental Benefits of China´s Energy-related 
CDM Potential. Climatic Change, 75, 215-239.  
104 
VICTOR, D. G. (2006): Toward Effective International Cooperation on Climate Change – 
Numbers, Interests and Institutions. Global Environmental Politics, 6 (3), 90-103.  
 
VOGLER, J. (2011): International Relations theory and the environment. in: KÜTTING, G. 
(Hrsg.): Global Environmental Politics – Concepts, Theories and Case Studies. London (u.a.): 
Routledge. 
 
WANG, B. (2010): Can CDM bring technology transfer to China? – An empirical study 
of technology transfer in China´s CDM projects. Energy Policy, 38, 2572-2585.  
 
WARA, M. (2010): Measuring the Clean Development Mechanism´s Performance and 
Potential. In: SCHNEIDER, H. et al. (Hrsg.): Climate Change Science and Policy. 
Washington, D. C. (u.a.): Island Press, 287-295. 
 
WEISTROFFER, C. (2008): Klimawandel bewältigen – Die Rolle der Finanzmärkte. in: 
KOSCH, S. (Hrsg.): Zukunftsmarkt Klimaschutz – Wie wir die Welt retten und dabei Geld 
verdienen können. Berlin: Parthas Verlag, 50-65. 
 
WICKE, L.; SPIEGEL, P.; WICKE-THÜS, I. (2006): Kyoto Plus – So gelingt die 
Klimawende. München: Beck. 
 
WISSEN, M. (2012): Ökologische Krise und politikwissenschaftliche Theorie. erscheint 
in: KREISKY, E.; LÖFFLER, M.; SPITALER, G. (Hrsg.): Theoriearbeit in der 
Politikwissenschaft. Wien. facultas.wuv. 
 
WITT, U.; MORITZ, F. (2008): CDM – saubere Entwicklung und dubiose Geschäfte. in: 
ALTVATER, E.; BRUNNENGRÄBER, A. (Hrsg.): Ablasshandel gegen Klimawandel? – 
Marktbasierte Instrumente in der globalen Klimapolitik und ihre Alternativen. Hamburg: VSA-
Verlag, 88-105. 
 
WOLFOWITZ, D. (2010): CDM and Mitigation in Developing Countries. In: SCHNEIDER, 
H. et al. (Hrsg.): Climate Change Science and Policy. Washington, D. C. (u.a.): Island Press, 
277-286. 
 
YOUNG, O. R.; LEVY, M. A. (1999): The Effectiveness of International Environmental 
Regimes. in: YOUNG, O. R. (Hrsg.): The Effectiveness of International Environmental 
Regimes – Causal Connections and Behavioral Machanisms. Cambridge, Mass. (u.a.): MIT-
Press, 1-32. 
 
ZANGL, B. (2003): Regimetheorie. in: SCHIEDER, S.; SPINDLER, M. (Hrsg.): Theorien der 














ANNEX I und Nicht-ANNEX I-Staaten 
 
Annex I-Countries   
Australia Austria Belarus ** 
Belgium Bulgaria Canada 
Croatia ** Czech Republic ** Denmark 
Estonia (European Union) Finland 
France Germany Greece 
Hungary Iceland Ireland 
Italy ** Japan Latvia 
Liechtenstein ** Lithuania Luxembourg 
Malta Monaco ** Netherlands 
New Zealand Norway Poland 
Portugal Romania Russian Federation ** 
Slovakia ** Slovenia ** Spain 
Sweden Switzerland Turkey ** 
Ukraine ** United Kingdom of Great Britain 
and Northern Ireland 
United States of America 
* Observer State 
** Party for which there is a specific COP and/or CMP decision 
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Non-Annex I-Countries   
Afghanistan Albania ** Algeria 
Angola Antigua and Barbuda Argentina 
Armenia ** Azerbaijan Bahamas 
Bahrain Bangladesh Barbados 
Belize Benin Bhutan 
Bolivia Bosnia and Herzegovina Botswana 
Brazil Brunei Darussalam Burkina Faso 
Burundi Cambodia Cameroon 
Cape Verde Central African Republic Chad 
Chile China Colombia 
Comoros Congo Cook Islands 
Costa Rica Cuba Cyprus 
Côte d'Ivoire Democratic People's Republic 
of Korea  
Democratic Republic of the 
Congo 
Djibouti Dominica Dominican Republic 
Ecuador Egypt El Salvador  
Equatorial Guinea  Eritrea  Ethiopia  
Fiji Gabon Gambia 
Georgia Ghana Grenada 
Guatemala Guinea Guinea-Bissau  
Guyana Haiti Honduras 
India Indonesia Iran (Islamic Republic of)  
Iraq Israel Jamaica 
Jordan Kazakhstan **  Kenya  
Kiribati Kuwait Kyrgyzstan 
Lao People's Democratic 
Republic 
Lebanon Lesotho 
Liberia Libya Madagascar 
Malawi Malaysia Maldives 
Mali Marshall Islands Mauritania 
Mauritius Mexico Micronesia (Federated States of) 
Mongolia Montenegro Morocco 
Mozambique Myanmar Namibia 
Nauru Nepal Nicaragua 
Niger Nigeria Niue 
Oman Pakistan Palau 
Panama Papua New Guinea  Paraguay 
Peru Philippines Qatar 
Republic of Korea Republic of Moldova ** Rwanda 
Saint Kitts and Nevis Saint Lucia 
Saint Vincent and the 
Grenadines 
Samoa San Marino  Sao Tome and Principe 
Saudi Arabia Senegal Serbia 
Seychelles Sierra Leone Singapore 
Solomon Islands Somalia South Africa 
Sri Lanka Sudan Suriname 
Swaziland Syrian Arab Republic Tajikistan 
Thailand 
The former Yugoslav Republic 
of Macedonia 
Timor-Leste 
Togo Tonga Trinidad and Tobago 
Tunisia Turkmenistan ** Tuvalu 
Uganda United Arab Emirates United Republic of Tanzania 
Uruguay Uzbekistan ** Vanuatu 
Venezuela (Bolivarian 
Republic of) 
Viet Nam Yemen 
Zambia Zimbabwe  
* Observer State 
** Party for which there is a specific COP and/or CMP decision 
 





Datum Ort Session 
28. Nov. – 9. Dez. 2011 Durban, South Africa COP 17 
29. Nov. – 10. Dez. 2010 Cancun, Mexico COP 16 
7. – 18. Dez. 2009 Copenhagen, Denmark COP 15 
1. – 12. Dez. 2008 Poznan, Poland COP 14 
3. – 14. Dez. 2007 Bali, Indonesia COP 13 
6. – 17. Nov. 2006 Nairobi, Kenya COP 12 
28. Nov. – 9. Dez. 2005 Montreal, Canada COP 11 
6. – 17. Dez. 2004 Buenos Aires, Argentina COP 10 
1. – 12. Dez. 2003 Milan, Italy COP 9 
23. Okt. – 1. Nov. 2002 New Dehli, India COP 8 
29. Okt. – 10. Nov. 2001 Marrakech, Morocco COP 7 
16. – 27. Juli 2001 Bonn, Germany COP 6-2 
13. – 25. Nov. 2000 The Hague, The Netherlands COP 6 
25. Okt. – 5. Nov. 1999 Bonn, Germany COP 5 
2. – 13. Nov. 1998 Buenos Aires, Argentina COP 4 
1. – 10. Dez. 1997 Kyoto, Japan COP 3 
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Auflistung aller derzeit akkredidierten DOEs  
Ref.  
Number Entity 
Sectoral scopes  
for validation 
Sectoral scopes 
for verification and 
certification State 
E-0001 Japan Quality Assurance Organisation (JQA)  1-15 1-15 Japan 
E-0002 JACO CDM., LTD (JACO) 1-15 1-15 Japan 
E-0003 DNV Climate Change Services AS (DNV) 1-15 1-15 Norway 
E-0005 TÜV SÜD Industrie Service GmbH (TÜV SÜD) 1-15 1-15 Germany 
E-0006 Deloitte Tohmatsu Evaluation and Certifiaction Organization (Deloitte-TECO) 1-10, 12, 13, 15 1-10, 12, 13, 15 Japan 
E-0007 Japan Consulting Institute (JCI) 1, 2, 4, 5, 9, 10, 13 1, 2, 4, 5, 9, 10, 13 Japan 
E-0008 KPMG AZSA Sustainability Co., Ltd. (KPMG-AZSA) 1-3, 10 1-3, 10 Japan 
E-0009 Bureau Veritas Certification Holding SAS (BVCH) 1-15 1-15 France 
E-0010 SGS United Kingdom Limited (SGS) 1-15 1-15 United Kingdom 
E-0011 Korea Energy Management Corporation (KEMCO) 1-15 1-15 Republic of Korea 
E-0013 TÜV Rheinland (China) Ltd. (TÜV Rheinland) 1-15 1-15 China 
E-0016 ERM Certification and Verification Services Limited (ERM CVS) 1-5, 8-10, 13 1-5, 8-10, 13 United Kingdom 
E-0020 Conestoga Rovers & Associates Limited (CRA) 1, 4, 5, 10, 12, 13 1, 4, 5, 10, 12, 13 Canada 
E-0021 Spanish Association for Standardisation and Certification (AENOR) 1-15 1-15 Spain 
E-0022 TÜV NORD CERT GmbH (TÜV NORD) 1-15 1-15 Germany 
E-0023 Lloyd´s Register Quality Assurance Ltd. (LRQA) 1-13 1-13 United Kingdom 
E-0024 Colombian Institute for Technological Standards and Certification (ICONTEC) 1-5, 7, 8, 13-15 1-5, 7, 8, 13-15 Colombia 
E-0025 Korean Foundation for Quality (KFQ) 1-5, 9-11, 13 1-5, 9-11, 13 Republic of Korea 
E-0027 Swiss Association for Quality and Management Systems (SQS) 1-15 1-15 Switzerland 
E-0028 Ernst & Young Shin Nihon (E&YSNSI) 1-3 1-3 Japan 
E-0030 Nippon Kaiji Kentei Quality Assurance Limited (NKKKQA) 1, 3-5, 7, 12, 13 1, 3-5, 7, 12, 13 Japan 
E-0031 Perry Johnson Registrars Carbon Emissions Services (PJRCES) 
1-3, 7, 9, 12, 13, 
15 
1-3, 7, 9, 12, 13, 
15 United States 
E-0032 LGAI Technological Center, S.A. (Applus) 1, 13 1, 13 Spain 
E-0034 China Environmental United Certification Center Co., Ltd. (CEC) 1-15 1-15 China 
E-0037 RINA Services S.p.A. (RINA) 1-8, 10, 11, 13-15 1-8, 10, 11, 13-15 Italy 
E-0038 SIRIM QAS INTERNATIONAL SDN.BHD (SIRIM) 1-4, 7, 10, 13, 15 1-4, 7, 10, 13, 15 Malaysia 
E-0039 Korean Standards Association (KSA) 1-5, 13 1-5, 13 Republic of Korea 
E-0040 Korea Environment Corporation (KECO) 1-8, 13-15 1-8, 13-15 Republic of Korea 
E-0041 Japan Management Association (JMA) 1-4, 6, 8, 9, 14 1-4, 6, 8, 9, 14 Japan 
E-0042 Germanischer Lloyd Certification GmbH (GLC) 1-3, 7, 10, 13 1-3, 7, 10, 13 Germany 
E-0044 China Quality Certification Center (CQC) 1-13 1-13 China 
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E-0045 Ernst & Young Associés (France) (EYG) 14 14 France 
E-0046 China Classification Society Certification Company (CCSC) 1-10, 13 1-10, 13 China 
E-0047 CEPREI certification body (CEPREI) 1-5, 8-10, 13, 15 1-5, 8-10, 13, 15 China 
E-0049 Indian Council of Forestry Research and Education (I.C.F.R.E.) 14 14 India 
E-0050 Hong Kong Quality Assurance Agency (HKQAA) 1 1 Hong Kong 
E-0051 KBS Certification Services Pvt. Ltd (KBS) 
1, 3-5, 7, 12, 13, 
15 
1, 3-5, 7, 12, 13, 
15 India 
E-0052 Carbon Check (Pty) Ltd (Carbon Check) 1-5, 8-10, 13 1-5, 8-10, 13 South Africa 
E-0054 re-consult Ltd. (Re-consult) 1 1 Turkey 
E-0055 URS Verification Private Limited (URS) 1, 13 1, 13 India 
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The Clean Development Mechanism (CDM) is one of the 
flexibility mechanisms defined in the Kyoto Protocol. It´s 
purpose is to contribute to the ultimate objective of the 
UNFCCC by assisting Annex I-Parties in achieving their 
reduction commitments as well as to assist Non-Annex I-
Parties by achieving sustainable development. This thesis 
aims to analyse the different aspects of this mechanism 
concerning the development and the environment. By 
analysing prevailing aspects in the secondary literature 
these issues are discussed in terms of the environmental 
effectiveness of the CDM within the framework of the 
regime theory. All in all, the prevailing literature focuses 
on the critical aspects of the CDM and the ecological 
integrity of this mechanism has to be questioned. 
Der Clean Development Mechanism (CDM) als flexibler 
Mechanismus des Kyoto-Protokolls soll durch Projekte in 
Entwicklungsländern, die Treibhausgasemissionen 
reduzieren, die Industriestaaten bei der Erreichung ihrer 
Reduktionsziele unterstützen und nachhaltige 
Entwicklung in den Entwicklungsländern fördern. Die 
vorliegende Arbeit analysiert die entwicklungspolitischen 
und sozialökologischen Aspekte des CDMs hinsichtlich 
der ökologischen Effektivität im Rahmen der 
Regimetheorie. In Form einer Sekundäranalyse werden 
die bisher in der Literatur untersuchten Aspekte des 
CDMs dargestellt und ihre Auswirkungen auf die 
ökologische Effektivität diskutiert. Die vorherrschende 
Literatur betrachtet vorwiegend kritische Aspekte des 
CDMs, die die ökologische Integrität des Mechanismus in 
Frage stellen. 
